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Im Altertum gab es kein Völkerrecht. Die eigenartig ent- 
wickelte Kultur mancher Völker, z. B. der Juden ſchloß jeden 
Staatsfremden als Feind ihrer Kultur oder ihres Glaubens von 
vornherein aus. Die ausgedehnten, auf dem Machtprinzip be- 
ruhenden Weltreiche hatten kein Intereſſe daran, fremde Völker 
als gleichberechtigt anzuerkennen. Ihr Expanſionsdrang lief 
dieſen Beſtrebungen — falls es ſolche überhaupt damals gegeben 
hat — direkt zuwider. Selbſt die alles gleichmachende Lehre des 
Chriſtentums vermochte erſt dann den Grundſatz der Gleich— 
berechtigung, die Baſis des Völkerrechts, im Völkerverkehr 
einigermaßen durchzuſetzen, als im Mittelalter in Europa eine 
Reihe ſelbſtändiger chriſtlicher Staaten nebeneinander ent— 
ſtanden war. Zu der fruchtbaren chriſtlichen Idee der Gleich— 
heit trat der ſtändig wachſende Wirtſchaftsverkehr als gleich— 
berechtigter Faktor hinzu. Langſam zunächſt, unter ſchweren 
Kämpfen ſich entwickelnd, erhielt das Völkerrecht jedoch bald 
kräftige Stütze und Ausgeſtaltung durch die Wiſſenſchaft. Am 
das Jahr 1625 hat der Niederländer Hugo Grotius mit 
feinem Werk: „De jure belli ac pacis libri tres“ ein Funda⸗ 
ment geſchaffen, auf dem man den Bau des Völkerrechts nun— 
mehr kräftig fortentwickeln konnte. 


Der Kreis der am völkerrechtlichen Verkehr Teilnehmenden 
erweiterte ſich ſtändig durch die Aufnahme von nicht chriſt⸗ 
lichen Staaten, wie der Türkei, Japan uſw. Die territorialen 
Veränderungen ſchufen im Laufe der Jahrhunderte zwar noch 
manchen Konfliktſtoff, der mit den Waffen ausgetragen wurde 
und die Wildheit der menſchlichen Natur noch häufig in blutigen 
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Kriegen ausbrechen ließ. Jedoch zeigt die Entwickelungslinie 
des Völkerrechts trotz mancher Krümmung eine ſtete Aufwärts⸗ 
bewegung. War es nun wirklich die Reife des völkerrechtlichen 
Gedankens, oder war es das Ahnen des gewaltigen jetzt noch 
tobenden Völkerringens, das die völkerrechtlichen Konferenzen 
in den letzten Jahrzehnten ſich häufen ließ? Tatſache iſt, daß 
man allſeitig eifrig bemüht war, das Werk vom Haag in jeg⸗ 
licher Weiſe zu kräftigen und weiter zu entwickeln. Man hoffte 
nicht nur, daß ſpäterhin ausbrechende Völkerſtürme ſich an 
dieſem maſſierten Friedenswillen brechen würden, man war auch 
der Zuverſicht, daß die im Haag geſammelten friedlichen Kräfte 
aller Nationen bei auftretenden Intereſſengegenſätzen und Kon⸗ 
flikten einen befriedigenden Ausgleich ſchaffen würden. In⸗ 
deſſen erwies ſich der Bau des Friedens und der Verſöhnung in 
dem nun ausbrechenden wilden Völkerringen noch nicht als 
widerſtandsfähig genug; unter den wuchtigen, rückſichtsloſen 
Stößen des egoiſtiſchen Albions klaffte bald manch breiter Niß, 
manch kühner Strebepfeiler ſtürzte in ſich zuſammen. 

Was kümmerte es England, daß der alte Grundſatz der 
Anverletzlichkeit des Privateigentums im Landkriege durch 
Artikel 23 J. h. der Landkriegsordnung von 1907 auch auf das 
Gebiet der Forderungsrechte ausgedehnt wurde? Getreu dem 
Ausſpruche eines ſeiner Philoſophen: Jeder tue, was ihm zu 
tun nützlich ift‘, ſetzte ſich England kühn über dieſe Gewiſſens⸗ 
ſchranke hinweg und machte 1. die Anſprüche aus beſtehenden 
Verträgen mit feindlichen Antertanen klaglos und erklärte 
2. während der Dauer des Krieges mit feindlichen Antertanen 
geſchloſſene Verträge für nichtig. 

Es empfahl feinen Handelsſchiffen, um den Gefahren des 
deutſchen Kreuzerkrieges zu entgehen, den weitgehendſten Ge- 
brauch neutraler Abzeichen; es ſtellte ihnen ſogar eine Aber⸗ 
ſichtstabelle zur Verfügung mit Angaben, auf welchen Reiſe⸗ 
wegen die zweckmäßigſte Flagge zu führen ſei. Am etwaige 
Bedenken rechtlich denkender Schiffseigentümer oder Kapitäne 
zu zerſtreuen, ließ man ſich in einer vertraulichen Admiralitäts⸗ 
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anweiſung für die britiſchen Kauffahrteiſchiffe ſogar zu folgen⸗ 
den Behauptungen hinreißen: „Er (d. h. der Gebrauch falſcher 
Flaggen) iſt in keiner Weiſe unehrenhaft. Eigner und Schiffer 
handeln durchaus rechtmäßig, wenn ſie jedes Mittel anwenden, 
den Feind irrezuführen und ihn dazu bringen, britiſche Schiffe 
mit neutralen zu verwechſeln. „Right or wrong“ — hier ſollte 
es wirklich nicht die Frage ſein. And die amtlicherſeits für 
notwendig erachtete Feſtſtellung der „Ehrenhaftigkeit“ der Me— 
thode ſpricht für ſich genügend. 

Freilich gab Englands Haltung in Seekriegsfragen ſchon 
in Friedenszeiten zu mancher mißtrauiſchen Regung Anlaß. 
Hauptſächlich ſein Verdienſt iſt es, wenn die Anverletzlichkeit 
des Privateigentums auch im Seekriege bis jetzt noch nicht an— 
erkannt iſt. Mit verbiſſener Energie hielt es am Seebeuterecht 
feſt, wohl erkennend, welch wertvolle Waffe es damit in Händen 
hatte. Es wehrte ſich gegen die Errichtung eines internationalen 
Priſenhofes im Haag, es wehrte ſich überhaupt — ſehr häufig 
in verſteckter Weiſe — gegen jede Milderung des Priſenrechts. 
Selbſt der Londoner Deklaration vom 26. Februar 1909, zu 
deren Formulierung es ſelbſt eingeladen hatte, verſagte es die 
Ratifikation. Zwar erklärte es bei Kriegsausbruch die Be— 
ſtimmungen der Deklaration auch für ſich als bindend, aber es 
wäre naiv, wollte man angeſichts der weitgehenden „Additions 
und Modifikations“ dieſes als Annahme der Londoner Dekla— 
ration bezeichnen. England zeigte auch bald, wie es die Para- 
graphen und Beſtimmungen des Völkerrechts zu recken und 
ſtrecken verſteht, um ſeinen brutalen Maßnahmen ein, wenn auch 
noch ſo fadenſcheiniges Rechtsgewand umzuhängen. Im In— 
lande war allerdings die zyniſche Offenherzigkeit bewunderns— 
wert, mit der man die beſten Maßnahmen beriet, um ein 
Kulturvolk wie das deutſche mit 70 Millionen Männern, 
Frauen, Greiſen und Kindern auszuhungern. Da verwarf man 
den „Humanitätsduſel“ und begann gleich mit zwei völker— 
rechtswidrigen Handlungen den Kampf. 

Einerſeits erweiterte England ganz bedeutend die Liſte der 
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abſoluten Konterbande, ja es verwiſchte in feiner Praxis bald 
völlig den Anterſchied zwiſchen abſoluter und relativer Konter⸗ 
bande. Es verſchärfte dann ſeine Maßnahmen durch Aus⸗ 
dehnung der Theorie der einheitlichen Reife auf die relative 
Konterbande und durch Aufſtellung der berüchtigten ſchwarzen 
Liſten. Andererſeits umging es die Vorſchrift der Effektivität 
der Blockade !), deren Herſtellung ihm vielleicht, wenn auch 
unter ſchweren Opfern, möglich geweſen wäre. Es legte viel— 
mehr ſeiner „Kriegsgebietserklärung“ alle Wirkungen einer 
wirklichen Blockade bei und wandte ſo die ſchon von der Pariſer 
Deklaration verworfene „papierne Blockade“, die man bezeich- 
nenderweiſe den „blocus anglais“ nannte, aufs neue an. 

Schließlich ſcheute es auch nicht davor zurück, von Kauf⸗ 
fahrteiſchiffen der niederländiſchen, der norwegiſchen und der 
italieniſchen Flagge deutſche Reſerviſten als Kriegsgefangene 
fortzuführen, trotzdem laut Generalbericht der Londoner Kon⸗ 
ferenz die ganze Konferenz darin einig war, daß nur aktive 
Militärperſonen, nicht aber ſolche Perſonen, die ſich, wie bei- 
ſpielsweiſe Reſerviſten, zur Erfüllung ihrer allgemeinen Dienſt⸗ 
pflicht nach der Heimat begeben, der Gefangennahme auf einem 
neutralen Schiff unterliegen 2). 

Anter ſolchen Amſtänden iſt es durchaus glaubwürdig, wenn 
man England nachſagt, daß es die Genfer Flagge zur Immuni⸗ 
ſierung ſeiner Kriegsmaterialtransporte benutzt; Beſchul⸗ 
digungen dieſer Art bildeten zu gewiſſen Zeiten fortlaufende 
Kapitel in unſeren Tagesblättern. 

Die deutſche Regierung ließ die Gelegenheit zu einer kräf⸗ 
tigen politiſchen Offenſive nicht ungenutzt vorübergehen. Sie 
faßte das geſammelte Material in einer wuchtigen Anklageſchrift 
zuſammen und erteilte ihr in der Denkſchrift vom 10. Oktober 
1914 eine offizielle Formulierung. And die engliſche Antwort 
darauf — war die zweite Ordre in Council vom 29. Oktober 


1) Pariſer Deklaration von 1856 Art. 4. 
2) Vergl. auch Lond. Dekl. Art. 45 Abſ. 1 und 2 in Verbindung 
mit Art. 47. 
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1914, die der engliſchen Willkürherrſchaft zur See noch mehr 
Spielraum gab als die erſte vom 20. Oktober 1914. 
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Es wäre ein Verbrechen am eigenen Volke geweſen, hätte 
die deutſche Regierung dieſen engliſchen völkerrechtswidrigen 
Amtrieben ruhig zugeſehen und es unverſucht gelaſſen, durch 
energiſche Gegenmaßnahmen und geeignete Druckmittel Eng: 
land auf den Rechtspfad zurückzuzwingen. Dieſen Verſuch 
unternahm fie am 4. Februar 1915. Auf der alten Weisheit 
fußend, daß die beſte Verteidigung der Gegenhieb iſt, ſpielte 
ſie gegenüber dem engliſchen Aushungerungsplan ihre ſcharf— 
geſchliffene A⸗Bootwaffe aus. Wenngleich es ihr ebenſo— 
wenig gelang wie dem Feinde, den Gegner durch das Mittel 
der Hungerblockade auf die Knie zu zwingen, ſo gab doch der 
Schritt der deutſchen Regierung dem deutſchen Admiralſtab die 
erforderliche Bewegungsfreiheit, um der engliſchen rückſichts— 
loſen Seekriegsführung mit der nötigen Kraft entgegenzutreten. 
Die „Denkſchrift der Kaiſerlich-Deutſchen Regierung über 
Gegenmaßnahmen gegen die völkerrechtswidrigen Maßnahmen 
Englands zur Anterbindung des neutralen Seehandels mit 
Deutſchland“ ſtellt in kurzem, kräftigem Tone das ganze völker— 
rechtswidrige Gebaren Englands an den Pranger. Auch übt 
ſie ſcharfe Kritik an dem Verhalten der neutralen Regierungen 
Englands Völkerrechtsverletzungen gegenüber. Die neutralen 
Mächte ſchienen ſich mit theoretiſchen Proteſten abzufinden, ja 
ſie ſchlöſſen ſich in gewiſſer Richtung ſogar den mit der Freiheit 
der Meere unvereinbaren engliſchen Maßnahmen an. Stimmten 
die Neutralen auf der einen Seite dem Grundſatze zu, daß tat— 
ſächlich die Lebensintereſſen von Kriegführenden als hinreichende 
Entſchuldigung für jede Art des Kriegführens gelten, ſo dürften 
ſie auch der andern Seite die Anerkennung des Prinzips nicht 
verſagen. Damit wehrt ſich die deutſche Regierung erfolgreich 
gegen etwaige neutrale Einſprüche gegen die beabſichtigten Ver— 
geltungsmaßregeln. Dieſe ſind in einer „Bekanntmachung des 


Chefs des Admiralſtabes der Marine“ (v. Pohl) vom 
4. Februar 1915 dargelegt. Ihr Wortlaut iſt folgender: 
1. Die Gewäſſer ringsum um Großbritannien und Irland 
einſchließlich des geſamten engliſchen Kanals werden hiermit 
als Kriegsgebiet erklärt. Vom 18. Februar 1915 an wird 
jedes in dieſem Kriegsgebiet angetroffene feindliche Kauffahrtei⸗ 
ſchiff zerſtört werden, ohne daß es möglich ſein wird, die dabei 
der Beſatzung und den Paſſagieren drohende Gefahr abzuwenden. 

2. Auch neutrale Schiffe laufen im Kriegsgebiet Gefahr, 
da es angeſichts des von der britiſchen Regierung am 31. Januar 
angeordneten Mißbrauchs neutraler Flaggen und der Zufällig⸗ 
keiten des Seekriegs nicht immer verhindert werden kann, daß 
die auf feindliche Schiffe berechneten e auch neutrale 
Schiffe treffen. 

3. Die Schiffahrt nördlich um die Shetlandinſeln iſt im 
öſtlichen Gebiete der Nordſee und in einem Streifen von 
mindeſtens 30 Seemeilen Breite entlang der wie 
Küſte nicht gefährdet. 
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Schon längere Zeit war man den Fahrten der „Luſitania“ 
mit Aufmerkſamkeit gefolgt. Es war ein offenes Geheimnis, 
daß dieſer Niefendampfer gewaltige Mengen Kriegsmittel von 
dem damaligen ſtillen Teilhaber Amerika nach England brachte, 
und es war auch nicht unbekannt, daß unfere A-Boote hinter 
dieſem Koloß mit Beuteluſt her waren. Aus Furcht vor dieſen 
Angriffen hatte die „Luſitania“ bereits zum Mittel der falſchen, 
damals ſchon ſehr geſchätzten amerikaniſchen Flagge gegriffen, 
um ihre Verfolger irrezuführen. Jetzt ereilte ſie ihr Schickſal. 
Mit amerikaniſcher Konterbande tief beladen, leider auch mit 
Paſſagieren reich beſetzt, fiel fie am 7. Mai 1915 einem deutſchen 
Torpedo zum Opfer und ſank in kürzeſter Friſt. Der grauſige 
Wellentod ſo vieler Menſchen war das einzig Beklagenswerte 
dabei. Aber gerade dieſe Tatſache gab den Engländern wieder 
eine willkommene Gelegenheit, eine beiſpielloſe Hetze gegen das 


ER 


Deutſchtum ſowohl im Inlande wie in den neutralen Ländern 
ins Werk zu ſetzen. Ihre eigentliche Krönung erblicke ich in dem 
Arteilsſpruch des mit der Anterſuchung der Todesfälle beim 
Antergang der „Luſitania“ betrauten Richters vom 11. Mai 
1915. Er ſei der Kurioſität halber hierher geſetzt: „Dieſes 
ſchreckliche Verbrechen verletzt das Völkerrecht und die Verträge 
aller ziviliſierten Völker. Wir erheben demnach gegen die 
Offiziere des deutſchen A⸗Bootes, gegen den Kaiſer und die 
deutſche Regierung, die ihnen Befehl erteilten, die Anklage auf 
Meuchelmord.“ 

Wohltuend ſtach dagegen die Haltung des geſamten deut— 
ſchen Volkes ab. Einmütig war es in ſeinem Mitleid mit den 
Opfern der Kataſtrophe, einmütig aber auch darin, daß es die 
Schuld nicht Deutſchland zumaß. And die Tatſachen gaben ihm 
Recht. Ganz aufgeklärt iſt der Sachverhalt zwar bis heute 
noch nicht. Man muß vielmehr verſuchen, aus den amtlichen 
Bekanntmachungen, den Noten der Regierungen und den Be— 
richten der Tagespreſſe ein ungefähres Bild des Tatbeſtandes 
zu zeichnen. 

Zur Information der amerikaniſchen Regierung weiſt die 
deutſche Regierung in ihrer Note vom 28. Mai 1915 darauf 
hin, daß die „Luſitania“ einer der größten und ſchnellſten, mit 
Regierungsmitteln als Hilfskreuzer gebauten engliſchen 
Handelsdampfer war und in der von der engliſchen Admiralität 
herausgegebenen „Navy-List“ ausdrücklich aufgeführt iſt. „Die 
Dampfer „Luſitania“ und „Mauretania“, fo trägt Fleiſch⸗ 
mann!) zum Tatbeſtande bei, ſtehen in der Monthly Navy List 
in der Abteilung „Royal- Naval Reserve-Merchand-Vessels“ 
mit dem Vermerke: „Von der Cunard⸗Linie zur Verfügung der 
Admiralität gegen jährliche Subvention gehalten; ſomit er— 
mächtigt zur Führung der blauen Flagge. Dieſe Flagge wurde 
am 28. Auguſt 1907 unter Nr. 813 ausgehändigt.“ Da die 
engliſche Regierung natürlich ein ſtarkes Intereſſe an der Bau— 
art dieſer Schiffe hatte, hatte ſie bei der Ausarbeitung der 


1) ZBÖR. 9. Bd. Sonderabdruck S. 5. 
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Pläne ihren Einfluß in weitgehendem Maße geltend gemacht. 
Die Maſchinen⸗ und Ruderanlagen ſowie die Kohlenräume 
ſollten ſo angeordnet werden, daß fie gegen feindliche Geſchoß— 
wirkung möglichſt geſchützt lägen. Staatliche Geldzuwendungen 
in beträchtlicher Höhe als Beihilfe, Bauvorſchuß und Be— 
teiligung an der Kriegsverſicherung wurden der Cunard⸗Linie 
zugeſagt und gewährt. 

Aber dieſe reinen Schutzmaßnahmen iſt man aber hinaus⸗ 
gegangen. Fleiſchmann zieht eine Propagandaſchrift der 
Cunard⸗Linie aus dem Jahre 19072) ans Tageslicht, in der 
unter anderem erklärt wird, daß die „Luſitania“ für den Kriegs⸗ 
fall mit 12 ſechszölligen und 12 leichten Schnellfeuergeſchützen 
ausgerüſtet werden könne. 

Damit leitet er zu der Frage der Bewaffnung über. Man 
erinnere ſich, daß bereits im Jahre 1913 England die Abſicht 
kundgab, eine Anzahl der wertvolleren Handelsſchiffe ſchon im 
Frieden mit Geſchützen und Munition auszurüſten, und daß im 
März 1914 bereits 40 Handelsſchiffe eine derartige Bewaff⸗ 
nung aufwieſen. Die deutſche Note vom 11. Mai 1917 führt 
als weiteren Beweis eine Außerung des engliſchen Parlaments- 
ſekretärs an, daß nunmehr (kurz vor der Kataſtrophe) ſo gut wie 
alle engliſchen Handelsſchiffe bewaffnet und auch mit Hand⸗ 
granaten verſehen ſeien. 

Gerüchte und Zeitungsmeldungen, daß die Lufitania „mit 
gefährlicher Geſchützfeuerſtärke ausgerüſtet war“ ?) können je⸗ 
doch ſolange nicht als Beweiſe gelten, als die Herkunft und 
Glaubwürdigkeit dieſer Meldungen nicht einwandfrei er⸗ 
wieſen iſt. 

Ein weſentliches Beweisſtück bringt die „Voſſiſche Zeitung“ 
unterm 11. Mai: Der Marine-Mitarbeiter des „Daily Tele- 
graph“, Archibald Hurd, habe erklärt, daß die „Luſitania“ das 
einzige Schiff ſei, das, obgleich nicht zum aktiven Kriegsdienſt 
herangezogen, doch mit Schnellfeuer-Kanonen mächtig beſtückt 


2) „In 4½ Tagen über den Ozean“. 
3) Vergl. die deutſche Note vom 11. Mai 1915. 
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und mit Matroſen der Kriegsmarine bemannt ſei, um feind— 
liche Kreuzer anzugreifen. Desgleichen berichtet die „Frank— 
furter Zeitung“ vom 30. Mai 1915 von einem Artikel des 
führenden engliſchen Fachblattes „Engeenering“, deſſen Ver⸗ 
faſſer zwar behauptet, die „Luſitania“ ſei ein unbewaffneter 
Dampfer geweſen, aber mit ſeinen beigegebenen Planzeich— 
nungen gerade das Gegenteil beweiſt. Dieſe enthalten in er— 
friſchender Offenherzigkeit noch die Angaben der Stellen, an 
denen vier 15⸗Om⸗Geſchütze auf dem Promenadendeck und weitere 
acht Geſchütze auf dem Shelterdeck aufgeſtellt waren. | 

Auf Zeugenvernehmungen ſtützt ſich jedenfalls die deutſche 
Regierung, wenn fie in ihrer Note vom 28. Mai 1915 be- 
hauptet: „Die „Luſitania“ hat nach hier vorliegenden Nach- 
richten bei der Abfahrt von Newyork Geſchütze an Bord gehabt, 
die unter Deck aufgeſtellt waren.“ Jedoch iſt die Quelle dieſer 

Nachricht der Offentlichkeit nicht bekannt gegeben worden! 

Nun iſt aber ſowohl von engliſcher wie amerikaniſcher 
Seite die Tatſache der Armierung beſtritten worden. Eng— 
liſcherſeits geſchah dies durch eine Veröffentlichung der britiſchen 
Geſandtſchaft in Bern in der Zeitung „Der Bund“. Dabei 
vertrat man die Behauptung, daß die „Luſitania“ nicht nur 
während der letzten Reife, ſondern während der ganzen Kriegs: 
dauer ſchlechthin ohne Geſchütz geblieben ſei. 

Der letzte Teil der Behauptung iſt wohl durch die oben 
angeführten Tatſachen widerlegt. Was die Bewaffnung auf 
der letzten Reife anbetrifft, fo behauptet nun auch die ameri— 
kaniſche Regierung, die deutſche Regierung ſei falſch unter— 
richtet. Doch verfehlt Meurer) nicht, auf eine andere Aus⸗ 
drucksform des amerikaniſchen Notenverfaſſers an einer ſpäteren 
Stelle hinzuweiſen. In der Note vom 10. Juni 1915 wird 
nämlich nur beſtritten, „daß die „Luſitania“ für ein an- 
griffsweiſes Vorgehen bewaffnet war.“ Das würde 
dann die Sachlage ſo hinſtellen, als ob die amerikaniſche Re— 


4) Zeitſchr. f. d. priv. u. öff. Recht d. Gegenwart. Wien 1916. Bd. 42. 
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gierung mit einer Bewaffnung zu Verteidigungszwecken ein- 
verftanden geweſen wäre. Be 

Aus manchen Umftänden, fo der Mitnahme der Poſt durch 
den gleichzeitig abgehenden Dampfer „Newyork“ ſtatt durch 
die „Luſitania“ hat man wohl hier und da in den Zeitungen 
geſchloſſen, daß England die Armierung entfernt habe und das 
Schiff opfern wollte. M. E. waren dieſe Amſtände doch mehr 
eine Folge der Warnung und nicht ein Some der Waffen⸗ 
loſigkeit. 

Als weitere bemerkenswerte Tatſache ſei angeführt, daß 
der Befehlshaber der „Luſitania“, der Kapitän Turner, als 
Commandeur (Korvettenkapitän) der engliſchen e Navy⸗ 
Reſerve angehörte. 


Soviel wie nun auch für die Annahme der Armierung der 
„Luſitania“ ſprechen mag, es fehlt doch noch mancher Bauſtein 
zur lückenloſen Aufrichtung des Beweisbaues; die Frage nach 
der Bewaffnung muß demnach offen bleiben. 


Wegen ihrer enormen Geſchwindigkeit glaubte man die 1 
„Luſitania“ gegen A-Boot⸗Angriffe beſonders gefeit und ver⸗ 
traute ihr große Mengen der von Amerika an die Entente⸗ 
Mächte gelieferten Munition und ſonſtiger Kriegsgeräte an. 
Dreimal ſchon hatte ſie dieſem ſchwunghaften Konterbande⸗ 
handel als Brücke nach Europa gedient und Schußwaffen, 
Flugzeuge, Automobile, Feldgeſchütze in beträchtlicher Anzahl 
dem feindlichen Heere zugeführt. Anzweifelhaft hatte ſie auch 
bei ihrer letzten Ausfahrt aus Amerika reichliche Mengen 
Kriegsmaterial an Bord. Nach der auf dem amerikaniſchen 
Zollamte niedergelegten Ladeliſte, die das angeſehene ameri⸗ 
kaniſche Fachblatt“ „Journal of Commerce“ ihren Angaben zu⸗ 
grunde legt, ſoll ſich als Ladegut auf der „Luſitania“ l 
haben: | 

für 200 000 Pfd. Sterl. Munition; 
„ 112 000 Pfd. Sterl. Kupfer, Meſſing und Eiſen; 
„ 67 000 Pfd. Sterl. militäriſche Gegenſtände. 
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Anter dieſe militäriſchen Gegenſtände fallen auch wohl die 
25 000 Pfund Tetrachlorid, für deſſen Verſchiffung als Kron⸗ 
zeugen Meurer den Chemiker Dr. Braun aus Pittsburg 
angibt. 

Eine vom Kapitän der „Luſitania“ beſchworene Ladungs⸗ 
liſte enthält eine ganze Reihe Angaben, aus welchen Meurer 
folgende einzelne herausgreift: 

1. Munition in 1271 Kiſten, Wert 47 624 Pfd. Sterl.; 

2. Kriegsmaterial 95 Pack, Wert 66 221 Pfd. Sterl.; 

3. Meſſingplatten, 260 000 Pfd., Wert 49 565 Pfd. 
Sterl.; 

4. Kupfer 111762 Pfd., Wert 20 955 Pfd. Sterl; 

5. Kupferdraht, 58 465 Pfd., Wert 11000 Pfd. Sterl. 

Außerdem waren für London beſtimmt Patronen und 
Munition in 4200 Kiſten, Wert 152 400 Pfd. Sterl. 

Daher fußte die deutſche Regierung auf durchaus ſicherem 
Boden, wenn ſie ſowohl in ihrer Note vom 11. Mai wie in 
der vom 28. Mai 1915 behauptete, daß „die „Luſitania“ auf der 
letzten Reiſe erwieſenermaßen 5400 Kiſten Munition an Bord 
hatte, auch die ſonſtige Ladung größtenteils Konterbande war.“ 

Nicht ſo klare Beweiſe liegen hinſichtlich der Beförderung 
von Truppen vor. Zwar behauptet ebenſo wie die deutſche 
Regierung in ihrer Note vom 28. Mai auch Meurer, daß 
die „Luſitania“ kanadiſche Truppen an Bord gehabt hätte und 
ſtützt dieſes auf die Ausſage des amerikaniſchen Senators 
William J. Stone, Vorſitzenden des Senatsausſchuſſes für 
auswärtige Angelegenheiten, daß die „Luſitania“ auf ihrer 
letzten Fahrt Kriegsreſerviſten zum Dienſt in der britiſchen 
Armee nach England gebracht habe. Der unklare Begriff 
„Kriegsreſerviſten“ läßt aber keine ſcharfen Schlüſſe zu. Ne⸗ 
ſerviſten, die noch nicht in das aktive Heer eingereiht ſind, können 
nach Völkerrecht nicht zu Kriegsgefangenen gemacht werden, 
d. h. ſie ſind alſo nicht als „Truppe“ zu bewerten. 

Die angeführten Tatſachen laſſen infolge mancher Lücken⸗ 
haftigkeit eine Fülle verſchiedener rechtlicher Beurteilungen zu. 

Diſſ. Becker. 2 
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Es ſtellt ſich denn auch heraus, daß von den verſchiedenſten 
Stellen aus die juriſtiſchen Schriftſteller dieſem Stoffe zu Leibe 
gegangen find. Als erfreuliches Reſultat kann man jedoch 
buchen, daß die deutſche Regierung bei der Rechtfertigung ihres 
Vorgehens in der deutſchen Gelehrtenwelt einen guten Re- 
ſonanzboden gefunden hat. 


8 4. 


Mit der Verwendung der A-Boote im Seekriege trat ein 
neues Kriegsmittel in die Erſcheinung, von dem man nicht recht 
wußte, in welches Schubfach des Völkerrechts man es legen oder 
ob man es überhaupt in ſolcher Ausdehnung als rechtmäßige 
Kriegswaffe zulaſſen ſollte. Die in bisher unbekanntem Maße 
ausgedehnte Verwendung der A-Boote zog eine neuartige 
Methode der Seekriegführung nach ſich und drohte, manchen 
Grundpfeiler des Seekriegsrechts umzuſtürzen. Beſonders Eng⸗ 
land ermangelte nicht, immer wieder von neuem auf die „Nechts⸗ 
widrigkeit“ der neuen A-Boot⸗Kriegführung hinzuweiſen. Mit 
ſattſam bekannter engliſcher Beharrlichkeit und in dem ihm zur 
zweiten Natur gewordenen moraliſierendem Ton verſteifte es 
ſich auf die poſitiv-⸗rechtlichen Beſtimmungen des Völkerrechts. 


Es will das neu aufgetauchte Kriegsmittel ohne weiteres in die 


Zwangsjacke dieſer Beſtimmungen ſtecken. 
Der Widerſtand der deutſchen Regierung gegen pie 


Zwangsuniformierung ihrer ſchärfſten Waffe ließ in vielen 


Punkten die nötige Kraft vermiſſen. Es iſt dies umſomehr ver⸗ 
wunderlich, als ſie in der deutſchen Gelehrtenwelt ein kräftiges 
Rückgrat gefunden hätte. Es mögen hier einige Gedanken 
Fleiſchmanns Platz haben, die das Weſen und den Zweck 
des Völkerrechts vollinhaltlich erfaſſen und durchaus Anſpruch 
auf Billigung durch die völkerrechtliche Wiſſenſchaft überhaupt 
haben: „Schon den weniger hervortretenden Erſcheinungen des 
zwiſchenſtaatlichen Verkehrs gegenüber iſt das Völkerrecht 
keineswegs ſo einfach und gradlinig, wie es nach den Lehr⸗ 


ſyſtemen den Eindruck macht. Einer gar zu ſcharfen Heraus⸗ 


ER ge 


arbeitung der Grundſätze ſteht die Fehlbarkeit menſchlicher 
Schlüſſe mit ihren Widerſprüchen entgegen. In Friedenszeiten 
mag dies hingehen: im Kriege jedoch wird jede Konſtruktion 
durchhauen, die dem Grundgedanken des Krieges Zwang antut, 
indem ſie ihn in Rechtsfeſſeln ſchlagen will, die nicht ganz hieb⸗ 
und ſtichfeſt durch Nechtsgewohnheit oder Vertrag geſchmiedet 
ſind. Der Grundgedanke des Krieges aber iſt, den Gegner durch 
die Macht des Körpers und des Geiſtes niederzuringen. Was 

das Kriegsrecht dazu ſagt, zieht nur gewiſſe Grenzen, damit die 
Gebräuche des Krieges ſowiel wie möglich von ihrer Schärfe 
verlieren“ !). Fleiſchmanns Ausführungen find all 
gemeiner Zuſtimmung ſicher. Sobald es jedoch hieß, das 
U-Boot in das Syſtem des Völkerrechts einzureihen, ſogleich 
ſpalteten ſich die deutſchen Gelehrten in drei Lager und ſtrebten 
nach grundverſchiedenen Richtungen auseinander. Die linke 
revolutionäre Richtung 2) hält die hergebrachten Regeln als in 
keiner Weiſe für die neue Waffe paſſend und verlangt ein 
„neues Völkerrecht“; die rechtsſtehende ſtreng konſervative 
Gruppe will das U-Boot allen pofitiven Beſtimmungen über 
Kriegsſchiffe unterwerfen. 

Auf der goldenen Mittellinie endlich marſchiert die Mehr⸗ 
heit, die die poſitiv⸗rechtlichen Beſtimungen ſoweit wie nur an⸗ 
gängig auf das U-Boot anwendet, ohne jedoch die in manchen 
Punkten berechtigte Sonderſtellung desſelben zu verkennen. 

Natürlich konnte das bisher geltende Völkerrecht noch keine 
Spezialregeln für die neue Kriegführung der U-Boote enthalten. 
Bries) konſtatiert daher mit Recht eine Lücke im Völkerrecht, 
zum mindeſten aber eine Anſicherheit in der Beurteilung des 
A⸗Boot⸗Krieges. Binding ) erklärt für die A⸗Boote durch 
keinerlei Rechtsſchranken behinderte Handlungsfreiheit. Er 
ſchließt aus dem Fehlen jeglicher völkerrechtlichen Abmachung 


1) 3VöR. Bd. 9, So. S. 25. 
2) Vertreter Bin ding, La band u. a. 
3) 3VöR. 9 So. S. 22. 
4) Ebendaſelbſt. 
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für die Verwendung dieſer neuen Waffe, daß es auch undenkbar 
wäre, in der Verwendung dieſer Waffe eine Verletzung des 
Völkerrechts finden zu wollen. Er lehnt die analoge Anwen⸗ 
dung von für ganz andere Kriegsſchiffe getroffenen Verein⸗ 
barungen glatt ab. a 

Für „ſelbſtverſtändlich“ hält es auch Heilfron?), daß 
man nicht die alten, für größere Kreuzer geltenden Vorſchriften 
ohne weiteres auf den Anterſeebootkrieg übertragen kann. 

Gegenüber der Starrheit der engliſchen Rechtsauffaſſung 
betont Kohler“), indem er, m. E. ſehr richtig, die noch außer⸗ 
ordentliche Flüſſigkeit gerade des Seekriegsrechts hervorhebt, 
und das Recht nicht als eine Sammlung ſteinerner Formeln, 
ſondern als etwas geſchichtlich Gewordenes, Lebendes und noch 
Wachſendes betrachtet: „Andert ſich der Seekrieg, jo ändern ſich 
auch die Normen. Ich halte es für unrichtig zu ſagen, daß der 
Seekrieg ſich den beſtehenden Normen und nicht die Normen 
ſich dem Seekrieg anpaſſen müſſen. Der Seekrieg hat ſich den 
beſtehenden Normen nur inſofern anzupaſſen, als es ſich um 
die Grundlagen der Völkerrechtsordnung, nicht aber inſofern, 
als es ſich um die Beſtätigung des Rechts im einzelnen handelt.“ 
Zum gleichen Reſultat kommt Stengel; aus allgemeinen 
Ausführungen heraus deſtilliert er den Grundſatz, daß die 
Regeln für die Anwendung des Priſenrechts ſich von ſelbſt 
aus den Mitteln ergeben, mit denen es jeweils ausgeübt wird. 
Schließlich tritt auch noch Laband unter ähnlicher Begrün⸗ 
dung und Form in die Reihen der Streiter für die volle Aus⸗ 
wertung und Handlungsfreiheit der neuen Kriegswaffe. 

Den Kreis der für das U-Boot geltenden völkerrechtlichen 
Regeln zieht die Mehrheit der deutſchen Gelehrten bedeutend 
weiter. Man kann bei ihnen ein eifriges Suchen im Völker⸗ 
recht nach Geſichtspunkten für die Beurteilung der A-Boot⸗ 
Frage feſtſtellen. Allerdings bekennt auch Fleiſchmann, 
daß das A-Boot infolge Fehlens jeder Satzung in ſeiner Wirk⸗ 


5) Jur. Wochenſchrift 1915 S. 485. 
6) 3VöR. 9 So. S. 45. 
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ſamkeit rechtlich am wenigften gehemmt werde. „Natürlich,“ 
fährt er jedoch fort, „ſind die Rechtsnormen für das A-Boot 
aus dem Beſtande des geltenden Kriegsrechts zu entnehmen, 
doch immer nur inſoweit, als dieſes ohne der Sache Zwang 
anzutun, möglich iſt.“ Anter dieſem Geſichtspunkt verſucht er 
das Recht für Kriegsſchiffe analog auf das A-Boot anzu- 
wenden; ſeinem Grundſatze entſprechend ſchränkt er aber auch 
die analoge Anwendung ein mit den Worten: „Soweit die 
Verhältniſſe entſprechend liegen.“ Er begründet das damit, 
daß das U-Boot fich trotz der Formen des Kampfſchiffes doch 
in ſeinen Ausmeſſungen und ſeiner Ausrüſtung recht weit vom 
herkömmlichen Typ des Kriegsſchiffes entferne und der Art der 
Verwendung der „lebenden Seemine“ recht nahetrete. Es iſt 
mir jedoch keine Anſicht zu Geſicht gekommen, die die volle 
Folgerung aus letzterer Anſchauung gezogen hätte. 

Die meiſten Gelehrten erörtern dieſe Frage nicht ausdrüd- 
lich, wenden aber ſtillſchweigend das Recht für Kriegsſchiffe 
„ſoweit die Verhältniſſe entſprechend liegen“ analog auf das 
U-Boot an ). 
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Die Verwendung der U-Boote gegen feindliche Kriegs- 
ſchiffe kann und iſt ernſtlich nicht beſtritten worden. Von eng- 
liſcher Seite iſt allerdings mit einer gewiſſen Abſicht die „heim— 
tückiſche Kampfesweiſe“ ſtets in den Vordergrund geſchoben 
worden; man beabſichtigte, da man den A-Booten rechtlich 
nichts anhaben konnte, ſie moraliſch in den Augen der Mitwelt 
zu entwerten und zu richten. Gegenüber dieſen Anterſtellungen, 
als ſei hiermit ein ganz neues retardierendes Moment in die 
Kriegführung eingeſchoben, genügt es, wenn Rehm darauf 
hinweiſt, daß der Aberfall von jeher als eine zuläſſige Kriegs- 
weiſe in Gebrauch geweſen iſt. Wohl wird an einem Strebe— 
pfeiler im Völkerrecht in der Richtung des Kampfes mit offenem 


7) Vergl. Neumeyer, Piloty, Schönborn u. a. 
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Viſier und mit möglichſt kenntlichem Gegner gebaut; hatte man 
doch ſchon, indem man einem unvermuteten Überfall auf ein 
friedliches Volk den Riegel der vorgängigen Kriegserklärung 
vorſchob, begonnen, dieſen als zuläſſiges Kriegsmittel einiger⸗ 


maßen einzuſchränken. Ob man aber mit Erfolg hieran wird 


weiterbauen können, muß die Zukunft lehren. Die mittlere 
Entwickelungslinie aller neuzeitlichen Kriege läuft auf eine 
immer mehr zunehmende Vergeiſtigung des Kampfes hinaus. 
Die robuſte Körperſchaft als Machtfaktor hat die entſcheidende 
Rolle ausgeſpielt. Nie hat ein Krieg deutlicher gezeigt wie der 
jetzige, daß die Kriegspartei den Vorteil davon trägt, die ſich 
rühmen kann, die feinere Technik zu beſitzen, die die Errungen⸗ 
ſchaften der wiſſenſchaftlichen Forſchung auf die beſſere Art 
als Kriegswaffe auszunützen weiß, die nicht nur das beſſer 
geſchulte Heer, ſondern auch die beſſer ausgeſtaltete Heeres⸗ 
verwaltung und den feiner durchdachten und funktionierenden 


Verwaltungsapparat im Lande beſitzt; alſo im Kampf mit 


geiſtigen, mit unwägbaren, unſichtbaren Waffen. 
Wir können dieſen Vorwurf der Heimtücke ruhig auf uns 


nehmen. Ein Aberfall im Kriege durch einen Angehörigen einer 


bewaffneten Macht oder einen Beſtandteil dieſer ausgeführt auf 
und gerichtet gegen die feindliche Kriegsmacht iſt weder durch eine 
völkerrechtliche Beſtimmung eingeſchränkt, noch kann man be⸗ 
haupten, daß er dem Geiſte des Völkerrechts widerſpreche. 
Zweifellos muß doch das A-Boot als Kriegswaffe anerkannt 
werden, da auch die anderen Staaten ſich der Tauchboote und 
Torpedierung durch dieſe bedienen. Selbſt Rehm erkennt 
hier nur eine Beſchränkung in der Ausübung der Waffe an; 
dieſe liege im Haager Minenabkommen von 1907 Art. 1, Abſ. 3: 
„Es iſt unterſagt, Torpedo zu verwenden, wenn dieſe nicht un⸗ 
ſchädlich werden, nachdem ſie ihr Ziel verfehlt haben.“ 

Der haltloſe Vorwurf der „submare Pyracy“, mit dem 
Englands Premierminiſter die Tätigkeit unſerer U-Boote 
glaubte richten zu können, hält einer rechtlichen Beurteilung 


keineswegs ſtand. „Seeräuberei iſt die auf offener See von 


der Mannſchaft eines Privatſchiffes begangene rechtswidrige 
Gewalttat gegen Perſonen oder Sachen“ !). Niemals kann 
alſo Seeräuberei von einem Staatsſchiff begangen werden; ja, 
obgleich die Erteilung des Kaperbriefes eine Verletzung der 
Pariſer Seerechtsdeklaration von 1856 in ſich ſchließen würde, 
wäre es einem mit einem ſtaatlichen Kaperbrief ausgeſtatteten 
Schiff rechtlich unmöglich, den Tatbeſtand der Seeräuberei zu 
verwirklichen. 

Eine grundſätzliche und eingehende Beantwortung aller 
durch den A⸗Bootkrieg entfeſſelten Fragen hat Rehm in der 
Abhandlung verſucht: „Wie iſt der Tauchbootkrieg völkerrechtlich 
zu beurteilen?“ 2) Nachdem er kurz die Verwendung der 
A⸗Boote gegen Kriegsſchiffe in dem ſchon dargelegten Sinne 
gewürdigt hat, widmet er den größten Teil ſeiner Ausführungen 
der viel umſtrittenen Frage der Verwendung von A-Booten 
gegen Privatſchiffe. In der Beantwortung dieſer Frage liegt 
die Grundlage zur Beurteilung des „Luſitania“-Falles, aller⸗ 
dings auch die Wurzel aller ſpäteren politiſchen Verwickelungen. 

Auf der zweiten Haager Friedenskonferenz von 1907 ſind 
zwar im 6. und 11. Abkommen gewiſſe Einſchränkungen des 
Seebeuterechts aufgeſtellt worden, aber im allgemeinen hat man 
an dieſem feſtgehalten. Liſzts) faßt den Begriff „Seebeute— 
recht“ in folgender Weiſe: „Das feindliche Privateigentum 
unter feindlicher Flagge unterliegt im Seekriege als gute Priſe 
dem Seebeuterecht, d. h. der Wegnahme durch die Kriegsſchiffe 
des Gegners.“ Dieſe Wegnahme iſt nun an gewiſſe vor⸗ 
bereitende Sicherheitsmaßnahmen geknüpft. 


Das eine Kaperung beabſichtigende Kriegsſchiff muß zu⸗ 
nächſt zum Anhalten auffordern; dieſe Aufforderung iſt ein 
Befehl, der evtl. mit Gewalt erzwungen werden kann. Ergibt 
dann die nachfolgende Durchſuchung des Schiffes und das 


1) Liſzt VOR. 1915. 
2) 3VöR. 9 S. 210. 
3) VOR. 1915. 
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Prüfen der Schiffspapiere genügende Gründe zur Recht⸗ 
fertigung der Beſchlagnahme, fo erfolgt jetzt dieſe durch Be— 
ſetzen des Schiffes. 

Die Anwendung dieſer Vorſchriften auf die Tätigkeit des 
A⸗Bootes ergäbe deſſen Pflicht, entweder das gekaperte Schiff 
in eigene Häfen einzuſchleppen oder durch Abgabe eines Priſen⸗ 
kommandos das Einſchleppen zu ermöglichen. Ein Vernich⸗ 
tungsrecht gibt es grundſätzlich nicht. And da das A-Boot, das 
jeden einzelnen ſeiner fachmänniſchen Beſatzung braucht, ein 
Priſenkommando nicht abgeben kann, und auch infolge ſeiner 
Kleinheit und der weiten Entfernung vom nächſten eigenen 
Hafen ein Einſchleppen in der Regel unmöglich iſt, wäre nach 
ſtrenger Rechtsauffaſſung die Verwendung der Tauchboote zur 
Ausübung des Priſenrechts rechtlich unmöglich“). Von dieſem 
ſchroffen Rechtsſtandpunkte aus ſind Tauchboote, wie Rehm 
an derſelben Stelle bemerkt, ebenſo wie Marineluftkreuzer nur 
zu Angriffen auf Kriegsſchiffe geeignet. 

Zwei Ausnahmen von der Nechtsvorſchrift des vorherigen 
Anhaltens, Durchſuchens und Einbringens will Rehm 
gelten laſſen: 

1. darf eine Zerſtörung nach der Kaperung ſtattfinden, 
wenn das Einbringen des Schiffes unmöglich, unſicher oder un⸗ 
zweckmäßig iſt. Man leitet dieſe Ausnahme her aus dem 
Artikel 49 der Londoner Deklaration, der ſich allerdings zunächſt 
nur auf neutrale Schiffe bezieht. Aber man ſchließt doch nur 
vernunftgemäß, daß Beſtimmungen, die für die mit kräftigeren 
Schutzſchranken verſehenen neutralen Schiffe gelten, zum 
mindeſten in derſelben Schärfe die feindliche Schiffahrt treffen. 
Nach der in der Völkerrechtstheorie herrſchenden Auffaſſung, 
wie ſie auch die Praxis häufig beſtätigt hat, iſt die Vernichtung 
eines feindlichen Handelsſchiffes geſtattet, wenn das kapernde 
Kriegsſchiff dadurch, daß es ſich der Pflicht der Einbringung des 
Schiffes in einen Hafen zwecks priſengerichtlicher Aburteilung 
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unterziehen würde, ſich einer Gefahr ausſetzen oder der Erfolg 
der kriegeriſchen Handlung, worin es z. Zt. begriffen iſt, be— 
einträchtigt würde. | 

2. iſt ein Vernichten vor dem Aufbringen geftattet, wenn 
ſich das Schiff den priſenrechtlichen Maßnahmen des A-Boot— 
kommandanten widerſetzt. 

Nicht nur von engliſcher, auch von deutſcher Seite iſt ver— 
ſucht worden, durch die Behauptung eines „Rechts zur Flucht“ 
eine bedeutſame Abſchwächung des Kaperrechts herbeizuführen. 
Ein Verfechter dieſes Fluchtrechts iſt Wehberg, der im 
Handbuch des Völkerrechts 5) eine Rechtfertigung feines Stand— 
punktes verſucht: Die Ausübung des Priſenrechts bedeute 
gegenüber feindlichen Schiffen keinen Rechtsakt, ſondern einen 
Gewaltakt; es beſtehe alſo auch keine Nechtspflicht des Handels- 
ſchiffes, ſich, ohne verſucht zu haben, dieſer Gewaltanwendung 
zu entgehen, den priſenrechtlichen Maßnahmen zu unterwerfen. 

Wehberg wird man entgegenhalten müſſen, daß ja der 
ganze Krieg in beiderſeitigen Gewaltakten beſteht, und daß 
das Recht die Ordnung dafür abgeben ſoll. Er beſchreitet mit 
ſeinen Ausführungen den direkten Weg zum angloamerikaniſchen 
Lager, das ſogar ein „Widerſtandsrecht“ der Handelsſchiffe 
gegen kapernde Kriegsſchiffe ſchon vor dem Kriege gegen die 
kontinental⸗europäiſche Aebermacht verteidigte. Die ſchärfſte 
Waffe im feindlichen Lager iſt Oppenheim, der auch auf 
den Konferenzen der Rufer im Streite war. Seine Rechts- 
auffaſſung erklärt ſich zum größten Teil aus dem Kriegs- 
begriff des anglo-amerifanifchen Rechts, deſſen Inbegriff ſich in 
der Theſe erſchöpft, daß der Krieg nicht zwiſchen den Re— 
gierungen und ihren bewaffneten Mächten, ſondern zwiſchen den 
Angehörigen der feindlichen Staaten geführt werde; jeder 
Bürger des kriegführenden Staates iſt hiernach jedem 
Bürger des anderen Staates Feind und all ſein Eigentum 
feindliches Gut. Aus dem Geſichtswinkel dieſes Begriffes be- 
trachtet, befände ſich Deutſchland nicht nur im Kampfe mit 
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jedem engliſchen, franzöſiſchen uſw. Soldaten, ſondern über⸗ 
haupt mit jedem feindlichen Vermögensträger. Hieraus folgert 
man dann allerdings logiſch, daß mit demſelben Recht, mit dem 
ein Kriegsſchiff unſerer Marine ein feindliches Handelsſchiff 
angreift, dieſes ſich ſeinerſeits verteidige. 

Aus dieſer uns rückſchrittlich anmutenden Auffaſſung allein 
könnte man vielleicht auch eine Erklärung konſtruieren für den 
eigenartigen Begriff der „potentiellen Mitglieder der Seeſtreit⸗ 
kräfte“, den Oppenheim auf der Londoner Konferenz auf⸗ 
geſtellt hat. Es iſt erklärlich, wenn Meurer‘) mit ſolch 
vagem, unklaren Begriff „nichts anzufangen weiß“. 

Oppenheims Standpunkt, der manche verwundbare 
Stelle aufweiſt, ift. auch heiß umſtritten und ihm in manchem 
Offenſivſtoß von berufener Seite“) Gelände abgewonnen 
worden. Auch Schönborn legt ſolch eine wunde Stelle bloß. 
Oppenheim bevorzuge offenbar die Beſatzung der feind⸗ 
lichen Kauffahrteiſchiffe, da er einen Angriff gegen dieſe nicht 
ohne weiteres wie gegen offizielle Kriegsteilnehmer zulaſſen 
wolle, ſondern erſt dann, wenn ſie von dem Recht gewaltſamen 
Widerſtandes Gebrauch machten. Oppenheim rechtfertigte 
ſeine Anſicht damit, daß die Beſatzung regelmäßig keinen 
Widerſtand leiſten werde. Dieſer Behauptung widerſpricht je⸗ 
doch in zahlreichen Fällen die engliſche Praxis. Kündigte doch 
bereits am 25. März 1913 der erſte Lord der Admiralität im 
Anterhauſe die Abſicht an, eine Reihe großer engliſcher Handels- 
ſchiffe ſchon im Frieden mit Geſchützen und Munition auszu⸗ 
rüſten und die erforderlichen Begleitmannſchaften durch die 
Marine ausbilden zu laſſen, damit jene Schiffe in der Lage 
ſeien, im Kriege dem Angriff feindlicher Hilfskreuzer zu 
begegnen. 

Die Praxis der engliſchen Behörden ging aber noch weiter. 
Nach Erlaß der deutſchen Bekanntmachung vom 4. Februar 1915 
forderte die britiſche Regierung im Geheimen ihre Kauffahrtei⸗ 


6) 3VöR. 9. 
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ſchiffe noch direkt auf, die deutſchen U-Boote zu rammen und 
zu beſchießen. Als Beweis ſei nur eine „vertrauliche An— 
weiſung des Oberkommandierenden in Devonport vom 15. März 
1915 angeführt, in der es unter C. heißt: „Wenn ein A-Boot 
vorn nahebei auftaucht, mit offenbar feindlicher Abſicht, ſteure 
recht auf es los mit höchſter Geſchwindigkeit und ändere den 
Kurs, ſo daß das Boot immer recht voraus bleibt.“ Wir haben 
nur zu oft aus Zeitungsberichten erfahren, wie häufig engliſche 
Kapitäne nach dieſem Rezept gehandelt haben. Damit fällt 
aber auch Oppenheims Begründung in ſich zuſammen. 

Oppenheim, auf dieſe Weiſe ſtark bedrängt, verſucht 
nun in einer anderen Richtung einen Entlaſtungsſtoß. Er be- 
hauptet, daß, „während die Viſitation der neutralen Handels— 
ſchiffe auf einem Recht beruhe, die Viſitation der feindlichen 
Handelsſchiffe eine Pflicht darſtelle“ s). And gegen die pflicht— 
gemäße Aufforderung zum Anhalten ſei den feindlichen Handels- 
ſchiffen Widerſtand erlaubt. 

Es bedurfte gar nicht einmal eines ſo ſtarken Gegners wie 
Triepel um dieſes auf überaus ſchwachen Füßen ſtehende 
Gedankengebäude Oppenheims zum Einſturz zu bringen. 

Iſt die Wegnahme der feindlichen Handelsſchiffe ein Recht, 
ſo hat auch die Anhaltung, weil ein Beſtandteil der Wegnahme, 
als zu Recht gelten. And iſt nicht in dieſem Falle die Pflicht 
lediglich das zur Ausübung genötigte Recht? Was geht das 
Völkerrecht die innerftaatliche Verkapſelung des Kaperrechts in 
eine Pflicht an? Im Außenverhältnis verändert das Kaper— 
recht ſein Geſicht dadurch nicht. 

Wie nicht anders erwartet, erklärt auch Meurer den 
Anterſchied, den Oppenheim zwiſchen der Aufforderung zur 
Anhaltung und der Anhaltung ſelbſt mache, als gekünſtelt und 
rechtlich nicht erheblich. 

Wie man ſonſtwie das behauptete Widerſtandsrecht feind— 
licher Handelsſchiffe mit den völkerrechtlichen Beſtimmungen in 
Einklang bringen will, würde zum mindeſten einen lehrreichen 
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Verſuch darftellen. Für den Fall der Widerſtandsleiſtung eines 
neutralen Schiffes gegen die Anhaltung und Durchſuchung be⸗ 
ſtimmt der Artikel 63 der allerdings nicht ratifizierten Londoner 
Deklaration: „Der gewaltſame Widerſtand gegen die recht- 
mäßige Ausübung des Anhaltungs-, Durchſuchungs⸗ und Be⸗ 
ſchlagnahmerechts hat in allen Fällen die Einziehung des 
Schiffes zur Folge.“ Hat alſo der gewaltſame Widerſtand neu⸗ 
traler Schiffe ſchon Rechtsnachteile zur Folge, mit welchem 
durchſchlagenden Grunde will man dann ein Widerſtandsrecht 
der feindlichen Handelsſchiffe behaupten? 

Man begrüßt es als etwas nicht anders Erwartetes, wenn 
man lieſt, daß Meurer auch aus naturrechtlichen Erwägungen 
zur Negation des Widerſtandsrechts gelangt: „Widerſtand 
gegen berechtigte Gewalt iſt unzuläſſig.“ Weiter war man den 
Anhängern des Verteidigungsrechts zu Leibe gerückt, indem 
man vergleichsweiſe die Requiſition im Landkriege heranzog. 
Auch nicht in der Operationszone darf ſich die Bevölkerung einer 
ſolchen Maßnahme widerſetzen. And nun kommt Wehberg 
und behauptet ganz im Geiſte Oppenheims: „Aber hier 
wird auch nie ein unmittelbarer Angriff gegen ſie unternommen, 
wohl aber gegen die feindliche Schiffahrt. Wollen wir der 
letzteren das Recht beſtreiten, ſich zu wehren?“ 

Wenn Wehberg ſich nicht in juriſtiſche Spitzfindig⸗ 
keiten verlieren will, wird es ihm wohl ſehr ſchwer werden, den 
Anterſchied zwiſchen beiden Fällen wirklich klarzulegen. Wohl 
iſt das Schickſal von Schiff und Beſatzung miteinander ver⸗ 
knüpft. Aber Gegenſtand des unmittelbaren Angriffs iſt auch 
hier nicht die Beſatzung, ſondern das Rechtsgut des Schiffes 
und der Ladung. Entweder kommt man nun zum Refultat, daß 
in beiden Fällen überhaupt kein Angriff vorliegt — und das iſt 
wohl das richtigere — oder, wenn man den Begriff „Angriff“ 
recht umfaſſend nimmt, könnte man einen Angriff auf ET 
güter feſtſtellen, aber dann auch in beiden Fällen. 


Intereſſant iſt hierbei zu beobachten, wie Wehberg an⸗ 
ſcheinend ſchon ganz unter dem Banne des anglo⸗amerikaniſchen 
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Kriegsbegriffs ſteht, der bekanntlich ſchlechthin jeden Ver— 
mögensträger des feindlichen Staates als Feind betrachtet. 

Erkennt man überhaupt ein Wegnahmerecht an, ſo kann 
man doch konſequenterweiſe nicht umhin, auch eine Pflicht des 
Handelsſchiffes anzuerkennen, dem Widerſtande gegen die Weg— 
nahme zu entſagen. Es ſtünde ja ſonſt Recht gegen Recht und 
es wäre ein Spielerei mit Nechtsbegriffen, unter ſolchen Am— 
ſtänden noch ernſtlich von einem Kaperrecht ſprechen zu wollen. 
Es iſt ein unrechtmäßiger Gewaltakt gegen die Rechtsvernunft, 
einen Teil des rechtmäßigen Angriffs theoretiſch abzuſondern 
(die Aufforderung zum Anhalten), ſeiner Ausübung durch Ent⸗ 
gegenſtellen eines anderen Rechts einen Riegel vorzuſchieben, 
ihm alſo in Wirklichkeit ſeinen Rechtscharakter rauben. 

Ganz allgemein kann man den Verfechtern des Widerſtands— 
rechts den Boden unter den Füßen fortziehen, indem man ihnen 
entgegenhält, daß der anglo-amerikaniſche Kriegsbegriff niemals 
als herrſchend im Völkerrecht anerkannt worden iſt. Das neu⸗ 
zeitliche Kriegsrecht hält noch immer am Satze Rouſſe aus 
feſt: „Der Krieg iſt keine Beziehung von Menſch zu Menſch, 
ſondern von Staat zu Staat““). Der Fortſchritt im Völker⸗ 
recht, der durch die Annahme dieſes Satzes in der Richtung der 
ſtändig zunehmenden Humaniſierung des Krieges erzielt wurde, 
würde durch die Kriegsanſchauungen der anglo-amerikaniſchen 
Völkerrechtler zunichte gemacht. Ein Widerſtandsrecht der 
feindlichen Handelsſchiffe wird daher auch entgegen den Ver— 
tretern des anglo-amerikaniſchen Rechts und der überwiegenden 
Mehrzahl der italieniſchen Schriftſteller von der kontinental— 
europäiſchen Literatur glatt abgelehnt 0). 

Auch Rehm erklärt 11: „Selbſt ein bewaffnetes Han- 
delsſchiff beſitzt kein Verteidigungsrecht. Der Annahme eines 


9) „Le contrat social“. 
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ſolchen Rechts widerſpricht es, daß das Privatſchiff angehalten, 
durchſucht ufw. werden muß. Wer ſich verteidigen darf, bedarf 
keines Schutzes. Ein Privatſchiff hat kein Recht zur Ausübung 
der Waffengewalt, da das Schiff nur Gegenſtand, nicht Organ 
der Kriegführung iſt.“ Die ganz vereinzelt auftretenden 
Stimmen, die in ſolchen Fällen für die Anwendung des Not⸗ 
wehrbegriffs zugunſten des Privatſchiffes eintreten, werden ſo⸗ 
gar von Oppenheim abgelehnt. 

Ein widerſtrebendes feindliches Handelsſchiff ſtellt ſich im 
Augenblick des Widerſtandes natürlich außerhalb des um⸗ 
friedeten Schutzbezirkes, den das Seekriegsrecht für die feindliche 
Schiffahrt geſchaffen hat. Es muß darauf gefaßt ſein, von dem 
Kriegsſchiff mit allen dieſem zu Gebote ſtehenden Gewaltmitteln 
zur Duldung der Ausübung des Kaperrechts gezwungen zu wer⸗ 
den. Der Staat kann nicht dulden, daß das für ihn ſo wichtige 
Kaperrecht durch Ausgleichung der Zwangsmittel zu einem 
Scheinrecht wird. Daher lautet auch ein Erlaß des Chefs des 
deutſchen Admiralſtabes vom 22. Juli 191412): „Leiſtet ein be⸗ 
waffnetes feindliches Kauffahrteiſchiff bewaffneten Widerſtand 
gegen priſenrechtliche Maßnahmen, ſo iſt dieſer mit allen 
Mitteln zu brechen. Die Verantwortung für jeden Schaden, 
den Schiff, Ladung und Paſſagiere dabei erleiden, trägt die 
feindliche Regierung. Die Beſatzung iſt als kriegsgefangen zu 
behandeln. Die Paſſagiere ſind zu entlaſſen, außer wenn ſie 
ſich nachweisbar am Widerftand beteiligt haben. Im letzteren 
Falle iſt gegen ſie das außerordentliche kriegsrechtliche Verfahren 
anzuwenden.“ 

Die Beſatzung eines ſolchen Schiffes ſteht natürlich keines⸗ 
falls rechtlich beſſer da, als die Beſatzung eines feindlichen 
Kriegsſchiffes. Sie maßt ſich Rechte an, die nur einem Kriegs⸗ 
ſchiffe zuſtehenden und muß noch froh ſein, derart glimpflich 
behandelt zu werden. 

Die Gefahr eines ſolchen Widerſtandsrechts liegt nicht zum 
wenigſten darin, daß von der Verteidigung zum Angriff ſehr 
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häufig nur ein kleiner Schritt iſt. Nehmen wir beiſpielsweiſe 
an, ein Handelsdampfer ſichte ein feindliches U-Boot und ſei 
der Meinung, es würde von dieſem ſchon bemerkt, was aber 
tatſächlich nicht der Fall ift, gegen die bevorſtehende Ausübung 
des Priſenrechts kann es ſich nun verteidigen, indem es das 
U-Boot angreift. In Wirklichkeit liegt aber doch hier trotz des 
guten Glaubens des Schiffskapitäns keine Verteidigung mehr, 
ſondern ſchon ein ſelbſtändiger, daher nicht mehr unter den 
Verteidigungsbegriff fallender Angriff vor. Das Kauffahrtei⸗ 
ſchiff hätte in der Tat durch ſeine vermeintliche Verteidigung 
Seeraub begangen und als Piratenſchiff für entnationaliſiert, 
d. h. vogelfrei zu gelten. Rehm, der hier einhängt, möchte 
nun im Kriege eine Verſchärfung des Begriffs „Seeraub“ feſt⸗ 
ſtellen. Im Frieden würde die ſofortige Gewaltanwendung 
gegen dieſes Piratenſchiff nur vorbeugend, polizeilich ſein 
dürfen. Kriegsſchiffe jedes Staates dürfen es aufgreifen und 
nach dem Rechte des angreifenden Staates zur Verantwortung 
ziehen. Jede Gewaltanwendung des Seeräuberſchiffes iſt 
nötigenfalls mit Gewalt zu brechen; aber es iſt nicht geſtattet, 
lediglich wegen der rechtswidrigen Eigenſchaft des Schiffes es 
in den Grund zu bohren und die Beſatzung zu erſchießen. „Im 
Kriege dagegen, führt Rehm aus 13) find die Piraten zugleich 
Freiſchützen, d. h. ungeſetzliche Kämpfer. Dieſe dürfen nach 
Kriegsbrauch behandelt, alſo die ſchuldige Beſatzung erſchoſſen 
und das Schiff mit allem verſenkt werden.“ Darin liegt alſo 
der grundlegende Anterſchied zwiſchen der anglo-amerikaniſchen 
Auffaſſung und der kontinental⸗europäiſchen. Nach der erſten 
würden die angreifenden Schiffsleute als Kriegsgefangene, 
nach der letzteren als Franktireurs behandelt werden müſſen “). 
Greift ein Kauffahrteiſchiff ein U-Boot an, fo darf dieſes ſich 
des Freiſchützen durch ſofortiges Torpedieren entledigen. Es 
übt damit eine Verteidigung, die nach Schlachtenrecht durchaus 
geſtattet iſt; auch ſteht der Anwendung des Notwehrbegriffs 
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hier nichts im Wege, denn gegen rechtswidrigen Angriff iſt 
Verteidigung durch jedes Mittel ſtets geſtattet. 

Hierin aber und in den Fällen des Notſtandes ſieht 
Rehm ein weiteres Rechtfertigungsmoment des A-Boot⸗ 
Krieges, ſo wie ihn die deutſche Regierung ſeit dem 15. Februar 
1915 zuläßt. 


8 6. 

Der Notwehrbegriff iſt im Kriegsrecht ſtets an⸗ 
erkannt worden. Amſomehr beſtritten iſt aber, ob der Not⸗ 
ſtandsbegriff für das Geſamtgebiet des Kriegsrechts Gel⸗ 
tung haben ſoll. In Abrede geſtellt hat dies z. B. Fleiſch⸗ 
mann!). Er läßt Notſtand grundſätzlich zu, beſchränkt ihn aber 
auf einen gewiſſen Amfang. Er verweiſt dabei auf Artikel 22 
des Anhangs vom 4. Haager Abkommen von 1907: „Die 
Kriegführenden haben kein unbeſchränktes Recht in der Wahl 
der Mittel zur Schädigung des Feindes.“ Diejenigen Schrift⸗ 
ſteller, fügt er hinzu, die die Anwendbarkeit des Notſtands⸗ 
begriffs im Völkerrecht leugnen, gewährten doch dem bedrohten 
Staat das „Recht auf Selbſterhaltung“, was auf denſelben 
Begriff nur innerhalb engerer Grenzen hinausliefe. Rehm 
definiert den völkerrechtlichen Notſtand ſo: „Vorhandenſein 
keines anderen Weges zur Rettung eines weſentlichen Intereſſes 
aus unverſchuldeter Gefahr.“ 

Bindings) bekennt ſich gleichfalls zum Notſtande: „In 
einer Lage, wie ſie uns im gegenwärtigen Kriege vom Feinde 
widerrechtlich aufgezwungen iſt, muß man einen Notſtand in⸗ 
ſoweit gelten laſſen, als die zur Erhaltung der Lebensbedin⸗ 
gungen des Volkes erforderlichen Maßnahmen ohne Verletzung 
der Güter Anbeteiligter nicht durchführbar ſind.“ 

Auch als Notwehr maßnahme gegen erdrückende Aber⸗ 
macht hat man die deutſche Kriegsgebietserklärung um England 
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hinzuſtellen verſucht, wobei dann die Rückſicht auf die neutrale 
Schiffahrt in den Hintergrund gedrängt werden müſſe. Dieſe 
Anſchauung vertritt z. B. Harburger): Die deutſche Not⸗ 
wehr ſei der Gegendruck gegen die übermächtige Kraft, die Eng⸗ 
land infolge ſeiner gewaltigen Flotte zur See ausüben könne 
und in dem Aushungerungsplan tatſächlich auswirken ließ. 

Daß nicht nur ein einzelnes U-Boot, ſondern auch ein 
kriegführender Staat in ſeiner Geſamtheit ſich im Notſtande 
oder Notwehr befinden kann, erkennt auch Rehm an. Aber er 
lehnt in dieſem Falle den Notwehrbegriff als zuweitgehend ab 
und meint, daß auf dieſe Art bei einem Exiſtenzkriege alle Ab⸗ 
weichungen von allem Völkerrecht mit Notwehr entſchuldigt 
werden könnten; insbeſondere ſei das ſofortige Torpedieren 
durch U-Boote, dieſes auf Notſtand oder Notwehr begründete 
Verfahren nur geſtattet innerhalb der Grenzen, die das poſitive 
Völkerrecht ziehe. Erſt nach der Aufbringung dürfe ein Schiff 
torpediert werden. Nicht der Amſtand, daß man des Schiffes 
auf andere Weiſe nicht habhaft werden könne, nur der Notſtand 
infolge Widerſtandes rechtfertige die ſofortige Zerſtörung. Aber 
auch hier gingen die Schutzvorſchriften, die nur geſtatten das 
Wehbringen, nicht das Durchſuchen und Aufbringen durch Zer— 
ſtören zu erſetzen, noch den Notſtandsgedanken vor. 

Rehm, der mal wieder auf dem ſchroffen Standpunkt des 
in Paragraphen erſtarrten Rechts ſteht, iſt zu Konzeſſionen, die 
allerdings, wie oben dargelegt, zu einer im Keime bereits vor⸗ 
handenen Verſchärfung der Kriegsmittel führen würden, grund⸗ 
ſätzlich nicht geneigt; während Kohler, Binding u. a. 
den flüſſigen Grenzen des Seekriegsrechts in weitgehendem 
Maße Rechnung tragen. Sie ſehen auch im Notſtande nicht 
nur ein Entſchuldigungsmoment 5), ſondern behaupten ein da— 
durch entſtehendes Recht. 


4) 3VöR. 9. 
5) Wie z. B Zitelmann in feiner Schrift: Haben wir noch ein 
Völkerrecht? 
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Die vollkommene Einheit der Anſchauungen in der Recht: 
fertigung des A-Bootkrieges durch den Notwehr: oder Notſtands⸗ 
begriff muß geleugnet werden. Eine geſchloſſene Front zeigt ſich 
hingegen in der Verteidigung als Repreſſivmaßregel. Die 
Anwendung der Repreflalie, d. h. „der Eingriff in die an ſich 
berechtigten Intereſſen des gegneriſchen Staates oder ſeiner An⸗ 
gehörigen)“ ſetzt eine Verletzung des Völkerrechts durch den 
Staat, gegen den die Repreſſalie gerichtet werden ſoll oder 
deſſen Angehörige voraus, wenn der Staat für ſie verantwortlich 
iſt. j 
Wie ſchon oben dargelegt, ergriff England die erſten völker⸗ 
rechtswidrigen Maßnahmen zur See; es durchbrach eine Schuß: 
ſchranke des Völkerrechts nach der andern, und zerfetzte Ver⸗ 
träge, die man ſchon durch die Dauer der Geltung als geheiligt 
anſah. Vom Mißbrauch neutraler Flaggen, den der Genfer 
Konvention, der Behandlung der Poſtſendungen, des Legens 
völkerrechtswidriger Minen uſw. ſchritt es zur Krönung ſeines 
rechtswidrigen Vorgehens: zu einer rechtlich unzuläſſigen 
Sperrung der Nordſee. Nicht einmal, daß es verſucht hätte, 
vermittels ſeiner gewaltigen Seeſtreitkräfte, mit denen ihm eine 
effektive Blockade, wenn auch unter Wagnis ſchwerer Verluſte, 
vielleicht möglich geweſen wäre, eine rechtmäßige Sperrung 
durchzuführen. Nein, England hütete ſich, durch den Gebrauch 
des Wortes „Blockade“ beſtimmte Rechtsvorſtellungen bei den 
Neutralen und bei ſeinen Feinden auszulöſen. Es erreichte 
durch gewaltſam geöffnete Hintertüren des Völkerrechts das⸗ 
ſelbe Ziel: 1. durch rechtswidrige Ausdehnung des Begriffs 
abſoluter Konterbande auf beinahe alle Waren, die überhaupt 
zur See nach Deutſchland eingeführt werden, insbeſondere auch 
auf Lebensmittel, die für die friedliche Bevölkerung beſtimmt 
ſind; 2. durch die in ſolchem Amfange und ſolcher Art völker⸗ 
rechtlich nicht zugelaſſene Minenſperre. 

Leider fehlt bisher im Völkerrecht eine oberſte Inſtanz, die 
den Nechtsverleger zur Verantwortung zieht; der Verletzte 


6) Liſzt VOR. 1915. 
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— hier Deutſchland — kann daher die Selbſthilfe nicht ent⸗ 
behren. Für dieſe im völkerrechtlichen Inſtitut der Reprefjalie 
enthaltene Selbſthilfe find keine bindenden Rechtsformen ge: 
ſchaffen. „Das Völkerrecht enthält keine Vorſchriften, wonach 
etwa die Vergeltung von rechtswidrigem Verhalten des Staates 
auf beſtimmte Formen beſchränkt wäre“ !). In den über- 
wiegenden Fällen wird man zu Maßnahmen ſeine Zuflucht 
nehmen, die ſelbſt völkerrechtswidrig ſind. Es ſoll ja nicht nur 
ein gewiſſer Rechtsausgleich geſchaffen, ſondern es ſoll dem 
Gegner ſein Anrecht recht deutlich vor Augen geführt und er 
evtl. zur Rückkehr zum Recht veranlaßt werden. 

Die Vergeltungsmaßnahmen Deutſchlands beſtanden nun 

in der bekannten Kriegsgebietserklärung der Gewäſſer rings um 
Großbritannien und Irland und der intenſiven Ausnutzung der 
deutſchen A⸗Boot⸗Kräfte unter gleichzeitiger Aufhebung der den 
A⸗Boot⸗Krieg bisher hindernden Beſchränkungen. Dieſe Auf- 
hebung wäre an und für ſich völkerrechtswidrig, erhält aber als 
Repreſſalie ein unzerreißbares Rechtsgewand. 
Anm dieſen Standpunkt ſchließt ſich faſt lückenlos der Kreis 
der deutſchen Gelehrten. Nur einige Wenige) ſchieben den 
Nepreſſalienbegriff zwiſchen Recht und Anrecht hindurch auf 
neutrales Gebiet. 

So läßt ſich Meurer?) über das Weſen der Repreſſalien 
folgendermaßen aus: 

„Die Repreſſalie iſt zwar nicht wie die Strafe 0) eine 
Rechtsinftitution, aber doch eine vom Recht zugeſtandene 
Selbſthilfe, ähnlich wie der Krieg ſelbſt. Sie iſt der völkerrecht⸗ 
liche Erſatz für den fehlenden Strafſchutz. Eine Widerrechtlich- 
keit ſolcher Selbſthilfehandlungen iſt ausgeſchloſſen, ebenſo eine 
Schadenserſatzpflicht gegenüber dem Rechtsverletzer.“ 


7) Allfeld 3VöR. 9 So. S. 15. 
8) Vergl. Nied ner, w. u. 
9) S. 58/59. 
10) Im Zivilrecht. 
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Weiter gebt Brie: Soweit im Kriege Abweichungen von 
dem geltenden Völkerrecht als Vergeltungsmaßregeln mit aus⸗ 
reichendem Grunde ſtattfänden, wären die betreffenden Akte 
als völkerrechtmäßig anzuſehen. Auch Neumeper ſpricht 
von einer „rechtmäßigen Repreſſalie“ und Fleiſchmann 
behauptet, daß Repreſſalien anſtelle des Rechts bewußt einen 
ſonſt nicht berechtigten Stand ſetzten. 

Niedner iſt ſehr vorſichtig; er laviert die Repreſſalie 
glücklich zwiſchen dem Rechtsfelſen und dem Abgrund des An⸗ 
rechts hindurch und erklärt ſie als rechtlich irrelevant; ſie ſei 
weder rechtmäßig noch rechtswidrig. Normen beſtänden dar⸗ 
über nicht. Zum Weſen der Repreſſalie gehöre es vielmehr, 
daß fie nicht Rechtsnormen folge. 

Im allgemeinen haben ſich nun die ergriffenen Maßregeln 
gegen den verletzenden Staat oder gegen ſeine Angehörigen zu 
richten. Stutzig machen könnte nun die Tatſache, daß durch die 
deutſchen Repreſſalien auch Neutrale mit betroffen werden. Iſt 
nun die Mitverletzung neutraler Rechte durch eine gegen den 
Feind gerichtete Repreſſalie zuläſſig? 

Die überwiegende Mehrheit der deutſchen Gelehrten hat 
verſucht, dem Standpunkt der deutſchen Regierung gerecht zu 
werden. Nur eine kleine Minderheit 1!) will die Rechte der 
Neutralen unter allen Amſtänden voll gewahrt wiſſen. | 

Neutralität im Kriege bedeutet nicht dasſelbe wie In⸗ 
tereſſeloſigkeit oder Gleichgültigkeit; fie bedeutet nicht, daß die 
Neutralen nun wie im Frieden weiterleben, und daß die Tat⸗ 
ſache des Krieges ohne Rückwirkung auf ihre Beziehungen zu 
den kriegführenden Mächten geblieben wäre. „Der Krieg er— 
zeugt nicht nur ein Rechtsverhältnis zwiſchen den Kriegführen⸗ 
den, ſondern auch ein ſolches zwiſchen den Kriegführenden und 
den nicht am Kriege beteiligten Mächten“ 12). Dafür, daß die 
neutrale Macht das Recht behält, von den Feindſeligkeiten ver⸗ 
ſchont zu bleiben, hat ſie die Pflicht, nicht an den Feindſeligkeiten 


11) Strupp, Rehm u. a. 
12) Liſzt, VöR. 1915, S. 352. 
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Anteil zu nehmen, weder unmittelbar noch mittelbar einen Krieg— 


9 führenden zu unterſtützen. Was ſie dem Einen gewährt, darf 


ſie dem Andern nicht verſagen. Läßt der neutrale Staat zu, 
daß ſein Staatsgebiet von einem Kriegführenden betreten wird, 
ſo wäre es Bruch der Neutralität, wenn er das Betreten durch 
den andern Kriegführenden — gleichviel ob mit Waffengewalt 
oder nur mit diplomatiſchen Mitteln — verhindern wollte. 
Niedner!?) glaubt daher, den allgemeinen Rechtsſatz im 
Folgenden ſinngemäß gefunden zu haben: „Können die neu— 
tralen Staaten den Einbruch einer Kriegspartei in ihre Nechts- 
ſphäre nicht abwenden, ſo müſſen ſie auch die Folgen der Gegen— 
maßregeln der anderen Kriegspartei tragen.“ 

Von ähnlichen Erwägungen ausgehend macht Fleiſch— 
mann noch darauf aufmerkſam, daß die Gefahr eines ſolchen 
Rechtseinbruchs durch eine kriegführende Partei auf dem 
offenen Meere beſonders groß iſt, da 1. die neutralen Staaten 
insgeſamt an die kriegführenden Staaten grenzen und 2. der 
Grundſatz des Mare Lib erum ſich erſt mit dem entſtehenden 
Gleichgewicht der politiſchen Kräfte der Seeſtaaten heraus— 
gerungen haben. 

Rehm hatte 14) die Anſicht vertreten, daß Repreſſalien, 
die auch Rechte der Neutralen berühren, ein Verlegen der Neu- 
tralitätsgeſetze durch dieſe vorausſetzen. Da er eine Rechts- 
pflicht der Neutralen, ihre Anverletzlichkeit zu verteidigen 
leugnet, ſelbſt wenn dadurch die Intereſſen anderer beeinträchtigt 
werden, fo kam er zum Reſultat, „daß die deutſche Repreſſiv⸗— 
Maßregel inſoweit unrechtmäßig ſei, als Rechte Neutraler da— 
durch verletzt würden.“ In der D. J. Z. 1915 Bd. 9—10 ver- 
läßt er jedoch dieſe Anſicht und behauptet, die Ausdehnung der 
Bannguteigenſchaft im Wege der Repreſſalie ſei zuläſſig, ſelbſt 
wenn dadurch Rechte Neutraler verletzt würden. Das geltende 
Seerecht ſtelle die Bekämpfung des Feindes durch Abſchneiden 
der Zufuhr von Kriegsmitteln über den Schutz der Neutralität. 


13) 3VöR. 9. So. S. 67. 
14) In der 23.9 S. 18 395 und 400. 
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Gegen dieſe Bekehrung Rehms zieht nun Struppi) 
zu Felde. Richtig ſei, daß gegen den rechtswidrig handelnden 
Kriegsgegner jede Repreſſalie zuläſſig wäre; ein neutraler 
Dritter jedoch, der hierdurch betroffen würde, könne, voraus⸗ 
geſetzt, daß nicht ihm gegenüber zugleich die Vorausſetzung für 
eine Repreſſalie vorliege, alle die Rechtsfolgen ableiten, die eine 
Völkerrechtsverletzung auch ſonſt nach ſich ziehe. In An⸗ 
wendung dieſes ſeines Standpunktes will er gegen Amerika nur 
ein Retorſions recht zulaſſen, das, der Rechtsnatur der 
Retorſion entſprechend, nicht gegen eine Völkerrechtsnorm ver⸗ 
ſtoßen dürfe. 

Demgegenüber bemüht ſich die deutſche Regierung dar⸗ 
zutun, daß die neutralen Mächte ſich nicht nur den Maßnahmen 
der britiſchen Regierung im großen und ganzen gefügt, ſondern 
daß ſie ſich auch in gewiſſer Richtung ſogar den völkerrechts⸗ 
widrigen Maßnahmen angeſchloſſen haben, indem ſie offenbar 
unter dem Druck Englands die für friedliche Zwecke beſtimmte 
Durchfuhr nach Deutſchland auch ihrerſeits durch Aus⸗ und 
Einfuhrverbote verhinderten. 


Neutrale Einſprüche gegen Deutſchlands Vorgehen weiſt 


auch Meurer ſchroff zurück: „Völkerrechtliche Repreſſalien 
hören auf, ein Anrecht zu ſein, ſie ſind erlaubte Selbſthilfemaß⸗ 
nahmen, mit denen ſich auch der Neutrale abfinden muß.“ 
Seinen Ausführungen pflichtet Schönborn") voll 
kommen bei. 

Ein recht energiſcher Verfechter des in der deutſchen Denk⸗ 
ſchrift dargelegten Standpunktes iſt auch Brie !!). Er ſieht in 
der Gefährdung noch ſo wichtiger neutraler Intereſſen keinen 
rechtlichen Hinderungsgrund für das Deutſche Reich zur Vor⸗ 
nahme der als notwendig angeſehenen Vergeltungsmaßnahmen. 


Er verteidigt in ähnlicher Weiſe wie die deutſche Regierung 


ſeine Anſicht damit, daß die Neutralen gegen die auch in ihre 


15) ZVöR. 9 So. S. 86 Anm. 
16) 3VöR. 9. So. S. 77, 78. 
17) 3VöR. 9. So. S. 23. 
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Rechte eingreifenden Maßnahmen, durch welche die Re⸗ 
preſſalien hervorgerufen ſind, keine oder keine ernſtliche Abwehr 
geübt haben. 

So ſind die meiſten Schriftſteller, die nicht einfach den 
Einbruch in die neutrale Rechtsſphäre durch Kriegsnotwendig— 
keit rechtfertigen wollen, geneigt, in dem mitunter recht un⸗ 
freundlichen Verhalten der neutralen Regierung eine Teil⸗ 
nahme am Kriege zu erblicken. Wenn man nicht gleich den 
vorvölkerrechtlichen Satz, daß „alles, was nicht mein Freund iſt, 
mein Feind iſt“, ins Kriegsrecht hineinſchmuggeln darf, ſo 
ſtimme ich doch — mit der Mehrzahl der Schriftſteller — Liſzt 
Vö R. 1915 S. 353 zu, der eine Teilnahme am Kriege dann 
ſchon als vorhanden anſieht, wenn die Begünſtigung des einen 
Teils über die rein diplomatiſche Anterſtützung hinausgeht. Es 
geht auch wirklich nicht an, daß die im letzten Grunde doch frei⸗ 
willig von den Staaten übernommene Achtung vor der Neu— 
tralität von dem neutralen Staate zu einſeitiger Begünſtigung 
mißbraucht wird. 

Deutſchlands Rechtsſtandpunkt iſt auch gegen neutrale An⸗ 
ſtürme feſt verankert. 


8 7. 


Was bedeutet nun die Kriegsgebietserklärung der deutſchen 
Regierung? Was iſt ſie rechtlich? 

Die Bezeichnung einzelner Meeresteile als Kriegsgebiet 
iſt neu. Völkerrechtlich iſt der Begriff bedeutend weiter gefaßt. 
Kriegshandlungen ſind auf dem ganzen Meere ausſchließlich 
der neutralen Küſtengewäſſer zuläſſig. Die deutſche Regierung 
beabſichtigte jedenfalls auch nicht, die Tätigkeit ihrer U-Boote 
auf das angegebene Gebiet zu beſchränken. Sie verſuchte viel⸗ 
mehr in verſchleierter Form eine neue Art der Blockade. Da— 
mit trat ſie aber den geheiligten Inſtitutionen des Völkerrechts 
zu nahe und fand in der Beurteilung ihres Schrittes die 
deutſche Zunft der Rechtsgelehrten in zwei Kriegslager ge— 
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ſpalten. Die eine, ſtrengere Auffaſſung !) will die Kriegs⸗ 
gebietserklärung infolge Fehlens der poſitiv-rechtlichen Voraus⸗ 
ſetzung nicht als Blockade gelten laſſen. Die andere?) erkennt 
die deutſche Kriegsgebietserklärung als mit den Völkerrechts⸗ 
ſätzen durchaus in Einklang zu bringende Blockade an. Als 
Vertreter der ſtrengeren Richtung ſtreitet hier neben Rehm 
auch Scholz. Er leugnet die Effektivität der Blockade, die 
zwar nicht ausgeſprochen, aber doch beabſichtigt ſei. Tat⸗ 
ſächlich, nicht rechtlich, würde dadurch etwas der Blockade Ahn⸗ 
liches erreicht, nämlich möglichſte Abſchneidung der engliſchen 
Küſte vom Seeverkehr. Er ſieht die Kriegsgebietserklärung als 
von nur negativer Bedeutung für den A-Boot⸗Krieg an, näm⸗ 
lich „Selbſtbeſchränkung der deutſchen Seekriegführung mit 
Rückſicht auf die dem Seeverkehr drohenden beſonderen Ge— 
fahren des A-Boot-Krieges“. Scholz betrachtet die Ver⸗ 
ſchärfung des A-Boot-Krieges, die in der bedingungsloſen Zer⸗ 
ſtörungsbefugnis der A-Bootkommandanten und in den Worten 
liegt: „Ohne daß es möglich ſein wird, die der Beſatzung und 
den Paſſagieren drohende Gefahr abzuwenden“ ſcheinbar als 
unweſentlich. Er überſieht, daß in politiſcher Offenſive eine 
Schranke durchbrochen wurde, die die Tätigkeit der U-Boote 
bisher innerhalb enger Grenzen hielt. 

Es kann nun eine einſeitige Erklärung den Charakter des 
offenen Meeres als Kampfplatz von rechtswegen nicht auf⸗ 
heben. Die Bedeutung der Erklärung beſtimmt begrenzter 
Gewäſſer als Kriegsgebiet liegt vielmehr darin, daß gerade in 
dieſem Teile des Meeres der Kampf ſchärfer geführt wer- 
den ſoll. 

Die Vermiſchung neutraler Intereſſen mit denen der 
Kriegführenden auf der offenen See macht es auch unmöglich, 
jene in jedem Falle unverletzt zu erhalten. Die deutſche Re⸗ 
gierung hat zwar kein Verkehrsverbot für neutrale Schiffe er⸗ 
laſſen, fie warnt jedoch die Neutralen vor den Gefahren dieſer 


1) Vertreter beſonders Rehm. 
2) Vertreter beſonders Kohler. 
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Gewäſſer, da auch ihre Schiffe ohne Schuld der deutſchen Re— 
gierung in die Zange geraten könnten, in der man die engliſche 
Schiffahrt zu packen hoffe. Sie nimmt, mit anderen Worten, 
für ſich das Recht in Anſpruch, die peinliche Beobachtung der 
Anhaltebeſtimmungen unter gegebenen Amſtänden auch bei neu— 
tralen Schiffen vernachläſſigen zu dürfen. Rehm) ſucht der 
deutſchen Regierung dieſes Recht zu beſtreiten: „Die Kriegs— 
partei erhält durch die Bekanntmachung eines beſtimmten Ge— 
bietes als Kriegsgebiet nicht mehr Befugniſſe, als ſie ohnedem 
nach Völkerrecht beſitzt; nämlich gelegentlich militäriſcher Anter— 
nehmen auch freie Perſonen und freies Gut zu verletzen. Sie 
erklärt, gewiſſe Mittel nur innerhalb beſtimmter Gebiete zu ge— 
brauchen; es iſt nur ein Hinweis auf eine Gefahrzone.“ 

Mir ſcheint aber, der Begriff „Kriegsgebiet“ iſt viel zu 
neu, als daß ſchon einwandfrei feſtſtehen kann, welche Rechte 
und Pflichten für die beteiligten Staaten ſich damit verbinden. 
Verſuchsweiſe könnte man den Begriff „Operationsgebiet“ des 
Landkrieges zum Vergleich heranziehen. Wir haben ja im 
jetzigen Kriege ein ſonſt ſeltenes Beiſpiel, daß auch neutrale 
Intereſſenſphären in der Operationszone liegen können: Luxem- 
burg. Ein großer Anterſchied liegt allerdings darin, daß hier 
das neutrale Intereſſengebiet feſt umgrenzt iſt, ſo daß eine Be— 
rückſichtigung und Schonung neutraler Rechte und Intereſſen 
weſentlich erleichtert wird; während im Seekriegsgebiet ſich 
dieſes Gebiet dauernd ſchwimmend verändert. And doch, wenn— 
gleich auch in der Operationszone der kriegführende Staat im 
allgemeinen nur die Befugnis hat, gelegentlich militäriſcher 
Anternehmen auch freie Perſonen und freies Gut zu verletzen, 
unterliegt nicht auch hier der neutrale Staat gleich wie der neu- 
trale Bürger gewiſſen Freiheits- und Handelsbeſchränkungen? 
And mit welchen Gründen will man nun ein Recht der Neu— 
tralen verteidigen, innerhalb einer Seezone, in der wir in der 
Lage ſind, unſere militäriſche Macht auszuüben, eine ſchranken⸗ 
loſe Reife- und Handelsfreiheit auszukoſten? 


3) ZUR. 9 S. 20ff. 
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Schon die Tatſache des Krieges an und für ſich bewirkt 
eine Anderung der Rechtsbeziehungen zu den Neutralen, ja 
läßt neue entſtehen. Die Verſchärfung einer wirkenden Kraft 
verurſacht automatiſch eine erneute Einſtellung der übrigen 
Kraftgrößen ). RE 

Aber das Ziel hinaus ſchießt jedoch Pil otys); er erklärt, 
daß die Kriegsgebietserklärung die räumlich begrenzte Auf⸗ 
hebung der Neutralität ſei und ſomit bedeute, daß jeder neu⸗ 
trale Staat dadurch, daß er die Kriegszone betritt oder benutzt, 
in dieſem Teile auf alle Vorzüge der Neutralität verzichte. 
Piloty ſtellt dadurch die neutralen Schiffe den feindlichen 
gleich. Daß dieſes aber gar nicht in der Abſicht der deutſchen 
Regierung gelegen hat (dem widerſpricht auch der Wortlaut 
der Erklärung), erſieht man aus der Note vom 16. Februar 
1915 an die Vereinigten Staaten. Sie berichtigt den Irrtum 
in der amerikaniſchen Note vom 12. Februar 1915, in welcher 
Amerika angenommen hatte, daß Deutſchland die U-Boote zur 
Vernichtung aller Handelsſchiffe ermächtigt habe. Lediglich die 
Vernichtung feindlicher, im Seekriegsgebiet angetroffener 
Handelsſchiffe ſei angekündigt. Die Neutralen ſollten nur auf 
die Erſchwerung der Ausübung ihres Priſenrechts aufmerkſam 
gemacht werden, die eingetreten wäre mit dem Mißbrauch der 
neutralen Handelsflaggen durch die engliſchen Handelsſchiffe 
und den ausgedehnten Konterbandehandel der eee 
Schiffahrt. 

Auch Zorn“) geht ſehr weit, wenn er behauptet, daß die 
Kriegsgebietserklärung bedeute, die Zone habe als Schauplatz 
einer Seeſchlacht zu gelten und daraus die Folgerung zieht, den 
A-Booten ſei nun jede militäriſche Maßnahme erlaubt und 


alles, was ſich nähere, in jeder Beziehung den Maßregeln und 


Anordnungen der Kriegführenden unterworfen. 


4) Über den Unterſchied der deutſchen und engliſchen „Kriegsge⸗ 
bietserklärung“, vergl. w. o. 

5) 3VöR. 9. So. S. 70. 

6) Im „Tag“ vom 17. 3. 1915. 
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Heilborn?), der im Lager der Blockadeleugner ſteht, 
lieſt aus der Bekanntmachung der deutſchen Regierung heraus, 
daß ſie keine Blockade über die britiſchen Küſten verhängen 
wolle; ſie habe kein Handelsverbot ausgeſprochen und niemals 
das Recht für ſich in Anſpruch genommen, neutrale Schiffe 
wegen des Verkehrs mit England oder wegen des Paſſierens 
der Minenzone aufzubringen und einzuziehen. Lediglich 
britiſche Schiffe ſollen ohne Warnung zerſtört werden. Die 
empfindliche Störung des britiſchen Handelsverkehrs erfolge 
nicht durch eine Blockade, ſondern durch eine eigentümliche 
Ausübung des dem Gegner an ſich zuſtehenden Vernichtungs— 


rechts. 


Während das mögliche Kriegsgebiet im Seekriege das 
offene Meer und das Küſtenmeer der Kriegführenden iſt, handelt 
es ſich nach Meurer?) in der deutſchen Bekanntmachung um 
ein wirkliches Kriegsgebiet. 

Endlos ſcheint die Zahl der Auslegungen zu ſein, für 
welche die deutſche Regierung durch die unbeſtimmte Faſſung 
ihrer Erklärung Tür und Tor geöffnet hat. 

Recht eingehend befaßt ih Rehm“) mit dem Blockade— 
begriff. Er macht bei dem U-Boot wieder den Anterſchied 
zwiſchen Anterſee⸗ und Oberſeewaffe. Als Oberſeewaffe iſt es 
natürlich jedem Kriegsſchiff gleichzuſtellen und zur Abſperrung 
feindlicher Küſtengebiete zu verwenden, falls die Anzahl und 


die Kampfkraft groß genug iſt, um die ſchon in den Jahren 1785 


und 1856 verlangte Effektivität durchzuführen; d. h. alſo: die 
Streitmacht muß hinreichend ſtark ſein, um den Zugang zur 
feindlichen Küſte in Wirklichkeit verhindern zu können. Da die 
Kampfkraft der A⸗Boote als Oberſeewaffe aber nur gering iſt, 
ihre Zahl auch zur Blockierung des ganzen Küſtengebietes nicht 
ausreichen würde, kommt eine Oberſeeblockade durch A-Boote 
nicht in Betracht. Rehm verſucht nun, den Begriff einer 


7) 3VöR. 9 2.57. 
8) 3VöR. 9. 
9) ZUVOR. 9 S. 40: Der U⸗Bootkrieg. 
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Blockade im engern und einer ſolchen im weiteren Sinne zu 
ſchaffen. Anter der erſten verſteht er die „eigentliche oder 
förmliche Blockade“, für die das ordentliche Blockaderecht die 
poſitiven Vorſchriften liefere; nämlich Erſichtlichkeit der 
Blockadeſchiffe, die nicht nur das zum Weſen der Rechtsblockade 
gehörende Verkehrsverbot, ſondern auch ebenſo die dazu ge— 
hörende Verkehrsſperrung effektiv machen müßten. Das Ver: 
fehrsverbot allein könne wohl durch Anterſeeboote überwacht 
werden. „Aber es wäre unbillig, dem zu Verpflichtenden eine 
Verpflichtung durch tatſächliche Kraft aufzuerlegen, ohne die 
Verpflichtung davon abhängig zu machen, daß er nachprüfen 
kann, ob dieſe Kraft auch wirklich vorhanden iſt.“ Rehm 
wendet ſich damit vor allem gegen die Vertreter der Anſicht, daß 
Sichtbarkeit der Blockadeſchiffe nicht erforderlich ſei, wie dies 
z. B. von Kohler) und Niemeyer!) behauptet wird. 
Er leitet die Rechtfertigung ſeines Standpunktes aus Art. 4 der 
Londoner Seerechtsdeklaration von 1909 her: Die Blockade 
gilt nicht als aufgehoben, wenn ſich die blockierenden Streit⸗ 
kräfte infolge ſchlechten Wetters zeitweiſe entfernt haben. 
Gewiß hatten die Mächte nun damals die Blockade durch 
ſichtbare Kriegsſchiffe im Auge; man kannte ja noch keine 
anderen. Die Möglichkeit der kriegeriſchen Verwendung von 
A⸗Booten, deren Konſtruktionen und Prinzip überhaupt noch im 
Verſuchsſtadium ſteckten, ſchien noch in weiter Ferne zu liegen. 
Allerdings ſtrebte man ja zum Zwecke einer weiteren Humani⸗ 
ſierung des Krieges zu einer immer ſtrengeren Offenkundigkeit 
der Kampfmittel wie der Kampfmethoden. Aber die zunehmende 
Vergeiſtigung dieſer letzteren rückt die gewiß erſtrebenswerten 
Ziele in immer weitere Fernen und läßt berechtigte Zweifel an 
der geradlinigen Entwickelung auftauchen. Das Völkerrecht 
muß ſich darauf beſchränken, den dem nie raſtenden Menſchen⸗ 
geiſt immer neu entſpringenden Waffenſchöpfungen ihre 
Schärfe zu nehmen; nie aber kann es darauf beſtehen, daß ein 


10) 3VöR. 9. So. ©. 45. 
11) „Tag“ vom 12. 2. 1915. 
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Volk feine neue Waffe roſten läßt, nur weil es in die Zwangs— 
jacke der für ältere Waffen getroffenen Vorſchriften nicht paßt. 
Der Art. 4 der Londoner Deklaration muß m. E. mehr als 
eine Auslegungsregel der Blockadebeſtimmungen (Art. 2) auf⸗ 
gefaßt werden; er will weder für ſich den Rechtsſatz der Sicht: 
barkeit der Blockadeſchiffe aufſtellen, noch als Beweisſatz dazu 
dienen. Da die Verwendung der Minen in dieſer Hinſicht ein- 
geſchränkt war und iſt, beſtand damals gar keine andere Mög— 
lichkeit der Blockade, als mit ſichtbaren Streitkräften. Der 
Art. 2 ſpricht auch nur davon, daß die Blockade, um rechtlich 
wirkſam zu ſein, „tatſächlich wirkſam ſein muß,“ d. h. durch eine 
Streitmacht aufrecht erhalten werden muß, welche hinreicht, den 
Zugang zur feindlichen Küſte zu ſperren. Als erforderliche 
Eigenſchaft der blockierenden Streitkräfte bezeichnet er alſo nur 
die zur Sperrung der feindlichen Küſte nötige Kraft. Dem— 
nach wären A-Boote, falls fie nur die erforderliche Kraft ent— 
wickeln, zur Durchführung einer Blockade durchaus geeignet ). 

Rehms Behauptung der Erſichtlichkeit der Blockade— 
ſtreitkräfte widerſpricht auch Kohler. Die völkerrechtlichen 
Quellen könnten ihn nicht zu einer ſolchen Auffaſſung bringen. 
Die Blockade verlange nur, daß die Gewäſſer in der Nähe 
der Küſte durch Fahrzeuge ſtark gefährdet würden. Er um— 
ſchreibt den Begriff der Effektivität mit den Worten: „Kraft 
wirklich vorhandener Herrſchaftsgewalt“ und ſieht ihn in dieſer 
Definition erſchöpft. Es genüge, wenn der Staat in der Lage 
wäre, mittels Fahrzeuge eine ſolche ſtarke Gefährdung herbei— 
zuführen, um das Herrſchaftsrecht des blockierenden Staates 
geltend zu machen und ſeine Macht durch jeweilige Entfaltung 
der nautiſchen Mittel zu betätigen. 

Fleiſchmann meint zwar auch!), daß nach den 
poſitiven Beſtimmungen die Blockade ſichtbar effektiv gehalten 
werden ſoll, hält aber noch in der Beurteilung der Frage zu— 


12) Zuſtimmend Liſzt, VON. 1915 S. 340: U-Boote genügen 
ſelbſtverſtändlich. 
13) 3VöR. 9. So. S. 26. 
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rück, ob in der deutſchen Kriegsgebietserklärung nicht auch eine 
Blockierung neuer Art zu erblicken ſei. 

Wehberg “) hält ſtreng an dem Erfordernis der 
ſichtbaren Effektivität feſt und bezeichnet die Erklärungen Eng⸗ 
lands und Frankreichs als „papierne Blockade“. Ebenſowenig 
will er die deutſche Erklärung als rechtmäßige Blockade gelten 
laſſen: er ermangelt aber nicht, auf den entgegengeſetzten Stand⸗ 
punkt der amerikaniſchen Regierung hinzuweiſen. In einer 
Note an England, in welcher vor allem gegen die Wegnahme 
deutſcher Waren auf amerikaniſchen Schiffen proteſtiert worden 
war, hatte Amerika die Behauptung aufgeſtellt: Die Form der 
bisherigen Blockade brauche nicht mehr gewahrt zu werden, ſeit⸗ 
dem Tauchboote, Flugzeuge und Minen in dem neueſten 

tadium des Seekrieges eine ſolche Amwälzung hervorgerufen 
und die Auſſtellung von Kreuzern auf hoher See unmöglich 
gemacht hätten. 

Wohl in richtiger Erkenntnis, daß wir vor einer neuen 
Periode der Entwickelungsgeſchichte des Seerechts ſtehen, geht 
die amerikaniſche Regierung in ihren Folgerungen m. E. doch 
weit übers Ziel hinaus, wenn ſie jetzt für die Blockade Form⸗ 
freiheit proklamiert. Kohler hat gezeigt, daß ſich der Grund⸗ 
ſatz der Effektivität ſehr wohl auch bei einer Tauchboot⸗Blockade 
rechtfertigen läßt. Ein gewaltiger Rückſchlag im Völkerrecht 
wäre die Folge, wollte man jetzt mit dem Grundſatz der Effek⸗ 
tivität brechen, ein allgemein anerkannter Erfolg der Be— 
ſtrebungen, einen gerechten Ausgleich zwiſchen den Intereſſen 
der Kriegführenden und der Neutralen zu ſchaffen, wäre dahin. 
Die Zulaſſung der fiktiven Blockade würde eine völlige Außer⸗ 
achtlaſſung der neutralen Rechte bedeuten und ausſchließlich die 
Intereſſen der kriegführenden Staaten berückſichtigen. 

Am nun den A-Booten doch eine Betätigungsmöglichkeit 
in dieſer Hinficht zu gewähren, ſchafft Rehm den Begriff der 
„fernen Blockade“. Sie ſtelle juriſtiſch nur eine tatſächliche 


14) Recht und Wirtſchaft: „Berlückſichtigung der Billigkeit im 
Seekriege“. 
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Verkehrsſperre dar, eine Verkehrsgefährdung, die Anwendung 
des Seebeute- und Konterbanderechts durch eine Mehrheit plan- 
mäßig verteilter, zur Ausübung des Priſenrechts befugter 
Streitkräfte, wobei Sichtbarkeit nicht erforderlich ſei. Die ferne 
Blockade könne ſogar lediglich durch Minen, Ketten, Netze uſw. 
erfolgen. | | 

Hier muß Rehm ſich Liſzt als Gegner gefallen laſſen. 
Eine derartige Sperrung durch Minen uſw. habe mit dem 
Rechtsbegriff der Blockade nichts zu tun. Eine Durchbrechung 
ſolcher Sperren könne nicht als Blockadebruch betrachtet werden 
und ziehe daher keine Rechtsfolgen nach ſich. 

Man wird nicht umhin können, Liſzt beizupflichten. 
Rehm käme mit dem Begriff der fernen Blockade am guten 
Ende auf den Standpunkt der papiernen Blockade zurück. Seine 
ferne Blockade läßt ſich mit den völkerrechtlichen Rechtsſätzen 
nicht in Einklang bringen. 

Die Minenſperre allein iſt nicht nur keine Blockade; ſie iſt 
als ſolche auch unzuläſſig. So verbietet das achte Abkommen der 
zweiten Haager Friedenskonferenz von 1907 (auf dem ein all⸗ 
gemeines Verbot der Verwendung von Minen angeſtrebt wor— 
den war), vor den Küſten und Häfen des Gegners lediglich zum 
Zwecke der Anterbindung der Handelsſchiffahrt Minen zu legen. 
Kohler begründet die Anzuläſſigkeit der Minenſperre damit, 
daß die Minen bloß automgtiſch wirken, während die Blockade 
gerade durch einen der augenblicklichen Lage angepaßten kriege— 
riſchen Angriff betätigt werden ſoll. Eine reine Minenblockade 
hat auch keine der kriegführenden Mächte vorgenommen; wohl 
aber wurden Minenſperren als Defenſivmittel zur Stärkung 
und Vervollſtändigung der Blockaden verwandt. Die engliſch— 
franzöſiſche Blockade gegen uns iſt in der Hauptſache Oberſee— 
und Minenblockade, die deutſche Minen- und Tauchboot⸗ 
Blockade. 

Die deutſche Regierung ſtellt bei ihrem Vorgehen zur See 
die Amwälzung im Seekriegsrecht durch das Aufkommen der 
U-Boote in Rechnung. Sie ſcheut aber davor zurück, nun auch 
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die letzte Schlußfolgerung zu ziehen und ihren Maßnahmen 
den rechten Namen zu geben: Blockade der feindlichen Küſten. 
Ob es diplomatiſcher war, Völkerrechtsbruch durch Völker⸗ 
rechtsbruch zu beantworten, oder ob man nicht lieber mit kühnem 
Wagemut den neugeſchaffenen Rechtsſtandpunkt verteidigte, 
bleibe dahingeſtellt. Das in der deutſchen Bekanntmachung 
verſteckt enthaltene Eingeſtändnis einer völkerrechtswidrigen 
Handlung hat nicht zum wenigſten dazu beigetragen, die Gegner 
in der Anſicht zu beſtärken, ihr konſervativer Standpunkt ſei der 
feſtere und neutrale Widerſtände durch ein zur Schau getragenes, 
wirkliches oder eingebildetes Schuldbewußtſein zu ſtärken. 


88. 

Kriegeriſche Maßnahmen zur See berühren in viel ein: 
ſchneidender Weiſe wie im Landkriege die Intereſſen der Neu⸗ 
tralen. Die deutſche Kriegsgebietserklärung trifft neben den 
feindlichen auch den neutralen Handel. Zu einer bedingungs⸗ 
loſen Beſchlagnahme und evtl. Zerſtörung neutraler Schiffe 
kann jedoch nur bei einer rechtmäßigen Blockade geſchritten 
werden. Da die deutſche Regierung eine ſolche nicht offen er⸗ 
klärt hat, ſteht den Neutralen das Befahren der Kriegszone 
offen. Die neutrale Schiffahrt wird jedoch gewarnt und darauf 
aufmerkſam gemacht, daß die zum Kriegsgebiet erklärten 
Meeresteile der Schauplatz eines verſchärften Kampfes gegen 
die feindliche Schiffahrt bilden werden und es ſich für ſie 
empfehle, zwecks Vermeidung von Verluſten das Einlaufen in 
dieſes Gebiet zu vermeiden. Zwar hätten die deutſchen See⸗ 
ſtreitkräfte Anweiſung, Gewalttätigkeiten gegen neutrale Schiffe, 
ſoweit ſie als ſolche erkennbar ſind, zu unterlaſſen. Aber 
es könne nicht immer vermieden werden, daß „angeſichts 
des von der britiſchen Regierung angeordneten Miß⸗ 
brauchs neutraler Flaggen und der Zufälligkeiten des Krie⸗ 
ges auch neutrale Schiffe einem auf feindliche Schiffe be⸗ 
rechneten Angriff zum Opfer fielen.“ Hiermit kennzeichnet 
die deutſche Regierung dieſe Fälle, die die amerikaniſche 
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Regierung als Regel hatte hinſtellen wollen, ausdrücklich als 
Ausnahme; fie hält alſo ihre U-Boote für verpflichtet, bei Aus⸗ 
übung des Priſenrechts gegen neutrale Schiffe grundſätzlich ſich 
an die überkommenen völkerrechtlichen Vorſchriften zu halten. 
Eine rechtliche Verſchärfung in der Behandlung neutraler 
Schiffe iſt demnach nicht zu erkennen. Ergibt ſich eine "tat- 
ſächliche Verſchärfung und Verſchlechterung, ſo ſchreibt dies die 
deutſche Regierung mit Recht dem engliſchen Flaggenmißbrauch 
zu, der, ſo führt Meurer dazu aus, in Verbindung mit der 
Auwirkſamkeit der Proteſte der neutralen Staaten den Deutſchen 
die Durchführung der Anhaltebeſtimmungen gegen die Neu— 
tralen erſchwert, ſie jedoch nicht von der grundſätzlichen Pflicht 
der Beobachtung entbindet. | 

Mit dem Syſtem des Flaggenmißbrauchs hat ſich England 
wieder einmal bis hart an den Abgrund des Rechts gewagt und 


natürlich eine Begründung ſeines Vorgehens gleich bei der 


Hand. Die engliſche Regierung zieht zu ihrer Rechtfertigung 
die „Merchand Shipping Act“ von 1894 heran, in welcher ſie 
fremden Handelsſchiffen erlaubte, um der Erbeutung durch 
Kriegsſchiffe zu entgehen, die engliſche Flagge als Kriegsliſt 
zu gebrauchen. Daraus folgert fie nun, daß ihren Handels— 
ſchiffen jetzt bezüglich der fremden Flaggen dasſelbe Recht zu— 
ſtehe. Echt engliſche Logik. „Denn die Flagge als Hoheits— 
zeichen eines Staates, bemerkt Meurer, darf ſich ein fremder 
Staat ohne Zuſtimmung oder gar gegen den Proteſt des Be— 
rechtigten nimmermehr aneignen.“ Daß man das auch als 
richtig anerkennt, bekunden die Proteſte Hollands, Nord— 
amerikas und der nordiſchen Staaten. Die Frage iſt jedoch 
nicht unbeſtritten; man müßte vor allem England gegenüber 
dartun, daß der Gebrauch fremder Flaggen als Kriegsliſt den 
Völkerrechtsſätzen widerſpräche. Mit dem „Schandfleck auf 
dem militäriſchen Ehrenſchilde“ findet ſich England ganz gut ab. 

In der ZVö R. !) erklärt Heilborn: „Der Gebrauch 
neutraler Flaggen muß in dieſem Falle als erlaubte Kriegsliſt 


1) Bd. 9 S. 55. 
Diſſ. Becker. 4 
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angeſehen werden. Es iſt nicht verboten, fich fo der feindlichen 
Gewalt zu entziehen.“ Dieſe Anſicht zeigt, daß man auch in 
der deutſchen Gelehrtenwelt durchaus nicht allgemein auf einem 
ablehnenden Standpunkt ſteht. Eine Würdigung der Kriegs⸗ 
liſt nach völkerrechtlichen Geſichtspunkten liegt daher nahe. 

Kriegsliſten ſind dann allgemein zugeſtanden, wenn ſie 
lediglich zwiſchen den Kriegführenden zur Anwendung kommen 


(3. B. Maskierung von Wagenräder als Scheinbatterie, Vor⸗ 


täuſchen beſetzter Stellungen, Hinterhaltlegen uſw.). Sie ſind 
nicht nur dann geſtattet, wenn man ſich einer Gefahr entziehen 
will, alſo defenſiv, ſondern auch bei angriffsweiſem Vorgehen, 
offenſiv. Die Kriegsliſt iſt hier als zuläſſiges Kriegsmittel 
nahezu unbeſchränkt. Einer bedeutenden Einſchränkung wird 
ſie jedoch unterworfen, ſobald ſie mit ihrer Anwendung neu⸗ 
trale Intereſſen verletzen oder Gelegenheit zu ihrer Verletzung 


geben würde. Hierbei iſt die Kriegsliſt nur in Ausnahmefällen 


geſtattet, und zwar grundſätzlich in ſolchen, die defenſiven 
Charakter tragen. Poſitive Beſtimmungen vermag ich dafür 
nicht anzugeben. Aber liegt das nicht auch im Weſen des 
Völkerrechts, daß man mehr mit der Linierung von Begriffen 
operieren muß, daß man auch dem noch Flüſſigen ſeine Kriſtalli⸗ 
ſierungsgeſetze abſieht, als daß man ſich mit dem bis jetzt ge- 
ringen kriſtalliniſchen Niederſchlag begnügt? Läuft doch eine 
Entwickelungslinie des Völkerrechts auf eine immer weiter⸗ 
greifende Abſonderung der Neutralen aus jeder Kriegshand⸗ 
lung, auf eine immer ſchärfere Formulierung ihrer Rechte und 
Pflichten im Kriege hinaus. 

Auch iſt man gerade in der letzten Periode des Völker ⸗ 
rechts mit Erfolg beſtrebt geweſen, eine Beſchränkung der 
Kriegshandlungen der Kriegführenden zugunſten der Neutralen 
beſonders im Seekriege durchzuführen. Gewiß könnte man der 
Anſicht zuſtimmen, daß es geſtattet wäre im Falle unmittelbarer 
Gefahr der Aufbringung ſich einer falſchen Flagge zu bedienen, 
um den Verſuch zu machen, in dieſer akuten Gefahr, alſo im 
Einzelfalle den Feind zu täuſchen und ſich der Gefahr zu ent⸗ 


RE 


ziehen. „Man kann aber unmöglich damit einverftanden fein, 
daß daraus ein förmliches Syſtem gemacht wird und der Unter: 
ſchied des feindlichen und neutralen Handelsſchiffes beſeitigt 
wird“ 2). 8 

England verletzt mit ſeinem Flaggenmißbrauch ſyſtematiſch 
die Rechte der Neutralen; die Proteſte derſelben, wie die 
Hollands und Amerikas, läßt es unbeachtet. Aber nicht nur 
das, engliſche Handelsſchiffe haben ſich ſogar nicht entblödet, 
wie das Schickſal von „A 29“ zeigt, unter neutralem Flaggen⸗ 
ſchutz rechtswidrige Angriffe auf A-Boote zu unternehmen. Es 
liegt auf der Hand, daß es deutſchen Kriegsſchiffen bedeutend 
erſchwert iſt, angeſichts ſolcher Tatſachen neutralen Schiffen 
gegenüber die völkerrechtlichen Verpflichtungen einzuhalten. 
Man kann nun aber nicht ſoweit gehen und behaupten, infolge 
des ſyſtematiſchen engliſchen Flaggenmißbrauchs hätten die neu- 
tralen Flaggen aufgehört, ein Wahrzeichen der Neutralität zu 
ſein. Das hieße im Grunde die Folgerung ziehen, die die 
amerikaniſche Regierung glaubte ziehen zu müſſen, und die die 
deutſche Regierung ausdrücklich als irrtümlich zurückgewieſen 
hat. Meurer ſelbſt zieht nicht die letzte Konſequenz aus 
ſeiner Behauptung und hält trotz der erſchwerten Durchführung 
der Anhaltebeſtimmungen die Pflicht der Beobachtung der— 
ſelben für die deutſchen Schiffe als bindend. Eine irrtümliche 
Torpedierung neutraler Schiffe bleibt ſelbſt unter dieſen er⸗ 
ſchwerten Amſtänden ein Anrecht, für welches die neutrale Ne= 
gierung durchaus berechtigt iſt, Entſchuldigung und Ent⸗ 
ſchädigung zu fordern. Deutſchland ſtellt ſich prinzipiell auf 
denſelben Standpunkt. 

Eine andere Beurteilung würde die Sachlage erfordern, 
falls das neutrale Schiff ſelbſt ein Verſchulden träfe, es ſich 
z. B. zu einem ſelbſtändigen Angriff auf deutſche U-Boote ver- 
leiten ließe oder ein Angriff darauf in irgendeiner Weiſe be- 
günſtigte. Hier müßte das Schiff als Kombattant behandelt 

werden; ſofortiges Torpedieren wäre geſtattet, ohne daß natür⸗ 


2) Meurer, ZUVOR. 9. 
4* 
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lich irgendwelche Erſatzanſprüche aus der Torpedierung ent- 
ſtänden. b 

Am Verwechſelungen künftighin unmöglich zu machen, 
war die deutſche Regierung in ihrer Note vom 16. Februar 
1915 an die amerikaniſche herangetreten, ihre Handelsſchiffe 
durch Kreuzer begleiten zu laſſen, wobei ein ſolches Geleit zu⸗ 


gleich die Verſicherung der Regierung in ſich ſchließen würde, 


daß die Schiffe keine Konterbandeladungen führten. Aus bis⸗ 


her unbekannten Gründen iſt aber die amerikaniſche Regierung 


auf dieſen Vorſchlag nicht eingegangen. Die geſteigerte Ge⸗ 

fährdung der neutralen Schiffahrt bleibt alſo in den deutſcher⸗ 
ſeits erklärten Kriegsgebietsgewäſſern infolge Fehlſchlagens 
jedes Abhilfeverſuches und Verſagens der Proteſte der Neu⸗ 
tralen gegenüber England beſtehen. 


8 9. 


Ganz anders bewertet ſich die Stellung und Behandlung 
der feindlichen Schiffe nach der deutſchen Erklärung in 
den zum Kriegsgebiet erklärten Gewäſſern. Während in dem 
vorhergehenden Kreuzerkrieg der A-Boote der Anterſchied der 
Behandlung der neutralen und feindlichen Schiffahrt im End⸗ 
zweck lag, in dem Zerſtören der feindlichen Schiffe, die Vor⸗ 
ſchriften der Anhaltungs⸗, Durchſuchungs⸗ und Bergungspflicht 
aber bei beiden Arten beobachtet werden mußten, erkennt die 
deutſche Regierung eine ſolche Pflicht bei feindlichen Schiffen 
nicht mehr an. Sie nimmt im Vergeltungswege das Recht für 
ſich in Anſpruch, ihren A-Booten eine warnungsloſe Torpe⸗ 
dierung feindlicher Handelsſchiffe zu geſtatten: „ohne daß es 
dabei möglich ſein wird, die dabei der Beſatzung und den 


Paſſagieren drohende Gefahr abzuwenden.“ Damit iſt ein 


für die bisherige Seekriegführung neues Moment aufgetaucht, 
und es iſt wohl zu verſtehen, wenn dieſe neue Art der Krieg⸗ 
führung von mancher Seite als Rückſchritt und Härte empfunden 
wird. So erhebt auch die amerikaniſche Regierung ihre 
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Stimme, um!) im Namen der Menſchlichkeit gegen Deutſch⸗ 


lands Vorgehen zu proteſtieren. Gewiß gelten nun gerade 
im Völkerrecht die ungeſchriebenen Forderungen der Menſch⸗ 
lichkeit, aber „was iſt humaner, fragt Meurer, der Torpedo- 
krieg gegen Handelsſchiffe, oder die Aushungerung eines ganzen 
Volkes mit Greiſen, Frauen und Kindern?“ Geht doch die 
deutſche Regierung nicht ſoweit, daß ſie die Perſonen auf den 
Handelsſchiffen rückſichtslos dem Wellentode preisgeben will; 
fie bezeichnet im Gegenteil dieſe Fälle immer noch als Aus- 
nahmefälle, obgleich ihr nach Völkerrecht das Recht zuſtände, 
in der rückſichtsloſeſten Weiſe vorzugehen, um England zu 


zwingen, die Kriegsgeſetze zu beachten. Sie hat ſich damit 


begnügt, ihren A-⸗Bootkrieg fo zu geſtalten, daß er als ſcharf— 


geſchliffene Waffe den Handel der Engländer empfindlich 


trifft; ſie entband zu dieſem Zwecke ihre A-Boot-Komman⸗ 
danten von der Anhaltungs- und Durchſuchungspflicht, ſo daß 
jedes feindliche Schiff vom 4. Februar 1915 an ohne Warnung 
verſenkt werden durfte. Sie hat ſich zu dieſem Schritt auch da⸗ 
durch veranlaßt geſehen, daß England die Bewaffnung ſeiner 


Handelsſchiffe immer allgemeiner durchführte, und die Handels— 


ſchiffe ſelbſt einen ſtändig wachſenden Gebrauch von dem eng- 
liſcherſeits behaupteten Widerſtandsrecht machten. Ein Flucht⸗ 
recht mag noch hingenommen werden, aber ein Recht zum 
Widerſtand gegen die das Kaperrecht ausübende Kriegsmacht 
des Gegners widerſtreitet kraß dem Geiſt wie den Sätzen des 
Völkerrechts. | 

| Auch das Fluchtrecht iſt ja beftritten, aber niemals das 
Recht, dieſen Fluchtverſuch evtl. mit Gewalt zu verhindern. 
Die amerikaniſche Regierung will in ihrer Note vom 10. Juli 


1915 lediglich „tatſächlichen gewaltſamen Widerſtand oder 


fortgeſetztes Beſtreben eines Handelsſchiffes zu entfliehen“ als 
Grund für ſofortiges Torpedieren gelten laſſen. Der juriſtiſch 
ſchlecht beratene Wilſon muß ſich auch hier von Meurer 
widerlegen laſſen, der zum Beweiſe, daß auch einfacher Flucht⸗ 


1) In der Note vom 10. Juli 1915. 


verjuch Schon genüge, infolge mangelnder pofitiver Beſtimmun⸗ 
gen die von Renault verfaßten Erläuterungen des Redak⸗ 
tionsausſchuſſes heranzieht. Darin heißt es, allerdings in 
Bezug auf neutrale Schiffe: „Der Kaper kann Gewalt an⸗ 
wenden, um es zum Halten zu bringen, und das Kauffahrtei⸗ 
ſchiff hat, wenn es beſchädigt oder in den Grund gebohrt wird, 
keinen Anlaß zur Beſchwerde, da es einer ihm nach Völker⸗ 
recht obliegenden Verpflichtung zuwidergehandelt hat.“ Es 
liegt auch hier wieder nicht der Schatten eines Grundes vor, 
die feindliche Schiffahrt von Verpflichtungen frei zu erklären, 
welche die ſonſt kräftiger geſchützte neutrale Schiffahrt binden. 

Das ſicherſte und häufig nur allein anwendbare Mittel der 
A⸗Boote, um Fluchtverſuche zu verhindern und gewaltſamen 
Widerſtand zu brechen, iſt das Torpedieren. Darüber beſteht 
auch kein Streit, daß gewaltſamer Widerſtand und Fluchtverſuch 


von vornherein das Kriegsſchiff von den Formalitäten des An⸗ 


haltens, der Durchſuchung und des Aufbringens entbinden. 
„Sie geben,“ ſo führt Fleiſchmann?) aus, „dem Kriegs⸗ 
ſchiff die Freiheit zu gewaltſamem Vorgehen gegen das 
Handelsſchiff wieder, die dann lediglich noch durch militäriſche 
Rückſichten beſtimmt wird, auch wenn dadurch das Leben der 
an Bord Befindlichen in Gefahr kommt.“ Nun hole man den 


Grundgedanken aus den Anordnungen und Ratſchlägen der 


britiſchen Admiralität heraus. Will man nicht durch die raſt⸗ 
los erweiterte und verſtärkte Bewaffnung der Kauffahrteiſchiffe 
dieſen die Mittel an die Hand geben, ſich einen Verfolger vom 
Leibe zu halten, insbeſondere unſeren an Kampfkraft ſchwachen 
A⸗Booten die Ausübung des Kaperrechts zu erſchweren oder 
gar unmöglich zu machen? Kann man es deutlicher ſagen als 
der Oberkommandierende in Devenport in einem Erlaß vom 
15. Februar 1915? Dort heißt es: „Wenn ein U-Boot vorn 
nahebei auftaucht, mit offenbar feindlicher Abſicht, ſteuere recht 
auf es los mit höchſter Geſchwindigkeit und ändere den Kurs, 
ſo daß das Boot immer recht voraus bleibt.“ Läuft es nicht 


2) 3VöR. 9. So S. 32. 


praktiſch auf dasſelbe hinaus, als wenn England feine Handels— 
ſchiffe einfach in ſeine Kriegsflotte eingereiht hätte, um ſie mit 
zum Kampfe gegen die U-Boote zu verwenden? Iſt das 
U-Boot gegenüber einem ſolchen Handelsſchiff nicht von vorn- 
herein in der Stellung des Angegriffenen? 

Zu ſeiner Verteidigung iſt ihm natürlich jedes Mittel 
erlaubt und damit auch das ſofortige Torpedieren. Der Anter— 
gang von „A 14“, durchaus keine Einzelerſcheinung, beweiſt 
zur Genüge, daß England nicht in der Theorie mit ſeinen 
rechtswidrigen Maßnahmen haften bleibt, ſondern ſie mit eben⸗ 
ſoviel Energie wie brutaler Rückſichtsloſigkeit in die Tat um⸗ 
zuſetzen beſtrebt iſt. In Anſehung dieſer Tatſachen kann man 
unmöglich behaupten, daß England noch immer das Recht zu- 
ſtehe, die Beobachtung der Anhaltebeſtimmungen durch unſere 
U-Boote zu verlangen. So erklärt denn auch Meurer, daß 
angeſichts der engliſchen Praxis der Anterſchied von Handels— 
und Kriegsſchiffen aufgehoben und die Beobachtung der an- 
halterechtlichen Beſtimmungen für Deutſchland unmöglich ge: 
worden ſei. Praktiſch iſt dies auch die einzig mögliche Folge: 
rung, die man aus dem Verhalten der engliſchen Handelsſchiffe 
ziehen kann und muß. 

Schon vor dem Kriege war das „bewaffnete Handelsſchiff“ 
als neues Riff im Völkerrechtsmeere aufgetaucht; England 
hatte ſich bereits 1913 ausdrücklich zum Syſtem armierter Kauf- 
fahrteiſchiffe bekannt. Man kann einem Staate nun nicht ver⸗ 
wehren, ſeine Handelsſchiffe zu bewaffnen, um ſie gegen un⸗ 
rechtmäßige Angriffe gefeit zu machen. Anſinnig wäre es jedoch, 
das Anhalten, d. h. die Ausübung des Priſenrechts durch 
unfere U-Boote als unrechtmäßigen Angriff zu bezeichnen. 
Das hieße dieſen, die in den Marineſtreitkräften aller Staaten 
vertreten ſind, den Charakter eines rechtmäßigen Kampfmittels 
abſprechen. 

Ein bewaffnetes Handelsſchiff genießt nach herrſchender 
Auffaſſung in rechtlicher Hinſicht keinerlei Vorzug vor einem 
gewöhnlichen Handelsſchiff. Es beſitzt alſo weder ein Ver— 


teidigungs- und keinesfalls ein Angriffsrecht. Wenn man ſich 
auch in der Frage des Verteidigungsrechtes mit dem anglo⸗ 
amerikaniſch-italieniſchen Dreibund in den Haaren liegt, fo be- 
ſtand niemals ein Streit darüber, daß auch ein bewaffnetes 
Handelsſchiff (falls es eben nicht in die Hilfskreuzerliſte ein⸗ 
getragen iſt), niemals zu einem Angriff auf gegneriſcher Streit⸗ 
kräfte befugt iſt. Auch bei ihm gilt: Kein Recht zur Ausübung 
der Waffengewalt, da das Schiff nur Gegenſtand, nicht Organ 
der Kriegführung ift?). Die Engländer find allerdings auch 
nicht ſoweit gegangen, ein Angriffsrecht ihrer Kauffahrteiſchiffe 
zu behaupten, wenn ſie es auch in der Praxis anempfohlen und 
die Vorbedingung dazu zum größten Teil geſchaffen haben. 
Jedoch iſt die Praxis entſcheidend, und Nied ner?) zieht die 
richtige Folgerung: „Sind die engliſchen Handelsſchiffe von 
der Admiralität zu ſolchem kriegeriſchen Vorgehen aufgefordert, 
ſo verlieren ſie das Recht, nach den Grundſätzen des Priſen⸗ 
rechts behandelt zu werden; denn bei der Vereinbarung der 
Beſchränkungen, denen nach Priſenrecht die Gewaltausübung 
gegenüber Handelsſchiffen im Kriege unterliegt, iſt man ſelbſt⸗ 
verſtändlich davon ausgegangen, daß Handelsſchiffe ſich grund⸗ 
ſätzlich ihrerſeits von der Gewaltausübung fern halten.“ 

Nach der allgemein gültigen und in mehreren Erlaſſen zum 
Ausdruck gekommenen Auffaſſung des deutſchen Admiralſtabes 
gilt ein angreifendes Handelsſchiff als Seeräuber. Rehm 
will aber nicht nur dann, wenn das A-Boot tatſächlich von dem 
Handelsſchiffe angegriffen wird, ein ſofortiges Torpedieren er⸗ 
laubt ſein laſſen, ſondern auch dann, wenn nach den Erfahrungen 
des Seekrieges ein ſolches Vorgehen zu erwarten iſt; und da 
dieſes angeſichts des Verhaltens der engliſchen Regierung tat⸗ 
ſächlich der Fall iſt, ſo kann Rehm, unter Außerachtlaſſung 
des Repreſſaliencharakters die Berechtigung unſeres ver⸗ 
ſchärften A-Bootkrieges auf dieſe Weiſe dartun. 


3) Rehm. 
4) ZVöR. 9 So. S. 65. 
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Die deutſche Regierung erkannte jedoch wohl, daß dieſer 
Rechtsſchutzpanzer gegen den ſicher zu erwartenden feindlichen 
Geſchoßhagel nicht genügen würde und verſtärkte ihn durch die 
ſtahlharte Repreſſalie. 

Damit hat Rehm ja nun Recht, daß ſich die Repreſſalie 
in den Händen erbitterter Gegner leicht zu einer Schraube 
ohne Ende ausgeſtaltet. Wir erleben es ja, wie England die 
deutſchen Vergeltungsmaßnahmen mit eigenen Repreffiv- 
maßnahmen beantwortet und mit dem bekannten moraliſchen 
Schwung: „Right or wrong — my country“ ſich über etwaige 
völkerrechtliche Bedenken hinwegſetzt. Der Zweck jedoch, wie 


die Natur der Repreſſalie bedingen, daß es eine Vergeltung 


gegen Repreflalien nicht gibt. 
Wieder mal iſt es England, das eine Verſchärfung und 


Verwilderung der Kriegsmethoden herbeigeführt hat. 


8 10. 


Der verſchärfte Anterſeebootkrieg nach der Erklärung der 
deutſchen Regierung vom 4. Februar 1915 hatte ſchon während 
einiger Wochen ſeine Wirkung gezeitigt. 106 Handelsſchiffe 
waren bereits von dem Ablauf des zur Neuorientierung der 
neutralen Schiffahrt noch für die Dauer von 14 Tagen auf: 


geſchobenen Eintritts der Wirkung der Bekanntmachung bis 


zum 7. Mai 1915 von deutſchen A-Booten verſenkt worden. 
Mit mehr oder weniger geſchickten Noten hatte man bisher die 
Klippen zu vermeiden geſucht, die ſich aus der Mitverletzung 


neutraler Güter oder Perſonen ergaben. Bis dann am 
7. Mai 1915 der rieſige über 40 000 Tonnen große Dampfer 


„Luſitania“ unſeren A-Booten zum Opfer fiel; er wurde ent- 
ſprechend der neuen Kriegführungsmethode ohne Warnung 
torpediert. Aber 1500 Menſchen fanden in den Wellen den 
Tod, und rieſige Mengen Kriegsmaterial amerikaniſcher Her- 
kunft gingen verloren. Zum erſten Male war es, daß ein 
Paſſagierdampfer, der nicht oder nicht nur Truppen an Bord 
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hatte, einem ſolchen Schickſal anheimfiel; zum erſten Male, daß 
die Bedeutung der deutſchen Bekanntmachung in ſo augen⸗ 
fälliger Weiſe in die Erſcheinung trat. Eine ſolch ſcharf ge 
ſchliffene Waffe hatte man in unſeren A-Booten nicht ver⸗ 
mutet. Die Größe des Verluſtes an Menſchen und Schiffs⸗ 
wert hebt dieſe Verſenkung „aus der Reihe der gewöhnlichen 
Gegenſtände diplomatiſcher Erörterungen und internationaler 
Streitfragen heraus“ ). 

Gewiß! Aber doch nur inſofern, als es ſich in dieſem Falle 
erweiſen ſollte, ob die deutſche Regierung gewillt war, ihren bis⸗ 
her eingenommenen und für Recht erkannten Standpunkt gegen 
die geſammelte Angriffsmacht der Feinde und mißgünſtiger 
Neutralen zu verteidigen. 

Für die rechtliche Beurteilung des „Luſitania“-Falles liegt 
die Sache jedoch ſo, daß ſich die Verſenkung dieſes Schiffes nur 
quantitativ, nicht aber der Art nach von einer Reihe vorher⸗ 
gegangener Kriegshandlungen der Anterſeeboote unterſcheidet ?). 

Da aber der ermittelte Tatbeſtand noch Lücken und An⸗ 
ſicherheiten aufweiſt, die einen Ausblick auf verſchiedene Mög⸗ 
lichkeiten eröffnen, müſſen dieſe in der rechtlichen Ausführung 
berückſichtigt werden. 

Am einfachſten geſtaltet ſich die Beurteilung, wenn man zu 
der Überzeugung kommt, daß die „Luſitania“ ein Hilfskreuzer 
der engliſchen Marine war, alſo zu den engliſchen Seeſtreit⸗ 
kräften zählte. In ſolchem Falle wäre natürlich gegen das 
warnungsloſe Verſenken der „Luſitania“ auch nicht das geringſte 
völkerrechtliche Bedenken vorzubringen. Die Verſenkung von 
Kriegsſchiffen, mögen ſich darauf noch fo viele Menſchen be- 
finden, iſt in keinem Vertrage verboten; ohne Frage darf jede 
Kriegsmacht des Feindes von jedem rechtmäßigen Kampfmittel 
auch aus dem Hinterhalt vernichtet werden. Für die Formen 
der Kampfmittel wie der Kampfmethoden, um die Macht des 
Feindes zu brechen, iſt die weiteſte Freiheit gelaſſen. 


1) Note der amerikaniſchen Regierung vom 10. Juni 1915. 
2) Vergl. Mendelsſohn⸗Bartholdy 3VöR. 9 So. S. 52. 
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Die Mehrzahl der juriſtiſchen Schriftſteller, deren Be— 
urteilung des „Luſitania“⸗Falles mir vorliegt, nehmen nach 
mehr oder weniger eingehenden Erörterungen an, daß die 
„Luſitania“ als Hilfskreuzer zur engliſchen Schlachtflotte ge— 
hörte. Sie gehen alle von der offenkundigen Tatſache aus, daß 
die „Luſitania“ auf der Lifte der engliſchen Hilfskreuzer: „The 
Monthly Navy List“ vermerkt war und als ſolcher der Ad— 
miralität gegen einen jährlichen Zuſchuß zur Verfügung ge— 
halten wurde. Binding hält den Kriegsſchiff-Charakter der 


„Luſitania“ für ſo unzweifelhaft, daß er ſich mit der einfachen 


Feſtſtellung begnügt: „Die „Luſitania“ war ein Hilfskreuzer 
der engliſchen Kriegsflotte. Wir hatten alſo das unbedingte 
Recht, ihn zu vernichten.“ In etwas weiteren Ausführungen 
kommen RNohland und v. Stengel zu denſelben Ergeb— 
niſſen. Brie erachtet nicht nur die Eintragung in die amt- 
liche Hilfskreuzerliſte als vollſtändig ausreichend, um dem 
Schiff dauernd die Stellung eines Kriegsſchiffes zu verleihen; 
er behauptet ſogar, daß ein feindlicher Handelsdampfer, der 
zur Verteidigung und evtl. auch zum Angriff in einem Seekrieg 
ausgerüſtet iſt, ohne weiteres als Kriegsſchiff betrachtet werden 
müßte. Seine Anſicht findet keine Stütze im Völkerrecht. Das 
bewaffnete Handelsſchiff wird ganz allgemein zu den Handels— 
ſchiffen gerechnet; erſt wenn es gegen die gegneriſchen 
Streitkräfte bewaffneten Widerſtand leiſtet oder zum Angriff 
ſchreitet, erlangt es die Stellung eines Kriegsſchiffes. Lediglich 
die Ausrüſtung zum Kriegsſchiff oder ſein in der Vorausſicht 
einer Amwandlung in ein Kriegsſchiff beſtimmter Bau genügt 
nicht, einem Handelsſchiff den Stempel eines Kriegsſchiffes 
aufzudrücken). Im gleichen Sinne äußert fh Neu— 
meyer), der der „Luſitania“ zwar alle Vorausſetzungen, ein 
Kriegsſchiff zu werden zugeſteht, aber das allein nicht für aus⸗ 
reichend erachtet, ſondern dazu eine beſondere ſtaatliche Aber⸗ 
nahme verlangt. 


3) Vergl. Willms ©. 103. 
4) 3VöR. 9 So. S. 61. 
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Lediglich eine Vermutung für die Verwendung als Hilfs⸗ 
kreuzer will Fleiſchmannz) zulaſſen. 

Die von Neumeyer verlangte ſtaatliche Abernahme gilt 
nach allgemeiner Aberzeugung mit der Eintragung in die Liſte 
der Hilfskreuzer als erfolgt. Im Artikel 6 des 7. Haager Ab⸗ 
kommens ſpiegelt ſich die völkerrechtliche Bedeutung der Ein⸗ 
tragung wieder. „Der Kriegführende, der ein Kauffahrteiſchiff 
umwandelt, muß dieſe Amwandlung möglichſt bald auf der Liſte 
ſeiner Kriegsſchiffe vermerken.“ Dieſe Liſte iſt in England die 
Monthly Navy List, auf der auch die „Luſitania“ eingetragen 
war. Die deutſche Note vom 28. Mai 1915 fußt gleichfalls 
auf dieſer Tatſache. | | 

Mit dem Amwandlungsrecht hat ſich das Völkerrecht ein- 
verſtanden erklärt. „Der Kriegführende hat das Recht, Handels⸗ 
ſchiffe in Kriegsſchiffe zu verwandeln, und dieſes Recht kann 
der Anwerbung von Milizen zur Verſtärkung des Landheeres 
verglichen werden“ ). 

Ergänzend ſei noch aus dem Werke von Willms!) die 
engliſche Praxis vor dem Kriege beleuchtet. Im Jahre 1887 
ſchloß England mit der Cunard-, der White⸗Star⸗Linie und 
anderen Dampfſchiffahrts-Geſellſchaften Verträge ab, wonach 
die Admiralität ſich für gewiſſe Schnellſchiffe das Vorkaufsrecht 
ſicherte und für Neubauten ſich die Aufſicht über die Pläne vor⸗ 
behielt. Sie ſorgte auch dafür, daß auf den Schiffen wie zu 
Lande Vorkehrungen getroffen wurden, die eine ſchnelle Be⸗ 
waffnung im Kriegsfalle ermöglichen ſollten. Dieſe ſub⸗ 
ventionierten Schiffe führen die ſogen. „Blue Flag“ und ihr 
Offizierkorps ſoll in Kriegszeiten ſämtlich aus Offizieren der 
Königlichen Marine beſtehen, während ſchon im Frieden die 
Hälfte der Beſatzung der Königlichen Marine-Referve angehört. 

Ebenſo ſuchte die deutſche Regierung durch Abſchluß von 
Verträgen mit leiſtungsfähigen Schiffahrtsgeſellſchaften eine 


5) ZVöR. 9 So. S. 29. 
6) Protokoll III S. 475 2. Sitzung d. 4. Komm. vom 28. 6. 07. 
7) Die Umwandlung von Kauffahrtei- und Kriegsſchiffe. 
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Stärkung ihrer Marineſtreitkräfte für den Kriegsfall vorzu— 


bereiten. Aus den Einzelbeſtimmungen ſolcher Verträge folgert 
Einickes) die Annahme, daß mit den ſubventionierten 
Dampfern ſchon im Frieden als ein Teil der Kriegsflotte zu 
rechnen ſei. 

Die Frage, ob ein Hilfskreuzer eine Sonderſtellung ein— 
nimmt, oder als Kriegsſchiff im Sinne des Völkerrechts zu 
gelten hat, iſt mit der Bejahung der letzten Frage im Völker⸗ 
recht entſchieden worden. 

Genügt nun das Eingetragenſein in die Hilfskreuzerliſte 
zum Beweiſe, daß die „Luſitania“ nunmehr als Kriegsſchiff zu 
gelten hat, auch dann wenn ſie noch weiterhin ihrem eigentlichen 


Zwecke, dem Handel dient? Oder bedarf es dazu noch einer 


wirklichen Amwandlung, z. B. der . mit Waffen 


oder der Indienſtſtellung? 


Die überwiegende Mehrheit der juriſtiſchen Schriftſteller 
bejaht die erſte Frage. So führt Brie aus: „Wenn die 
„Luſitania“ als Hilfskreuzer der Kriegsflotte in der amtliche 
Lifte eingetragen iſt, wird fie dieſen Charakter ebenſowenig ver- 
lieren, wie ein lediglich mit der Beſtimmung als Kriegsſchiff 
gebautes Schiff durch zeitweilige oder gelegentliche anderweitige 
Benutzung“ ). Ahnlich äußert ih Kohler ); nach ihm 
war die „Luſitania“ ein Hilfskreuzer, der wenn er auch momen- 
tan wirklich oder ſcheinbar für Handels- oder Transportzwecke 
benutzt wurde, eben doch die unauslöſchliche Eigenſchaft eines 
unter dem Oberbefehl der Admiralität ſtehenden, für den Krieg 
beſtimmten Schiffes an ſich trug. Fleiſchmann hält bei der 
„Luſitania“ alle Vorausſetzungen, die dem Schiff die Stellung 


als Hilfskreuzer verleihen würden, für gegeben. Es mangele 
nur dieſes, daß ſie das äußere Abzeichen der Kriegsſchiffe, die 


8) „Rechte und Pflichten der Neutralen im Seekriege“. Abhandlg. 
aus dem Staats-, Verwaltungs- und Völkerrecht, Bd. 10 Heft 1 S. 76. 


9) 3VöR. 9. So. S. 20. 
10) DIZ. Nr. 11—12: Der „Luſitaniafall“ im Lichte des Völkerrechts. 
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Kriegsflagge getragen habe 1). Aber England darf das Nicht: 
führen der Flagge nicht als genügenden Beweis dafür vor- 
bringen, daß ein Kriegsſchiff-Charakter bei der „Luſitania“ 
nicht in Frage kommt. Denn die Vorſchrift hat — nach 
Fleiſchmann — nur den Zweck, für den Gegner ein Merk— 
mal zu ſchaffen, das dieſen verpflichtet, das Schiff als Kriegs⸗ 
ſchiff zu behandeln; fie entzieht ihm aber nicht das Recht, auch 
bei Abweſenheit des Zeichens aus dem übrigen Verhalten des 
Schiffes die Eigenſchaft als Kriegsſchiff zu entnehmen. 

Die Kriegsſchiffeigenſchaft der „Luſitania“ iſt auch deshalb 
bezweifelt worden, weil die Mitteilung der britiſchen Geſandt⸗ 
ſchaft in Bern („der engliſche Hilfskreuzer ſei während der 
ganzen Kriegszeit nicht beſtückt geweſen“), den Irrtum erweckte, 
als ob die tatſächliche Bewaffnung ein weſentliches Erfordernis 
der Amwandlung wäre. Jedes Lehrbuch des Völkerrechts be⸗ 
ſeitigt dieſe Zweifel. Die Frage der Bewaffnung ſtand auch 
im 7. Haager Abkommen ganz außerhalb der Erörterung. So 
wie Fleiſchmann erklärt auch Schönborn !?) die 
Realiſierung der Armierung als völkerrechtlich unerheblich. 
Viele, unter anderen auch Allfeld, Harburger halten 
den Beweis einer kriegeriſchen Ausrüſtung der „Luſitania“ als 
erbracht und haben ſo zu dieſem Problem nicht weiter Stellung 
genommen. f 

Recht oberflächlich leugnet v. Lentner!) die Hilfs⸗ 
kreuzer-Eigenſchaft der „Luſitania“. Seine ohne Gründe ver⸗ 
ſehene Behauptung, daß die „Luſitania“ nicht in einen Hilfs⸗ 
kreuzer umgewandelt war, läßt ſich vielleicht aus dem Mangel an 
Material erklären, das ihm zur Verfügung ſtand. Sollte er 
aber wirklich nichts von der Navy - List gehört und den Artikel 6 
des 7. Haager Abkommens überſehen haben? Oder ſchlägt er 
ſich ins Lager derer, die den Beweis der Amwandlung erſt mit 


11) Die blaue Flagge der britiſchen Königlichen Marine⸗Reſerve iſt 
völkerrechtlich eine Kriegsflagge. Vergl. Rehm. 

12) 3VöR. 9. So. S. 76. 

13) 3VöR. 9. So. S. 50. 
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einem kriegeriſchen Auftreten als erbracht gelten laſſen wollen? 
Allerdings will auch Meurer ein eingetragenes Handelsſchiff 
erſt mit dem Augenblick als Kriegsſchiff behandelt wiſſen, wo es 
wirklich in den Dienſt getreten iſt. Mit der Eintragung in die 
Hilfskreuzerliſte hält er nur die Abſicht der Amwandlung in 
maßgebender Weiſe für bezeugt; die Buchführung dient alſo 
— nach ſeiner Anſicht — lediglich zur Fixierung eines Pro⸗ 
gramms. Gegen dieſe Auslegung des Artikels 6 erheben ſich 
jedoch ſtarke Zweifel. Der Artikel ſpricht im Präſens: „Der 
Kriegführende, der ein Kauffahrteiſchiff in ein Kriegsſchiff 
umwandelt“; er ſagt nicht: „umwandeln will“ oder 
„beabſichtigt umzuwandeln“. Er verlangt vielmehr m. E., 
daß der Tätigkeit des Eintragens die der, wenn auch nur in 
der Theorie beſtehenden Amwandlung vorausgegangen iſt. 
„Die Amwandlung der Kauffahrteiſchiffe tritt nach außen 
in der Flaggenhiſſung bezw. Eintragung hervor, nach innen in 
dem Befehl oder Auftrag, auf Grund deſſen der Befehlshaber 
die Kommandogewalt übernimmt und die Beſatzung in Dienſt 


und Pflicht nimmt“ 1%). Ans intereſſiert hier nur das Außen⸗ 


verhältnis. Auch hier kann doch Willms nur von einem 
Hervortreten ſprechen, wenn die Tatſache, die hervortreten ſoll, 
in Wirklichkeit ſchon vorhanden iſt. Die Eintragung ſoll nach 
allgemeiner Aberzeugung nicht konſtitutiv wirken, ſondern 
deklaratoriſch. Die Kriegsſchiffeigenſchaft erlangt das Schiff 
ſchon mit dem Befehl der Regierung, auf Grund deſſen der 
ordnungsgemäß beſtallte Befehlshaber, der Offizier der Marine 
ſein muß, das Kommando über das Schiff übernimmt. Der 
Zweck der Eintragung liegt in der Verſtärkung des Publizitäts⸗ 
gedankens, dem durch die erforderliche Flagenhiſſung nur in 
geringerem Grade entſprochen wird. 

Das Erfordernis der Eintragung wie der Eigenſchaft des 
Kommandanten als britiſcher Neſerveoffizier liegt beim 
„Luſitania“-Fall vor. 


14) Willms, S. 103. 
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„Wie aber,“ fragt Meurer, „wenn die „Luſitania“ in 
ein Handelsſchiff zurückverwandelt worden iſt?“ Damit wirft 


er die viel umſtrittene und auf den Konferenzen nicht entſchiedene 


Frage der Rückverwandlung von Hilfskreuzern in Handels⸗ 
ſchiffen auf. Auf der Londoner Seerechtskonferenz von 1909 
hatten Deutſchland, Rußland und Frankreich in ihren Denk⸗ 
ſchriften ein Verbot der Rückverwandlung der in Kriegsſchiffe 
umgewandelten Kauffahrteiſchiffe für die Dauer des Krieges 


befürwortet. Die Durchführung ſcheiterte jedoch trotz Oſter⸗ € 


reichs Anterſtützung an dem Widerſtande Englands, Hollands 
und Spaniens. Die Frage iſt bis auf den heutigen Tag offen 
geblieben. Die Amwandlung auf hoher See und die Rüd- 
verwandlung iſt alſo nach wie vor rechtlich zuläſſig. Eine 
grundſätzliche Abereinſtimmung konnte man jedoch darin feſt⸗ 
ſtellen, daß das Publizitätsprinzip ebenſo wie bei der Am⸗ 
wandlung fo auch bei der Rückverwandlung beobachtet werden 


müßte. Auch hier ſoll die Tatſache der Rückverwandlung mög: 


lichſt bald offenkundig werden. Man hat aber nicht gehört, 
daß England der „Luſitania“ die Rechte eines Kauffahrtei⸗ 
ſchiffes wiedergab, indem es das Schiff aus der Hilfskreuzer⸗ 
linie ſtrich und dies öffentlich bekannt machte. 

Auch Rehm 5) ſucht der behaupteten Waffenloſigkeit der 
„Luſitania“ gerecht zu werden. Er ſtellt zunächſt feſt, daß 
gemäß Art. 5 des 7. Abkommens der 2. internationalen Friedens⸗ 
konferenz, in dem die ausdrückliche Betonung der Identität von 
Kriegsſchiff und Hilfskreuzer liegt, die „Luſitania“ zu den 
Kriegsſchiffen zu rechnen ſei. Sie diene Staatsintereſſen, ſei 
zwar nur Reſerve-Hilfskreuzer, verliere damit jedoch nicht ihre 
Kriegsſchiffeigenſchaft. Als Reſerve-Hilfskreuzer ſei fie in die 
engliſche Hilfsmarine eingeſtellt, jedoch für Friedenszwecke 
beurlaubt worden. Rehms Erklärung ſcheint wegen 
ihrer einfachen Konſtruktion ſehr einleuchtend. M. E. müßte 
aber zur Rechtfertigung der ſofortigen Torpedierung hiernach 
erſt dargetan werden, daß die „Luſitania“ beim Kriegsausbruch 


15) 3VöR. 9. 
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wieder eingezogen, d. h. in die Königliche Marine wieder ein- 
gereiht worden iſt. Ebenſowenig wie man gegen Soldaten des 
Beurlaubtenſtandes vorgehen kann, als ob ſie noch dem ſtehenden 
Heere angehörten, wäre es hier rechtlich erlaubt, ohne weiteres 
die „Luſitania“ als Kriegsſchiff zu behandeln. England hat 
zwar deutſche Reſerviſten ſelbſt von neutralen Schiffen fort zu 
Kriegsgefangenen gemacht; es hat aus der bloßen Einrichtung 
der deutſchen Dampfer „Lützow“ und „Derfflinger“, die eine 
Aufſtellung von Geſchützen ermöglichen würde, die Eigenſchaft 
als Hilfskreuzer gefolgert und die Schiffe als Priſe erklärt. 
Englands Vorgehen könnte uns daher zu Vergeltungsmaßregeln 
verleiten, gibt uns aber ohnedies keine Rechtsgrundlage, die 
„Luſitania“ ſchon dieſerhalb als Hilfskreuzer zu behandeln. 

Nun ſtellt ſich jedoch die überwiegende Mehrheit der Ver- 
fechter des Kriegsſchiffcharakters der „Luſitania“ auf den Stand⸗ 
punkt, den die deutſche Geſandtſchaft in Bern einnimmt, die in 
einer Erwiderung auf eine Erklärung der britiſchen Geſandtſchaft 
ausführt: „Da der kaiſerlichen Regierung keine Mittel zur Ver⸗ 
fügung ſtehen, um ſich über den derzeitigen Armierungszuſtand 
feindlicher Hilfskreuzer zu vergewiſſern, ſo wird ſie nach wie vor 
alle in der „By Authority“ ausgegebenen „Monthly Navy 
List“ geführten Hilfskreuzer als feindliche Kriegsſchiffe an⸗ 
ſehen müſſen.“ Die Vermutung, die ſchon Rehms Aus: 
führung ſtützte, wird hier zur Rechtshypotheſe; der Satz, daß 
die Eintragung in die Liſte der Kriegsſchiffe ſolange als maß⸗ 
gebend gilt, ſolange fie nicht gelöſcht iſt, wird zum Vertrauens- 
ſchutz der anderen kriegführenden Partei. 

Hatſchek ) widmet dieſem Vertrauensſchutz eine längere 
Betrachtung. Zwar ſeien für die Frage der Rückverwandlung 
auf den Konferenzen poſitive Vorſchriften nicht geſchaffen 
worden, aber man ſei doch grundſätzlich in der Beurteilung einig 
geweſen, wenn man auch einen allgemein gefallenen Ausdruck 
dieſer Stimmung nicht habe ſchaffen können. In dem Protokoll 
des 7. Haager Abkommens heißt es daher: „Mais il a été com- 
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pris qu'en s’abstenant d’edieter aucune regle a cet égard, 
le Comité n’entendant nullement couvrir les abus de trans- 
formations successives, contraires a l’esprit de loyaute, dont 
est inspire avant tout le projet de règlement.“ Aus dieſer 
Außerung in Verbindung mit Artikel 6 folgert Hatſchek den 
bekannten Satz, daß die Rückverwandlung eines Kriegsſchiffes 
ohne öffentliche Bekanntmachung der Löſchung der Eintragung 
in die Hilfskreuzerliſte völkerrechtlich unwirkſam iſt. Auch 
wendet er ſich gegen die Anſicht, als ob die Vorausſetzung einer 
Rückverwandlung eine wirkliche Verwandlung im Sinne des 
7. Haager Abkommens ſei, daß alſo außer der Eintragung noch 
die äußeren Abzeichen, die Kriegsflagge, oder direkter mili⸗ 
täriſcher Befehl vorhanden fein müſſe. Denn darin ſieht er 
gerade die Bedeutung des Vertrauensſchutzes: „Nicht ob die 
„Luſitania“ objektiv ein Hilfskreuzer war mit den Rechten und 
Pflichten der Kriegsſchiffe im Sinne des 7. Haager Ab⸗ 
kommens, ſondern ob das Deutſche Reich ſie dafür halten 
konnte.“ N 

Mehr oder weniger verſteckt findet ſich dieſer Gedanke in 
den Ausführungen vieler anderer Juriſten. 

So auch bei Triepel !). Bei ihm muß allerdings dieſer 
Begriff zur alleinigen Rechtfertigung des deutſchen Vorgehens 
herhalten. Denn feine Charakteriſierung der „Luſitania“ iſt 
derart ſchwach und vorſichtig, daß ſie einfach wertlos iſt. An⸗ 
benommen ſei ihm ſchließlich noch abzulehnen, daß die Ein⸗ 
tragung eines Handelsſchiffes in die Monthly Navy List die 
Amwandlung in ein Kriegsſchiff bedeutet; bei ihm „ſteht feſt“, 
daß die „Luſitania“ ein Hilfsſchiff war. Nun iſt auf das 
Folgende natürlich nicht nur der Laie, ſondern auch der Kun⸗ 
dige geſpannt, der weiß, welch wackelnde Definitionen auf das 
Konto „Hilfsſchiff“ kommen und daß tatſächlich das Völker⸗ 
recht bisher keinen Raum für ſolch Zwitterding hatte. And 
wenn man nun auch keine gewaltige Offenbarungen erwartet 
hatte, ſondern ſich mit einer klaren Stellungnahme begnügt 


17) ZUVOR. 9. So. S. 101ff. 
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hätte, jo iſt man doch arg erſtaunt, folgenden Satz zu leſen: 
„Ob ſolche Schiffe in derſelben Weiſe wie gewöhnliche Handels— 
ſchiffe zu behandeln ſeien, möchte fraglich ſein.“ Schluß! 
Demnach iſt für ihn das Wort „Hilfsſchiff“ ein inhaltleerer 
Begriff. 

Die ganze Wucht feiner Verteidigung der deutſchen Maß⸗ 


nahmen wirft er nun in den Vertrauensſchutzbegriff. In Der: 


bindung mit der Erkenntnis der dauernd allgemeiner werdenden 
Bewaffnung der Handelsdampfer genüge die Tatſache der In⸗ 
ſtruktion der Admiralität an die Kapitäne, insbeſondere die 
Prämiierung von Angriffen auf U-Boote, um jeden feindlichen 
Handelsdampfer als ein zum Angriff auf U-Boote bereites 
Schiff anzuſehen. Triepeln genügt dieſer Vertrauens- 
ſchutzbegriff vollkommen, um aus ihm das Recht der A-Boote 
herzuleiten, gegen feindliche Handelsſchiffe warnungslos zum 
Angriff vorzugehen. Auch bei v. Rohl and finden wir einen 
nahezu gleichen Ausdruck des Gedankens des Vertrauens— 
ſchutzes. 

Er tritt auch der Frage der Bewaffnung näher und ver- 
teidigt die Anſchauung, daß die völkerrechtliche Stellung eines 
feindlichen Handelsſchiffes als Kriegsſchiff durch die Tatſache, 
daß es zurzeit keine Kanonen führt, nicht geändert wird. 

Erſt dann, behauptet er, würde die Beurteilung in eine 
andere Richtung gedrängt, wenn die britiſche Regierung vor— 
her amtlich bekannt gemacht hätte, daß die „Luſitania“ un⸗ 
bewaffnet ſei. In einer ſolchen Erklärung hätte man die Rück⸗ 
verwandlung in ein Kauffahrteiſchiff erblicken müſſen. 

Es mag nun zweifelhaft erſcheinen, ob die Bekanntmachung 
des Nichtbewaffnetſeins einer Streichung aus der Hilfskreuzer⸗ 
liſte gleichzuſetzen iſt; wahrſcheinlich hätte hier Rohl and 
Kohler gegen ſich. Jedenfalls bemißt Fleiſchmann 
das Maß der für eine Rückverwandlung zu erfüllenden Be— 
dingungen viel zu gering. Es genügt keineswegs, daß die Tat⸗ 
ſache der vorzugsweiſen Beförderung friedlicher Paſſagiere die 
Abſicht der Verwendung als Hilfskreuzer unterdrückt. Die 
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ausdrückliche Erklärung der Verwendung eines Schiffes als 
Hilfskreuzer, die engliſcherſeits in der Eintragung in die Hilfs⸗ 
kreuzerliſte liegt, kann nicht durch ſtillſchweigendes Anders⸗ 
handeln aufgehoben werden. Auch Strupp'S) will die Ver⸗ 
mutung für die Hilfskreuzerqualität ſolange beſtehen laſſen, bis 


der Beweis des Gegenteils erbracht if. Mit ähnlichen Aus: 


führungen ſchließt ſich ihm Neumeyer ebendaſelbſt an. 


Eine ſcharfe, unwiderlegliche Beurteilung der „Lufitania” 


als Kriegsſchiff, ein glattes Einbugſieren in den Begriff der 
feindlichen Seeſtreitkräfte ſcheitert eben daran, daß die Frage 
der Rückverwandlung auf den Konferenzen nicht in poſitiven 
Vorſchriften ihre Löſung gefunden hat. 


8 11. 


Nun bringt Fleiſchmann!) den Begriff des Hilfs⸗ 


ſchiffs auf den Plan. Auf der zweiten Haager Konferenz von 
1907 hatte England, um die Klarſtellung des Begriffs „Kriegs⸗ 
ſchiff“ im Völkerrechtsſinne zu erleichtern, einen diesbezüglichen 
Vorſchlag eingebracht. Dieſer wollte zwiſchen zwei Arten von 
Kriegsſchiffen unterſcheiden: a) Kampfſchiffe, b) Hilfsſchiffe. 
Anter den Begriff „Hilfsſchiff“ ſollte jedes Handelsſchiff fallen, 
gleichgültig ob der Eigentümer ein Kriegführender oder ein 
Neutraler ſei, das zum Transport von Seeleuten, Kriegs⸗ 
munition uſw., zum Aberbringen von Nachrichten oder Erkun⸗ 
digungen beauftragt iſt, wenn beſagtes Schiff der ihm unmittel⸗ 
bar oder mittelbar von der kriegführenden Flotte mitgeteilten 
Marſchorder Folge zu leiſten verpflichtet iſt ?). England beab⸗ 
ſichtigte in kluger Wahrung ſeiner Intereſſen den Begriff 
„Kriegsſchiff“ ſehr umfaſſend zu geſtalten. Zu welch weit⸗ 
gehenden Folgerungen die Annahme des engliſchen Vorſchlages 


geführt haben würde, erfaßt man dann, wenn man Englands 


18) 3VöR. 9 S. S. 90 Anm. 
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Nebenabſicht in neutraler Richtung folgt. Die zu Kriegs: 
ſchiffen geſtempelten neutralen „Hilfsſchiffe“ ſähen ſich — eben 
durch das Einlotſen in den ausgedehnten Hafen des Kriegs: 
ſchiffbegriffes — mit einer Machtfülle ausgeftattet, die fie be- 
rechtigen würde, zur Durchſuchung feindlicher und neutraler 
Handelsſchiffe zu ſchreiten. Den raffiniert ſelbſtiſchen Beweg— 
grund dieſer formulierten engliſchen Wünſche legte der Ver— 
treter der Vereinigten Staaten von Nordamerika in einer 
glänzenden Ausführung bloß. England ſah ſich erkannt und 
zog ſeinen Vorſchlag zurück. Demnach dürfte auch Fleiſch⸗ 
manns in dieſem Sinne gehaltenen Ausführungen zum Be— 
griff „Hilfsſchiff“ abzulehnen ſein. 

Während ſich die bisherigen Erörterungen ſtets mit dem 
Schiff als Hauptſache befaſſen, will Neumeyer die Tor— 
pedierung ſo aufgefaßt wiſſen, als richtete ſie ſich in erſter Linie 
gegen die auf dem Schiffe befindlichen Truppen und den 
Schießbedarf. Das Schiff würde nur mittelbar, weil den 
Truppen uſw. nach Lage der Sache nicht anders beizukommen 
ſei, in die Vernichtung mit einbezogen. Er rechtfertigt die 
warnungsloſe Torpedierung folgendermaßen: Truppen und 
Munition befinden ſich auf einem engliſchen Schiff; auf hoher 
See und in engliſchen Küſtengewäſſern bildet es ein Stück eng⸗ 
liſchen Bodens. In Feindesland dürfen aber Truppen und 
Munition ohne Rückſicht auf unerwünſchte Nebenfolgen ver- 
nichtet werden. Neumeyer umgeht ſo in geſchickter Weiſe 
die Schwierigkeit der Charakteriſierung des Schiffes. 

Die ungeheure Entrüſtung auf feindlicher wie auch neu⸗ 
traler Seite bei der Torpedierung der „Luſitania“ hat als Ar— 
ſache weniger den Verluſt des Schiffes als vielmehr den Tod 
ſo vieler friedlicher Paſſagiere. Aber gerade bei der Annahme 
eines Kriegsſchiffcharakters der „Luſitania“ liegt die Rechts- 
lage der Paſſagiere unanfechtbar offen. Die Anweſenheit neu- 
traler Perſonen machen feindliche Kriegsmittel nicht ſakroſankt. 
Wer ſich als Neutraler in den Bereich kriegeriſcher Operationen 
begibt, tut dies auf eigenes Niſiko, auf die Gefahr hin, von den 
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kriegeriſchen Maßnahmen mitbetroffen zu werden. Als Kriegs⸗ 
ſchiff war die „Luſitania“ überall, ſogar in den amerikaniſchen 
Hoheitsgewäſſern „Feindesland“. Wenn die demnach auf 
engliſchem Boden befindlichen Fahrgäſte infolge kriegeriſcher 
Maßnahmen gegen das Schiff zu Schaden kamen, können ſie 
gegen den angreifenden Staat keinerlei Entſchädigungsanſprüche 
geltend machen. Pilotys) ſtellt die Benutzung des Hilfs⸗ 
kreuzers zur Aberfahrt ſogleich auf die richtige Rechtsgrund⸗ 
lage: „Iſt das Schiff ein Kriegsſchiff, ſo iſt jeder Inſaſſe des 
Schiffes, mag er perſönliche Zwecke verfolgen welche er will, 
ein Kriegsteilnehmer, genau ſo wie wenn er ſich auf eine 


Kanone ſetzt.“ Die Frage der Staatsangehörigkeit ſpiele dann 


keine Rolle mehr. Ein Neutraler, welcher ein Kriegsſchiff zu 


Reiſezwecken benutze, begebe ſich mit dem Augenblick, wo er das 
Schiff betrete, freiwillig ſeiner Neutralität. Die ſtarre Konſe⸗ 


quenz dieſer Rechtslinie wird nicht zu brechen fein; es bedarf 
kaum der Erwähnung, daß die deutſchen Juriſten nahezu ſämt⸗ 
lich die Feſtigkeit des Standpunktes anerkennen. 


§ 12. 
Da der Tatbeſtand des Luſitaniafalles noch manche 


Lücken aufweiſt, welche es verhindern, daß man alle Angriffe 


auf den Kriegsſchiff-Charakter zurückweiſen kann, ſo bliebe 
der Fall unter dem Geſichtswinkel der Eigenſchaft als Kauf⸗ 
fahrteiſchiff zu beurteilen. 

Ich halte die Gliederung des Stoffes, wie ſie Meurer 
geſchaffen hat: in Hilfskreuzer, bewaffnetes Handelsſchiff und 
Munitions- und Truppentransportſchiffe für ungenau. Auf 
den Völkerrechtskonferenzen iſt eine Sonderſtellung der be— 
waffneten Handelsſchiffe nicht anerkannt worden; Munitions⸗ 
und Truppentransportſchiffe gehören, trotz aller Verſuche, ſie 
als Hilfsſchiffe unter die Kriegsſchiffe zu zählen, doch zu den 
Handelsſchiffen, es ſei denn, daß ſie als Begleitſchiffe in den 


Beſtandteil einer Flotte aufgenommen ſind. Meurer legt 
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nun allerdings auch die entſcheidende Bedeutung nicht ſo ſehr 
der Eigenſchaft der „Luſitania“ als Hilfskreuzer bei, als viel- 
mehr dem Geſamtcharakter des A-Bootkrieges und der deutſchen 
Kriegsgebietserklärung als zuläſſige Vergeltungsmaßregeln 
gegen die Völkerrechtsverletzungen Englands. 

War die „Luſitania“ lediglich Handelsſchiff, ſo war ſie 
natürlich mit einer bedeutend kräftigeren Rechtsſchutzpanzerung 
gegen Angriffe feindlicher U-Boote verſehen. Vor Erlaß der 
deutſchen Bekanntmachung vom 4. 2. 1915 wäre eine ſofortige 
Torpedierung grundſätzlich unzuläſſig geweſen. Privatfahrzeuge 
ſind im allgemeinen verletzlich lediglich durch Wegnahme, nicht 
Verſenkung. Der Wegnahme ſelbſt hat noch die zur Rechts— 
natur gewordene Praxis die Pflicht des Anhaltens vorgeſetzt. 
Auch bei bewaffneten Handelsſchiffen tritt keine Anderung in 
der Beurteilung ein. Die rechtliche Stellung derſelben habe ich 
bereits oben dargelegt. Das bewaffnete Handelsſchiff beſitzt 
keine Sonderſteſtllung; es hat vielmehr die Rechte und Pflichten 
eines gewöhnlichen Kauffahrteiſchiffes. 


813. 


War nun, unter Annahme des Kauffahrteiſchiffcharakters 
der „Luſitania“ die Torpedierung anſtatt der Aufbringung, ins⸗ 
beſondere die ſofortige, warnungsloſe Torpedierung geſtattet? 

Die deutſche Priſenordnung ſteht auf dem Standpunkt, daß 
das Eigentum an dem beſchlagnahmten Schiff erſt im Augen⸗ 
blick der rechtskräftigen Entſcheidung an den das Kaperrecht 
ausübenden Staat übergeht. Ein feindliches Kauffahrteiſchiff 
dürfte hiernach von dem aufbringenden Kriegsſchiff auf hoher 
See nicht ſofort zerſtört werden, es ſei denn, daß die in mehreren 
Ausnahmefällen gegebene Zerſtörungsbefugnis vorliegt. Ein 
Hauptfall dieſer liegt im § 112 der Priſenordnung vom 
20. September 1909: „Der Kommandant iſt berechtigt, ein als 
feindlich aufgebrachtes Schiff als Hilfsſchiff zu verwenden, oder 
es, wenn ſeine Einbringung ihm unzweckmäßig oder unſicher 
erſcheint, zu zerſtören.“ 
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Im Regelfalle iſt es nun ausgeſchloſſen, daß das U-Boot ° 


in der Lage iſt, von feiner jeder ein Organ des Bootorganismus 
bildenden Beſatzung noch Teile als Priſenkommando abzu⸗ 
geben. Die gewaltige „Luſitania“ hätte nun gleich ſoviel Be⸗ 
gleitperſonal verſchlungen, daß die beſchränkte Zahl der A-Boot⸗ 
leute in ihrer Geſamtheit wohl kaum ausgereicht hätte. 
Beinahe in jedem Falle iſt das A-Boot in die Zwangs⸗ 
lage verſetzt, entweder das Schiff freizugeben oder es zu zer⸗ 
ſtören. Die weite Operationsbaſis, die Aberwindung großer 


Entfernungen bis zum nächſten eigenen Hafen machen das Ein⸗ 


ſchleppen einer feindlichen Priſe zu einem gefährlichen Wagnis. 
Nicht nur, daß die zahlreichen feindlichen Seeſtreitkräfte auf der 
weiten und langſamen Fahrt hundert Möglichkeiten hätten, das 
gekaperte Schiff zu befreien, nicht nur, daß die Aberwaſſerfahrt 
des A-Boots ihnen Gelegenheit gäbe, dieſes ſelbſt überraſchend 
zu vernichten; angeſichts der engliſchen Praxis, durch Beloh⸗ 
nungen und Auszeichnungen zum Nammen aufzureizen, muß 
das U-Boot auch mit einem Angriff ſeitens des aufgebrachten 
Kauffahrteiſchiffes rechnen. Es leuchtet auch wohl ein, daß bei 
dem Rieſendampfer „Luſitania“ ſich die Gefahr der Ein⸗ 
ſchleppung bis ins Angemeſſene geſteigert hätte. 

War aber das A-Boot zur ſofortigen warnungsloſen Tor⸗ 
pedierung berechtigt? 

Ich möchte hier zunächſt von der als Repreſſalie erklärten 


Wirkung der deutſchen Bekanntmachung vom 4. 2. 1915 ab⸗ 


ſehen. ö 
Fleiſchmann nimmt feine Zuflucht zwecks Rechtferti- 
gung der Vernichtung zum rechtlichen Geſichtspunkte des Not⸗ 


ſtandes. Er ſpricht zwar das Wort Notſtand nicht aus, aber 
der Begriff desſelben liegt doch in folgenden Ausführungen: 


„Die Gefahr für die A-Boote war durch die amtliche Aufforde⸗ 
rung der engliſchen Admiralität zum Rammen der Tauchboote 


und die Erklärung, daß die Handelsſchiffe mit Handgranaten 


für den Empfang der A-Boote ausgeſtattet ſeien, ſowie durch 
die Flaggentäuſchung fo nahe gerückt, daß man von einer An⸗ 
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möglichkeit zur Durchſuchung der „Luſitania“ wegen drohenden 
Widerſtandes ſprechen muß.“ Nach ſeiner Anſicht durfte das 
A⸗Boot den unmittelbar bevorſtehenden Widerſtand für er- 
folgten anſehen und dementſprechend ſofortige Gewalt an— 
wenden. 

Wahrſcheinlich im Gedanken an das engliſcherſeits be— 
hauptete Widerſtandsrecht feindlicher Handelsſchiffe bemerkt 
Kohler )), daß die „Luſitania“, wenn fie auch in Wirklichkeit 
nicht mit Kanonen beſtückt war, was zweifelhaft iſt, ſie ſich ſicher 
als berechtigt erachten mußte, ein entgegenſtehendes deutſches 
Kriegsſchiff oder U-Boot zu rammen, alſo Feindſeligkeiten vor- 
zunehmen, die über das Maß deſſen hinausgehen, was den 
Handelsſchiffen geſtattet iſt. 

Der konſervativ geſinnte Wehberg?) will eine war: 
nungsloſe Torpedierung nur bei bewaffneten Handelsſchiffen 
geſtattet ſein laſſen. Die Schwierigkeit liegt für das U-Boot 
bei Anwendung ſeiner Prinzipien darin, das Bewaffnetſein 
des Handelsſchiffes rechtzeitig zu erkennen. In der Praxis 
ſtellen ſich hier dem Bootskommandanten unüberwindliche 
Schwierigkeiten entgegen. 

Strupp hält im Gegenſatz zu Rehm die Rechtsfolgen 
des Notſtandes auch in dem Falle für gegeben, wenn das A- 
Boot den Notſtand ſelbſt bewußt herbeigeführt hat. Rehm 
widerſtreitet auch der Anſicht, daß das deutſche Kriegsgebiet um 
England mit ſeinen Anternehmungen gegen die Feinde Not— 
wehr gegen eine erdrückende Abermacht bilde, wie es z. B. 
Karthaus) dargeſtellt hatte, der auf dieſe Weiſe die ſo— 
fortige Torpedierung rechtfertigen wollte. Nur aus zwei 
Rechtsfertigungsquellen ſtrömt — nach Rehm — das Syſtem 
des warnungsloſen Indengrundbohrens. Die erſte iſt das Re⸗ 
preſſalienrecht und die zweite das Schlachtenrecht. Auch nicht 
nur dann, wenn ein Handelsdampfer wirklich ein U-Boot an⸗ 


1) D33. 1915 Nr. 11—12. 
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greift, ſondern auch dann ſoll das U-Boot zur ſofortigen Ver⸗ 
nichtung berechtigt fein, wenn nach den Erfahrungen des See— 
krieges Angriff oder gewaltſame Verteidigung zu erwarten iſt. 
Die Quinteſſenz feiner Ausführungen ſowie der von Roh⸗ 
land hierzu liegt im Folgenden: „Nicht ob die „Lufitania” 
objektiv bewaffnet, und zu angriffsweiſem Vorgehen oder ge⸗ 
waltſamen Widerſtand entſchloſſen war, ſteht in Frage, ſondern 
ob der Kommandant des A-Bootes das den Amſtänden gemäß 
annehmen mußte.“ Die Frage der Beſtückung wird hier durch 
die Annahme des generellen Notſtandes und die Anwendung 
des Vertrauensſchutzbegriffes abſorbiert. 

Beſteht nun im Falle der Zerſtörung eine Pflicht des 
Kriegsfahrzeuges, die auf dem feindlichen Schiff befindlichen 
Mannſchaften und Paſſagiere zu retten? Oder mit anderen 
Worten: Iſt eine Zerſtörung auch unter Aufopferung von 
Menſchenleben ſtatthaft? 

Neumeyer glaubt die letzte Frage grundſätzlich ver— 
neinen zu müſſen. Für den Regelfall wäre eine Verſenkung 
nur erlaubt, wenn für die Sicherheit dieſer Perſonen „mit der 
Wahrſcheinlichkeit eines Erfolges“ geſorgt würde. In Aus⸗ 
nahmefällen jedoch könne von der Rettung der Perſonen abge⸗ 
ſehen werden; nämlich dann, wenn der feindliche Staat eine 
ſolche Rettung unmöglich mache. Das habe England getan, 
indem es zur Verteidigung und zum Angriff überall praktiſche 
Ratſchläge erteilt habe, jo daß ſich ein U-Boot, das einem 
größeren britiſchen Kauffahrteiſchiff gegenüber Rettungsmaß⸗ 
nahmen treffen wolle, der Gefahr eigener Vernichtung ausſetzte. 

Neumeyer hat feinen Grundſatz der Rettungspflicht 
ſelbſt ſo durchlöchert, daß unſere A-Boote mit Leichtigkeit hin⸗ 
durchſchlüpfen können. 

Strupp will es der Überzeugung des A-Boot⸗Komman⸗ 
danten anheimſtellen, ob die gebotene Zerſtörung eine Rettung 
der Perſonen zulaſſe oder nicht. Er wehrt ſich vor allem gegen 
die von mancher Seite vertretene Anſicht, die ein Verbot der 
Vernichtung feindlicher Fahrzeuge vor Rettung der an Bord 


NT 


befindlichen Perſonen aus den Artikeln 5 und 6 der 11. Haager 
Konvention herleiten will. In der Ablehnung dieſes Stand- 
punktes verliert er ſich jedoch in Spitzfindigkeiten. Wenn er 
ſeine Gegner ſchlagen zu können meint mit der Ausführung, daß 
die angeführten Normen nur von genommenen Schiffen han— 
delten, nicht aber von ſolchen, die bereits vor der Aufbringung 
zerſtört worden ſind, ſo wird ihm der Vorwurf der Künſtelei 
wohl nicht erſpart bleiben. 

Gleich wie die große Mehrzahl findet auch Fleiſch— 
mann eine beſſere Art der Beweisführung für die Ablehnung 
der Rettungspflicht: „Wer die „Luſitania“ benutzte, begab ſich 
bei der Geſtaltung, die unſer Seekrieg nach den Repreſſalien 
eingenommen hatte, unmittelbar auf das Kampffeld.“ Damit 
konnten die Fahrgäſte natürlich nicht verlangen, daß bei kriege— 
riſchen Operationen auf ſie Rückſicht genommen wurde. 

Heilborn“) fühlt ſich verpflichtet, für eine humane 
Kriegführung eine Lanze zu brechen und legt dem U-Boot die 
Pflicht der Menſchenrettung auf. Er verſteht aber darunter ent- 
gegen der Anſicht der amerikaniſchen Regierung, daß die A— 
Boote wohl zur Rettung der Perſonen, nicht aber dazu ver⸗ 
pflichtet find, ſie auf dem Schiffe zu belaſſen und um ihretwillen 
von einer Zerſtörung abzuſehen. 

Mehr Rechte wie die Londoner Deklaration im Artikel 50 
ſie den Perſonen auf neutralen Schiffen zuerkenne, könnten auch 
den Perſonen auf feindlichen Schiffen nicht zugeſtanden werden. 
And mit Sicherheit könne nur „Relative Sicherheit“ gemeint 
ſein. „In Sicherheit bringen“ bedeute: Die Menſchen aus der 
Gefahr befreien, welcher ſie auf dem zu vernichtenden Schiffe 
ausgeſetzt ſind, d. h. aus einer Gefahr von Menſchenhand, nicht 
von Wind und Wetter. Auch die Hinübernahme an Bord des 
zerſtörenden Kriegsſchiffes gewähre nur relative Sicherheit, da 
die Perſonen dann immer noch der Kriegsgefahr ausgeſetzt 
ſeien. Zur Rettung aus der erſten Gefahr ſei das U-Boot im- 
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ſtande, vorausgeſetzt, daß das zu torpedierende Schiff die vor⸗ 
geſchriebenen Nettungsboote mit ſich führe. 

Auch Heilborn iſt nicht ganz der Gefahr der Künſtelei 
entronnen. Was er unter den Begriff „in Sicherheit bringen“ 


faſſen will, iſt ſicher weniger, als der Verfaſſer des Artikels 50 


ausdrücken wollte. Selbſtrettung durch die äußerſten Not⸗ 
behelfe der Rettungsboote brauchte nicht vertraglich feſtgelegt 
werden. Auch deutet m. E. der zweite, mit „auch“ beginnende 
Teil des Art. 50 darauf hin, daß mit dem „Inſicherheitbringen“ 
im allgemeinen die Hinübernahme an Bord des Kriegsſchiffes 
verſtanden werden ſoll. Aber warum denn an poſitiven Vor— 


ſchriften kleben, die für dieſen Fall gar nicht geſchaffen ſind? 


Rehm?) hat recht: „Einen Rechtsſatz: Das Verſenken eines 
Schiffes hat zu unterbleiben, weil die Menſchen darauf unver⸗ 
letzlich ſind, kennt das Völkerrecht nicht.“ 


Auch Nöldeckes) kommt nach anfänglichen Analogie⸗ 


verſuchen auf den gleichen Satz zurück. Er führt aus: Lege 
man die Pariſer Deklaration ſo aus, daß ſie lediglich die Be⸗ 


ſchlagnahme der neutralen Waren, nicht jede Verletzung unter⸗ 


ſage, fo ergäbe ſich aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen das 
gleiche Prinzip für die an Bord feindlicher Schiffe befindlichen 
neutralen Perſonen. Dies drücke auch die deutſche Priſenord⸗ 
nung in den §§ 100 und 103 aus, indem fie die Freilaſſung der 
neutralen Staaten angehörenden Mannſchaften und der Fahr⸗ 
gäſte anordne. Ein abſolutes Verbot der Verſenkung von 
Schiffen mit neutralem Gut und neutralen Perſonen an Bord 
beſtehe nicht. Auch bilde im Vergleich zum Schiff die Ladung, 
Beſatzung und Paſſagiere die Nebenſache, die vom Schickſal 
der Hauptſache mitbetroffen würde. 


814. 


Der Entrüſtungsſturm, der ob der Torpedierung der 


„Luſitania“ durch den Blätterwald der Ententevölker und 


5) 3 VöR. 9. So. S. 71. 
6) ZVöR. 9 S. 445. 


mancher neutraler Staaten raufchte, entſprang wohl mehr den 
Gefühlen des Mitleids, die durch den grauſigen Wellentod ſo 
vieler Fahrgäſte angefacht wurden, als einer klaren und be⸗ 
ſonnenen Beurteilung. Die Anklagen von neutraler Seite 
haben ſich allerdings nur bei Amerika zu einer offiziellen Pro⸗ 
teſterklärung verdichtet. Aber gerade von dieſem Staate, der 
mit ſeiner Großmachtſtellung eine gewichtige Stimme in die 
Wagſchale wirft, wiegt die Anklage ſchwer. Sie bürdet der 
deutſchen Regierung allein die ganze Verantwortung für die 
ſchweren Folgen der Torpedierung auf. Sie erklärt, daß ſie „die 
Einführung derartiger Maßnahmen oder Warnung vor deren 
Gefahren an amerikaniſche Schiffe oder Staatsangehörige, die 
berechtigter Weiſe als Paſſagiere auf den Schiffen kriegführen⸗ 
der Staaten reifen, nicht zulaſſen könne, und daß fie die Faifer- 
lich⸗deutſche Regierung für jede abſichtliche oder zufällige Ver— 
letzung dieſer Rechte ſtreng verantwortlich machen müſſe.“ Dieſe 
Auffaſſung der amerikaniſchen Regierung iſt — wie ſo manche 
ſpätere — vom fachlich abwägenden Standpunkte ſchwer ver— 
ſtändlich. 

Das ganze deutſche Volk wies mit einer Einheitlichkeit, 
die nur tiefwurzelnder Arſache entſpringen konnte, auf England 
als den Schuldigen hin. An dieſer Wurzel graben auch faſt 
alle deutſchen Gelehrten, deren Ausführungen zur Schuldfrage 
mir vorliegen. von Lentner!) ſchürft allerdings nicht ge- 
rade ſehr tief in ſeinen Gründen. Er ſieht das Schuldkonto der 
engliſchen Regierung nur inſofern belaſtet, als ſie den Dampfer 
ohne den entſprechenden Schutz habe in die Kriegszone einfahren 
laſſen. | 
Dem eigentlichen Kerne nahe kommt Neufamp?). Der 
Tod ſo vieler friedlicher Paſſagiere ſei durch England verſchul⸗ 
det, weil es eine von ihm als Hilfskreuzer ausgerüſtete, mit 
Kanonen, Truppen und mit abſoluter Bannware befrachteten 
Dampfer gleichzeitig als Paſſagierdampfer habe verwenden 
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laſſen. In dieſer Tatſache ſieht auch Allfeld Englands 
Schuld verwirklicht, während Neumeyer ſie in dem briti⸗ 
ſchen Syſtem erblicken will, Handelsſchiffe zum bewaffneten 
Widerſtand aufzufordern. von Rohland?) ſtellt dem ge⸗ 
wiſſenloſen Albion gleich zwei Schuldſcheine aus. Erſtens habe 
es der „Luſitania“, obwohl dieſe ein Hilfskreuzer war und 
zum Munitionstransport herangezogen wurde, die Beförderung 
von Paſſagieren geſtattet und zweitens ſeine Pflicht verſäumt, 
die Gefahr durch Geleit des Schiffes abzuwenden. 

And ſchließlich kann man noch folgenden Ausführungen 
der deutſchen Note vom 11. Mai 1915 zuftimmen: „Wenn 
England auf dieſe Warnung des deutſchen Botſchafters (in 
Neuyork) hin jede Gefährdung des Schiffes beſtritt, das Vor⸗ 
handenſein ausreichender Schutzmaßnahmen vortäuſchte und 
die Reiſenden ſo zur Mißachtung der deutſchen Warnungen 
und zur Benutzung eines Schiffes verführte, das der Verſen⸗ 
kung verfallen war, ſo trifft die Verantwortung für den von der 
kaiſerlichen Regierung aufs tiefſte beklagten Verluſt von Men⸗ 
ſchenleben ausſchließlich die Königlich-Großbritanniſche Re⸗ 
gierung.“ 

Auch die amerikaniſche Regierung hat man nicht frei von 
Schuld geſprochen. So wirft ihr Neukamp vor, ſie habe, 
obwohl die amerifanifche Geſetzgebung die Beförderung von 
Paſſagieren auf Schiffen, die Erplofivftoffe an Bord haben, 
ausdrücklich verbiete), doch geduldet, daß die „Luſitania“ zum 
Transport von Perſonen von Nordamerika nach England be⸗ 
nutzt wurde. Den gleichen Vorwurf muß ſich Amerika von 
von Rohland und Triepel?) gefallen laſſen. 

Damit hat man nun einmütig als die nach Völkerrecht ver⸗ 
antwortlichen England und Nordamerika hingeſtellt. Aber trifft 
nicht auch die Fahrgäſte ſelbſt eine Schuld? Waren ſie nicht 


3) Ebenda S. 75. 
4) Vergl. Paſſanger Aet. v. 1882 Abſchn. 9. 
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zweimal gewarnt, und ſtand es ihnen nicht frei, einen weniger 
gefährdeten neutralen Dampfer zu benutzen? 


Zwar will von Rohland ein Selbſtverſchulden der 


Paſſagiere nicht anerkennen, denn es fiele zu ihren Gunſten in 


die Wagſchale, daß ſie der Verſicherung des Kapitäns als des 


ſachverſtändigen und verantwortlichen Führers des Schiffes, es 


drohe ihnen im Hinblick auf die große Fahrtgeſchwindigkeit der 
„Luſitania“ keine Gefahr, Glauben ſchenken durften. Aber was 
wiegt ſchwerer: eine von dem durch das Intereſſe an ſeiner Ge— 
ſellſchaft beeinflußten Kapitän abgegebene leichtſinnige Ver— 
ſicherung, oder die amtliche Warnung einer Großmacht? von 
Rohland dringt auch gegen das Gros der übrigen juriſtiſchen 
Schriftſteller nicht durch. Für eine Verantwortlichkeit der 
Paſſagiere äußern ſich Harburger, Laband, Allfeld, 
von Lentner, Schönborn u. a. 


Es fehlt auch nicht an Stimmen, die als verantwortlich den 
Kapitän und die Direktion der Cunardlinie hinſtellen. von 
Rohland ſieht deren Schuld in der unverantwortlichen 
Leichtfertigkeit und Gleichgültigkeit gegen Sicherheit und Leben 
der ſich ihnen anvertrauenden Paſſagiere. Harburger) er⸗ 
blickt in der Tatſache, daß die Eigentümer und Führer der 
„Lufitania” neben den gewaltigen Mengen Munition auch 
zahlreiche Neiſende zur Überfahrt aufgenommen haben, „die 
denkbar gröblichſte Verletzung ihrer Pflichten aus dem Trans⸗ 
portvertrage.“ 


Man kann demnach zur Beurteilung der Schuldfrage zu— 
ſammenfaſſend erklären: In die Verantwortung für den Tod der 
auf der „Luſitania“ befindlichen amerikaniſchen und ſonſtigen 
Fahrgäſte teilen ſich zivil⸗ und ſtrafrechtlich die Direktion und 
der Kapitän der Cunardlinie und die Fahrgäſte ſelbſt, völfer- 
rechtlich die britiſche Regierung und die Regierung der Ver— 
einigten Staaten von Nordamerika. 
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Gegenüber der Rechtsfrage mußte die Entſchädigungs⸗ 
frage, ſo ſchwer fie auch im „Luſitania“-Fall wiegen mochte, in 


den Hintergrund treten, die Frage, ob für die bei der Zerſtbrung 


erfolgte Vernichtung nicht zur Kriegskonterbande zu rechnender 
Güter Schadenserſatz zu leiſten war. Dieſer nüchtern materielle 
Standpunkt wurde von der hochgehenden Woge der völkiſchen 
Leidenſchaften überflutet. 

Jahrhundertelang hindurch hatte man ſich beſtrebt, die 
Regel zur Geltung zu bringen, daß, abgeſehen von Konterbande 
feindliches Gut auf neutralen Schiffen von der Nehmung frei 
fein fol. Das Consolato del mare, die berühmte 
Sammlung von ſeerechtlichen Vorſchriften, die im 13. oder 
14. Jahrhundert zuſammengeſtellt wurde, ſpricht den Grundſatz 
aus, daß feindliche Ladung auch auf neutralem Schiff gegen 
Erſatz der Fracht von dem Schiff genommen werden darf. Da⸗ 
gegen ſoll die neutrale Ladung auf feindlichen Schiffen grund⸗ 
ſätzlich von der Nehmung frei bleiben. Der letzte Grundſatz 
wurde jedoch ſchon im 15. Jahrhundert wieder aufgegeben !). 
So iſt es bis heute geblieben. Während man den Neutralen in 
den Art. 52, 53 der Londoner Deklaration für die Zerſtörung 
neutraler Schiffe und darauf befindlicher neutraler Waren einen 
weitgehenden Schadenerſatz zuſicherte, hat man die Frage des 
Schadenserſatzes für zerſtörte neutrale Waren auf feindlichen 


Schiffen auf keinen übereinſtimmenden Nenner bringen können. 
Das Schadenserſatzrecht des Völkerrechts erſchöpft ſich lediglich 


in einigen Einzelbeſtimmungen. Daraus folgert nun 
Scholz ?): „Die Verneinung der Erſatzpflicht iſt im Kriegs⸗ 
recht und damit auch im Priſenrecht die Regel.“ Als Grund⸗ 
anſchauung will er gelten laſſen, daß alle Mittel der Kriegs⸗ 
führung ohne Erſatzpflicht zuläſſig ſeien, ſoweit nicht anerkannt 
völkerrechtliche Grundſätze einſchränkend entgegenſtehen. 


1) Vergl. Wittmaack: „Hat das Seekriegsrecht in neuerer Zeit 
Fortſchritte gemacht?“ In der deutſchen Revue Januar 1918. 
2) DJI. XX. S. 765. 
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Rehm?) teilt — in feinem Schematiſierungsdrange — 
das Privateigentum nach Völkerrecht in verletzbares, d. h. in 
ſolches, das einzuziehen und abſichtlich zu zerſtören iſt, und in 
unverletzbares ein. Er behauptet, daß die Verletzung von un⸗ 
berührbarem Eigentum nicht durch Erſatzleiſtung erlaubt ſei, 
d. h. alſo, wenn beide Arten Eigentum, verletzbares und unver— 
letzbares verbunden ſind und die Zerſtörung des einen ohne 
Mitvernichten des anderen nicht möglich iſt, keineswegs beide 
zerſtört werden dürfen und für das an ſich Anverletzliche Erſatz 
zu leiſten ſei, ſondern der Rechtsſatz ſoll lauten: in dieſem Falle 
hat das Vernichten beider zu unterbleiben. Wären Rehms 
Richtlinien für unſere U-Boote maßgebend, jo würden fie 
grundſätzlich genötigt fein, mit neutralen Waren beladene feind- 
liche Kauffahrteiſchiffe unbehelligt ziehen zu laſſen. 

Mit Recht behauptet Nöldecke ), daß dieſes Ergebnis 
ſtutzig machen müſſe, da es das Recht zum Zerſtören der feind- 
lichen Schiffe vollkommen dadurch beſeitigen könne, daß jedem 
feindlichen Schiffe als Amulet eine gehörige Ladung neutraler 
Waren aufgepackt würde. Er faßt Rehms Ausführungen 
gleich an der Wurzel. Seine Anterſcheidung zwiſchen verletz⸗ 
barem und unverletzbarem Gut prüft er an Art. 3 der Pariſer 
Deklaration. Dieſer lautet nach offizieller Aberſetzung: „Neu⸗ 
trales Gut unter feindlicher Flagge mit Ausnahme der Kriegs— 
konterbande darf nicht mit Beſchlag belegt werden.“ Darin iſt 
eine allgemeine Anverletzlichkeit, alſo auch ein abſolutes Verbot 
der Beſchädigung oder Zerſtörung neutraler Waren nicht ent— 
halten. Nöldecke führt zur Begründung ſeiner Behauptung 
an, daß im Jahre 1856 beim Seebeuterecht der Wert der weg— 
genommenen Waren im Vordergrunde geftanden habe und daß 
man mit der Annahme des Artikels 3 die Bereicherung der 
Kriegsführenden auf Koſten der Neutralen habe verhindern 
wollen. Man verbot den Kriegführenden die Aneignung der 
neutralen Waren und erklärte ſie für verpflichtet, den aus dem 


3) 3Vö R. 9. 
4) 3VöR. 9 S. 447. 
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Verkauf entſpringenden Erlös den Intereſſenten herauszugeben. 
Man habe damals gar nicht die Abſicht gehegt, ſich in die Krieg⸗ 
führung einzumiſchen, und einen Satz aufzuſtellen, der — wie 


Rehm es tut — eine durch Kriegsnotwendigkeit gebotene Ver⸗ 


ſenkung eines feindlichen Schiffes mit Rückſicht auf neutrale 


Ladung verbietet. Die von Rehm behauptete allgemeine An⸗ 


verletzlichkeit der neutralen Waren an Bord feindlicher Schiffe 
iſt alſo in der Tat nicht erwieſen. Gegen Rehm ſpricht außer 
dem Gewohnheitsrecht, wie es ſich in dem Falle des franzö⸗ 
ſiſchen Kreuzers „Deſaix“ in dem Arteil kriſtalliſiert hat, auch 
der engliſche Völkerrechtslehrer Hall. 

Angeſichts dieſer Tatſachen hält Nöldecke es mit Recht 
für befremdlich, daß in jüngſter Zeit mehrere deutſche Schrift⸗ 
ſteller plötzlich einen völkerrechtlichen Grundſatz der Schadens⸗ 
erſatzpflicht für mit feindlichen Schiffen zerſtörte neutrale Waren 


entdeckt haben. Zu dieſen zählen außer dem oben gewürdigten 


Rehm noch Schramms) und Wehber ge“). 
Da ſich — wie oben dargeſtellt — die Ableitung einer 


Entſchädigungspflicht aus den beſtehenden Rechtsnormen nicht 


erklären läßt, unterſucht Nöldecke ), ob der neuartige Grund⸗ 


ſatz dieſer Schriftſteller vielleicht das Reſultat aus allgemeinen 


Rechtsanſchauungen darſtellt. Aber auch hier muß er ein nega- 


tives Ergebnis feſtſtellen. 


Im Völkerrecht gibt es keinen allgemeinen Satz, daß der 
Staat, der in Privatrechte eingreift, zu Schadenerſatz verpflich⸗ 
tet iſt. Auch in den Rechten der einzelnen Staaten hat ſich 


dieſer Grundſatz erſt allmählich durchgerungen. Als bekräftigen⸗ 


des Beiſpiel ſei der Artikel 3 des 4. Haager Abkommens von 


1907 angeführt, in welchem eine Verpflichtung zum Schaden⸗ 
erſatz nur im Falle der Verletzung der Vorſchriften der Land⸗ 


kriegsordnung anerkannt wird. (Artikel 53 der Londoner Der 


5) Priſenrecht S. 338 ff. 


6) Öfterr. Zeitſchr. f. öff. Recht II S. 280 und Seekriegsrecht 2 


S. 295 Anm. 3 und 4. 
7) 3VöR. 9 S. 447ff. 
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klaration, der ſogar eine Schadenserſatzpflicht ohne Verſchulden 


feſtſetzt, iſt eine Ausnahmebeſtimmung.) 

Auch Schol zs) betont, daß weder in der deutſchen 
Priſenordnung noch im überſtaatlichen Völkerrecht der Gedanke 
der Erſatzpflicht neutraler Waren auf feindlichen Schiffen zur 
Rechtsnorm erſtarkt ſei. Rehm ſucht, da ihn ſelbſt ſein 


ſchroffer Rechtsſtandpunkt nicht zu befriedigen ſcheint, eine Ab⸗ 


lehnung der Schadenserſatzpflicht aus „beſonderen Gründen“. 
In den Fällen des Fehlens von Schiffspapieren und bei ſon⸗ 
ſtigen Mitteln zum Verheimlichen von Beſtimmungsort, Art 
und Ladung des Schiffes will er eine Zerſtörung ohne Entſchä⸗ 
digung gerechtfertigt ſein laſſen. Einen zweiten Fall ſieht er 
in dem Artikel 59 der Londoner Deklaration enthalten. Dieſer 
lautet: „Iſt die neutrale Eigenſchaft der an Bord eines feind— 
lichen Schiffes vorgefundenen Waren nicht nachgewieſen, ſo 
wird vermutet, daß die Ware feindlich iſt.“ Hieraus folgert 


nun Rehm für die A-Boots⸗ Kommandanten das Recht, die 


Güter auf den die Kriegszone durchfahrenden feindlichen 


Schiffen als feindlich anzuſehen und demgemäß ohne weiteres 


zu zerſtören, weil fie davon ausgehen dürften, daß neutrale 
Eigentümer ihre Güter ſolchen Schiffen nicht anvertrauen. Den 
gleichen Rechtsgedanken enthält nun auch der § 20 der deutſchen 
Priſenordnung: „Gut an Bord eines feindlichen Schiffes darf 
als feindlich angeſehen werden, es ſei denn, daß deſſen Eigen⸗ 
ſchaft als neutrales Gut einwandfrei erwieſen iſt.“ Dieſe 
Präſumtion erſtreckt ſich natürlich bis ins Gebiet der Schadens- 
erſatzpflicht und hat zur Wirkung, daß die Schadenserſatzfrage 
verneint werden muß. Selbſt für den Fall, daß die Präſumtion 


ſpäter widerlegt wird, daß ſich dann herausgeſtellt, daß die La- 


dung neutral war, wird ein Schadenserſatzanſpruch nicht be- 
gründet, weil „ausreichende Gründe“ für das Mitverſenken des 


neutralen Gutes vorgelegen haben?). Den gleichen Schluß 


8) DIz3. 20 S. 765. 
9, Vergl. Art. 64 Londoner Deklaration. 
6 * 
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zieht auch Scholz 0) aus dem Artikel 64 der Lone De⸗ 
klaration. 


Rehm geht indes noch weiter. Er lehnt eine Sch 


erſatzpflicht nicht nur dann ab, wenn ausreichende Gründe für 


das Mitverſenken vorliegen, ſondern auch dann, wenn für das 
Nichtgewähren des Schadenserſatzes ausreichende Gründe vor⸗ 
handen ſind. Im letzteren Falle iſt allerdings eine Schadens⸗ 


erſatzpflicht entſtanden, aber die ausreichenden Gründe befreien 


davon. Einen ſolchen ausreichenden Befreiungsgrund ſieht 


Rehm z. B. in der ernſtlichen und vernehmbaren Warnung an 


die Neutralen, ihre Waren feindlichen Schiffen anzuvertrauen. 

Dieſe beiden Fälle „beſonderer Amſtände“ bilden ſolch 
große Löcher in dem von Rehm behaupteten völkerrechtlichen 
Grundſatz der Schadenserſatzpflicht für mit feindlichen Schiffen 
zerſtörte neutrale Waren, daß von dem Grundſatz herzlich wenig 
übrig bleibt. Rehm dürfte ſich auch mit Wehberg und 
Schramm gegenüber den Verneinern der Schadenserſatz⸗ 
pflicht nahezu allein finden. Auf der Seite der Mehrheit ſtehen 
Kohler, Heilfron, Scholz, Nöldecke, Heil- 
born u. a. | 

Von der Minderheit iſt nun an einem andern Punkte eine 
Offenſive unternommen worden; es wurde verſucht, den Scha⸗ 
denserſatzanſpruch der neutralen Ladungsintereſſenten aus dem 
deutſchen Recht abzuleiten. Als maßgebende Quelle kommt 
hier lediglich die deutſche Priſenordnung in Betracht. Es iſt 
nun viel darüber geſtritten worden, ob die Priſenordnung im 
Sinne unſeres Staatsrechtes eine Rechtsordnung, d. h. alſo die 
Gerichte bindendes Recht iſt, oder nur ein Marinebefehl des 
Kaiſers an die Kriegsflotte. Sie ſelbſt bezeichnet ſich als „An⸗ 
weiſung an die Seebefehlshaber“ 11), 

Arndt 2) will die eee als Rechts ordnung 
angeſehen wiſſen. 

10) DIZ. 20 S. 765. 

11) RGBl. 1914 S. 275. 


12) Recht und Wirtſchaft: Die neueſte Entwicklung des Priſenrechts. 


Anm. 7. 


* 
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Demgegenüber ſtellt ſich die überwiegende Mehrheit auf 
den Standpunkt Rehms, der die Priſenordnung nicht als 
Rechtsquelle, ſondern nur als Dienſtvorſchrift auffaßt. Zu ihm 
bekennt ſich auch Strupp, Heilfron und Scholz. 

Aber die deutſche Priſenordnung bezeugt als ſolche doch 
Rechtsſätze, und das Hamburger Priſengericht, das den Fall 
des Dampfers „Glitra“ entſchied, hielt ſich an die Paragraphen 
der Priſenordnung. 

Von den Vertetern der Schadenserſatzpflicht wird nun zur 
Rechtfertigung ihres Standpunktes der § 114 der Priſenord⸗ 
nung herangezogen. 

Dieſer § 114 leiſtet wohl der Auffaſſung Vorſchub, in ihm 
ſpiegele ſich ein Nechtsfag des Völkerrechts wieder. Ein ſolcher 
exiſtiert aber in der Tat nicht. Es wäre allerdings möglich, daß 
die Verfaſſer der Prod. mit weitſchauendem Blick eine Frucht 
reifen ſahen, die bisher lediglich im Keim vorhanden iſt, daß ſie 
glaubten, dem Bildungsprozeß des Rechts vorgreifen zu dürfen, 
und aus Spuren des Stoffes die Kriſtalliſierungsgeſetze des ſich 
bildenden Geſteins herausleſen zu können. Jedoch iſt das wohl 
nicht anzunehmen, da fich der $ 114 der Pr O. eng an §S 53 der 
Londoner Deklaration anſchließt. Man müßte denn behaupten, 
— wie Nöldecke n) — das den Verfaſſern die Protokolle 
und ſonſtigen Arkunden der Londoner Deklaration nicht vorge— 
legen hätten. Anmöglich! Nöldecke ſucht denn auch dem 
8 115 PrO. zu entnehmen, daß die Verfaſſer der Pr O. gar nicht 
die Abſicht gehabt haben könnten, eine Schadenserſatzpflicht bei 
Verſenkung neutraler Waren auf feindlichen Schiffen zu .be- 
gründen. 

Strupp ), hierin von Heilfron unterſtützt, ſieht im 
8 114 nur die Zuſammenfaſſung aller Zerſtörungsfälle ſowohl 
neutraler als feindlicher Schiffe. 

Kohler endlich beruft ſich auf den Fall des Dampfers 
„Deſaix“ im Jahre 1870. Hier verwarfen die franzöfifchen Ge⸗ 


13) 3VöR. 9 S. 447ff. 
14) 3VöR. 9 S. 9. 


richte den Entſchädigungsanſpruch und die völkerrechtliche Lite⸗ 
ratur billigte bis auf den heutigen Tag die Entſcheidung. 

Zwar iſt auf der Londoner Konferenz dieſe Frage auch an⸗ 
geſchnitten worden. Jedoch iſt eine Regelung im poſitiven 
Sinne nicht erfolgt. | 

Die gewonnenen Grundfäße auf den „Luſitania“⸗Fall an- 
gewendet, ergeben, daß, da die Verſenkung der „Luſitania“ ge⸗ 
rechtfertigt war, keinerlei Erſatz für verlorengegangene und mit⸗ 
zerſtörte neutrale Waren verlangt werden kann. Die an Bord 
der „Luſitania“ befindlichen Perſonen kann man natürlich nicht 
rechtlich ſchlechter ſtellen als die Waren. Eine Entſchädigung 
für die getöteten Fahrgäſte iſt aber ſchon deshalb abzulehnen, 
weil die Haftpflicht des Staates ſtets ein Verſchulden voraus⸗ 
ſetzt, und die Verantwortung für den Tod der Paſſagiere ein⸗ 
mütig England und Nordamerika zugeſchoben wird. „Daher 
verlangt Nordamerika, fo erklärt auch Neufamp!d) völlig zu 
Anrecht eine Entſchädigung für die bei der Torpedierung der 
„Luſitania“ getöteten nordamerikaniſchen Bürger.“ 


15) 3VöR. 9 So. S. 5. 


Mein Lebenslauf. 


ö Ausweislich der Kirchenblicher der evangel. Gemeinde Erle-Middelich 

bei Buer wurde dem dort wohnhaften Betriebsführer der Bergwerks- 
anlagen „Graf Bismarck“ der Harpener Bergbau-A -G. am 17. November 
1893 ein Sohn geboren. Dieſer Sohn war — wie mir ſpäter verſichert 
wurde — ich. Aus eigener Wiſſenſchaft erinnere ich mich nur an Sonnen- 
ſchein, Wälder, grünen Wieſen, großen Birn⸗ und Apfelbäumen, kurz an 
jene prächtige münſterländer Gegend, wie ſie leider mehr und mehr durch 
die Induſtrie verſchluckt wurde. Im 6. Lebensjahre griff ich offiziell zu 
Griffel und Schreibtafel, deren Studium ich dann in Werne Kr. Bochum, 
wohin mein Vater ſeinen Wohnſitz verlegte und den ich gemäß § 11 
BGB. zu teilen hatte, fortſetzte. Ohne mich dann mehr als das vor— 
geſchriebene Jahr auf den Klaſſen der Oberrealſchule in Bochum auf— 
gehalten zu haben, begrüßte ich Oſtern 1912 nach beſcheinigter Reife die 
goldene akademiſche Freiheit, der nach 3 Semeſtern in Bonn, 2 in Berlin 
der Krieg ein Ende machte. Anfangs als untauglich zurückgewieſen, ſah 
ich mich doch im Mai 1915 bereits tapfer und ſchweißtriefend den be— 
rühmten preußiſchen „langſamen Schritt“ üben. Im September 1915 
rückte ich zu dem großen grauen Heer ins Feld und ſah und fühlte die ſtärkſte 
und glänzendſte aller Waffen, die je ein Volk beſeſſen hat. Im Auguſt 
1916 im Oſten leicht verwundet, im November 1916 zum Weſten aus- 
gerückt, wurde ich im März 1917 vor Verdun ſchwer verwundet, als 
deren Folge ein gelähmter Fuß zurückblieb. 

Während eines vierwöchigen Urlaubs von der Oſtfront im Mai 
1916 war es mir vergönnt, das Referendarexamen zu beſtehen; die lange 
Lazarettzeit 1917/18 benutzte ich dazu, die Grundlagen zu meiner Doftor- 
diſſertation zu legen. 


Willi Becker. 
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